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Rechtsgrundlagen für die tägliche Betreuungsarbeit

Neben den Kernvorschriften des Betreuungsrechts, geregelt in den §§ 1896 ff. BGB, stehen in
dieser Textsammlung die zahlreichen – in verschiedenen Gesetzen und Verordnungen nie-
dergelegten – Regelungen zur Verfügung, die die tägliche Arbeit von ehrenamtlichen Be-
treuern und Betreuerinnen, Berufsbetreuern, Rechtspflegern, Notaren, Richtern am Betreu-
ungsgericht sowie Mitarbeitern in Betreuungsvereinen und Betreuungsbehörden berühren.

Einzigartig und umso hilfreicher ist diese gezielt für die Praxis zusammengestellte kompakte
Gesetzessammlung; wer sie nutzt, spart Zeit und hat Zugriff auf umfassende und zuverlässige
Information. Das graue Griffregister und die Abschnittsübersichten verdeutlichen die klare
rechts- bzw. themensystematische Gliederung. Die alphabetische Schnellübersicht sowie das
Stichwortverzeichnis helfen beim schnellen Auffinden des maßgeblichen Paragraphen.

Die Leitziffernsystematik am oberen Seitenrand funktioniert ganz einfach:

Diese Textausgabe beruht auf dem Rechtsstand 1. Januar 2023.

Betreuungsrechtsreform 2023

Enthalten sind die ab 1. Januar 2023 geltenden Vorschriften:

§ Bürgerliches Gesetzbuch – das neue Betreuungsrecht (§§ 1814–1881 BGB)

§ Vormünder- und Betreuervergütungsgesetz (VBVG) – Auszug Betreuervergütung

§ Betreuungsorganisationsgesetz (BtOG)

§ Betreuerregistrierungsverordnung (BtRegV)

§ Die neuen Ausführungsgesetze der Bundesländer zum Betreuungsrecht

Wir danken für die Anregungen zur weiteren Verbesserung der Textausgabe und wünschen
erfolgreiches Arbeiten mit „Das gesamte Betreuungsrecht“.

Ihr Walhalla Fachverlag
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Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland
Vom 23. Mai 1949 (BGBl. S. 1)

Zuletzt geändert durch
Gesetz zur Änderung des Grundgesetzes (Artikel 82)

vom 19. Dezember 2022 (BGBl. I S. 2478)

– A u s z u g –
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PRÄAMBEL

Im Bewußtsein seiner Verantwortung vor Gott
und den Menschen, von dem Willen beseelt,
als gleichberechtigtes Glied in einem verein-
ten Europa dem Frieden der Welt zu dienen,
hat sich das Deutsche Volk kraft seiner ver-
fassungsgebenden Gewalt dieses Grundge-
setz gegeben.
Die Deutschen in den Ländern Baden-Würt-
temberg, Bayern, Berlin, Brandenburg, Bremen,
Hamburg, Hessen, Mecklenburg-Vorpommern,
Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, Rhein-
land-Pfalz, Saarland, Sachsen, Sachsen-Anhalt,
Schleswig-Holstein und Thüringen haben in
freier Selbstbestimmung die Einheit und Frei-
heit Deutschlands vollendet. Damit gilt dieses
Grundgesetz für das gesamte Deutsche Volk.

I. Die Grundrechte

Artikel 1 (Schutz der Menschenwürde)
(1) Die Würde des Menschen ist unantastbar.
Sie zu achten und zu schützen ist Verpflichtung
aller staatlichen Gewalt.
(2) Das Deutsche Volk bekennt sich darum zu
unverletzlichen und unveräußerlichen Men-
schenrechten als Grundlage jeder menschli-
chen Gemeinschaft, des Friedens und der Ge-
rechtigkeit in der Welt.
(3) Die nachfolgenden Grundrechte binden Ge-
setzgebung, vollziehende Gewalt und Recht-
sprechung als unmittelbar geltendes Recht.

Artikel 2 (Persönliche Freiheit)
(1) Jeder hat das Recht auf die freie Entfaltung
seiner Persönlichkeit, soweit er nicht die
Rechte anderer verletzt und nicht gegen die
verfassungsmäßige Ordnung oder das Sitten-
gesetz verstößt.
(2) Jeder hat das Recht auf Leben und körper-
licheUnversehrtheit. Die Freiheit der Person ist
unverletzlich. In diese Rechte darf nur auf
Grund eines Gesetzes eingegriffen werden.

Artikel 3 (Gleichheit vor dem Gesetz)
(1) Alle Menschen sind vor dem Gesetz gleich.
(2) Männer und Frauen sind gleichberechtigt.
Der Staat fördert die tatsächliche Durchset-
zung der Gleichberechtigung von Frauen und

Männern und wirkt auf die Beseitigung beste-
hender Nachteile hin.
(3) Niemand darf wegen seines Geschlechtes,
seiner Abstammung, seiner Rasse, seiner
Sprache, seiner Heimat und Herkunft, seines
Glaubens, seiner religiösen oder politischen
Anschauungen benachteiligt oder bevorzugt
werden. Niemand darf wegen seiner Behinde-
rung benachteiligt werden.

Artikel 4 (Glaubens- und Bekenntnis-
freiheit)

(1) Die Freiheit des Glaubens, des Gewissens
und die Freiheit des religiösen und weltan-
schaulichen Bekenntnisses sind unverletzlich.
(2) Die ungestörte Religionsausübung wird
gewährleistet.
(3) Niemand darf gegen sein Gewissen zum
Kriegsdienst mit der Waffe gezwungen wer-
den. Das Nähere regelt ein Bundesgesetz.

Artikel 5 (Freie Meinungsäußerung)
(1) Jeder hat das Recht, seine Meinung in
Wort, Schrift und Bild frei zu äußern und zu
verbreiten und sich aus allgemein zugängli-
chen Quellen ungehindert zu unterrichten. Die
Pressefreiheit und die Freiheit der Berichter-
stattung durch Rundfunk und Film werden ge-
währleistet. Eine Zensur findet nicht statt.
(2) Diese Rechte finden ihre Schranken in den
Vorschriften der allgemeinen Gesetze, den ge-
setzlichen Bestimmungen zum Schutze der Ju-
gend und in dem Recht der persönlichen Ehre.
(3) Kunst und Wissenschaft, Forschung und
Lehre sind frei. Die Freiheit der Lehre entbindet
nicht von der Treue zur Verfassung.

Artikel 6 (Ehe, Familie, uneheliche
Kinder)

(1) Ehe und Familie stehen unter dem beson-
deren Schutze der staatlichen Ordnung.
(2) Pflege und Erziehung der Kinder sind das
natürliche Recht der Eltern und die zuvörderst
ihnen obliegende Pflicht. Über ihre Betätigung
wacht die staatliche Gemeinschaft.
(3) Gegen den Willen der Erziehungsberech-
tigten dürfen Kinder nur auf Grund eines Ge-
setzes von der Familie getrennt werden, wenn
die Erziehungsberechtigten versagen oder
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wenn die Kinder aus anderen Gründen zu
verwahrlosen drohen.

(4) Jede Mutter hat Anspruch auf den Schutz
und die Fürsorge der Gemeinschaft.

(5) Den unehelichen Kindern sind durch die
Gesetzgebung die gleichen Bedingungen für
ihre leibliche und seelische Entwicklung und
ihre Stellung in der Gesellschaft zu schaffen
wie den ehelichen Kindern.

Artikel 7 (Schulwesen)
(1) Das gesamte Schulwesen steht unter der
Aufsicht des Staates.

(2) Die Erziehungsberechtigten haben das
Recht, über die Teilnahme des Kindes am Re-
ligionsunterricht zu bestimmen.

(3) Der Religionsunterricht ist in den öffentli-
chen Schulen mit Ausnahme der bekenntnis-
freien Schulen ordentliches Lehrfach. Unbe-
schadet des staatlichen Aufsichtsrechtes wird
der Religionsunterricht in Übereinstimmung
mit den Grundsätzen der Religionsgemein-
schaften erteilt. Kein Lehrer darf gegen seinen
Willen verpflichtet werden, Religionsunter-
richt zu erteilen.

(4) Das Recht zur Errichtung von privaten
Schulen wird gewährleistet. Private Schulen
als Ersatz für öffentliche Schulen bedürfen der
Genehmigung des Staates und unterstehen
den Landesgesetzen. Die Genehmigung ist zu
erteilen, wenn die privaten Schulen in ihren
Lehrzielen und Einrichtungen sowie in der
wissenschaftlichen Ausbildung ihrer Lehrkräf-
te nicht hinter den öffentlichen Schulen zu-
rückstehen und eine Sonderung der Schüler
nach den Besitzverhältnissen der Eltern nicht
gefördert wird. Die Genehmigung ist zu ver-
sagen, wenn die wirtschaftliche und rechtliche
Stellung der Lehrkräfte nicht genügend gesi-
chert ist.

(5) Eine private Volksschule ist nur zuzulassen,
wenn die Unterrichtsverwaltung ein besonde-
res pädagogisches Interesse anerkennt oder,
auf Antrag von Erziehungsberechtigten, wenn
sie als Gemeinschaftsschule, als Bekenntnis-
oderWeltanschauungsschule errichtet werden
soll und eine öffentliche Volksschule dieser Art
in der Gemeinde nicht besteht.

(6) Vorschulen bleiben aufgehoben.

Artikel 8 (Versammlungsfreiheit)
(1) Alle Deutschen haben das Recht, sich ohne
Anmeldung oder Erlaubnis friedlich und ohne
Waffen zu versammeln.

(2) Für Versammlungen unter freiem Himmel
kann dieses Recht durch Gesetz oder auf
Grund eines Gesetzes beschränkt werden.

Artikel 9 (Vereinigungsfreiheit)
(1) Alle Deutschen haben das Recht, Vereine
und Gesellschaften zu bilden.

(2) Vereinigungen, deren Zwecke oder deren
Tätigkeit den Strafgesetzen zuwiderlaufen
oder die sich gegen die verfassungsmäßige
Ordnung oder gegen den Gedanken der Völ-
kerverständigung richten, sind verboten.

(3) Das Recht, zur Wahrung und Förderung der
Arbeits- und Wirtschaftsbedingungen Vereini-
gungen zu bilden, ist für jedermann und für
alle Berufe gewährleistet. Abreden, die dieses
Recht einschränken oder zu behindern suchen,
sind nichtig, hierauf gerichtete Maßnahmen
sind rechtswidrig. Maßnahmen nach den Arti-
keln 12a, 35 Abs. 2 und 3, Artikel 87a Abs. 4
und Artikel 91 dürfen sich nicht gegen Ar-
beitskämpfe richten, die zur Wahrung und
Förderung der Arbeits- und Wirtschaftsbedin-
gungen von Vereinigungen im Sinne des Sat-
zes 1 geführt werden.

Artikel 10 (Brief- und Postgeheimnis)
(1) Das Briefgeheimnis sowie das Post- und
Fernmeldegeheimnis sind unverletzlich.

(2) Beschränkungen dürfen nur auf Grund ei-
nes Gesetzes angeordnet werden. Dient die
Beschränkung dem Schutze der freiheitlichen
demokratischen Grundordnung oder des Be-
standes oder der Sicherung des Bundes oder
eines Landes, so kann das Gesetz bestimmen,
daß sie dem Betroffenen nicht mitgeteilt wird
und daß an die Stelle des Rechtsweges die
Nachprüfung durch von der Volksvertretung
bestellte Organe und Hilfsorgane tritt.

Artikel 11 (Freizügigkeit)
(1) Alle Deutschen genießen Freizügigkeit im
ganzen Bundesgebiet.
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(2) Dieses Recht darf nur durch Gesetz oder auf
Grund eines Gesetzes und nur für die Fälle ein-
geschränkt werden, in denen eine ausreichende
Lebensgrundlage nicht vorhanden ist und der
Allgemeinheit daraus besondere Lasten entste-
hen würden oder in denen es zur Abwehr einer
drohenden Gefahr für den Bestand oder die
freiheitliche demokratische Grundordnung des
Bundes oder eines Landes, zur Bekämpfung von
Seuchengefahr, Naturkatastrophen oder beson-
ders schweren Unglücksfällen, zum Schutze der
Jugend vor Verwahrlosung oder um strafbaren
Handlungen vorzubeugen, erforderlich ist.

Artikel 12 (Freiheit des Berufes)
(1) Alle Deutschen haben das Recht, Beruf, Ar-
beitsplatz und Ausbildungsstätte frei zuwählen.
Die Berufsausübung kanndurchGesetz oder auf
Grund eines Gesetzes geregelt werden.

(2) Niemand darf zu einer bestimmten Arbeit
gezwungen werden, außer im Rahmen einer
herkömmlichen allgemeinen, für alle gleichen
öffentlichen Dienstleistungspflicht.

(3) Zwangsarbeit ist nur bei einer gerichtlich
angeordneten Freiheitsentziehung zulässig.

Artikel 12a (Wehrpflicht, Ersatzdienst)
(1) Männer können vom vollendeten acht-
zehnten Lebensjahr an zum Dienst in den
Streitkräften, im Bundesgrenzschutz oder in
einem Zivilschutzverband verpflichtet werden.

(2) Wer aus Gewissensgründen den Kriegs-
dienst mit der Waffe verweigert, kann zu ei-
nem Ersatzdienst verpflichtet werden. Die
Dauer des Ersatzdienstes darf die Dauer des
Wehrdienstes nicht übersteigen. Das Nähere
regelt ein Gesetz, das die Freiheit der Gewis-
sensentscheidung nicht beeinträchtigen darf
und auch eine Möglichkeit des Ersatzdienstes
vorsehen muß, die in keinem Zusammenhang
mit den Verbänden der Streitkräfte und des
Bundesgrenzschutzes steht.

(3) Wehrpflichtige, die nicht zu einem Dienst
nach Absatz 1 oder 2 herangezogen sind, kön-
nen im Verteidigungsfalle durch Gesetz oder
auf Grund eines Gesetzes zu zivilen Dienstleis-
tungen für Zwecke der Verteidigung ein-
schließlich des Schutzes der Zivilbevölkerung in
Arbeitsverhältnisse verpflichtet werden; Ver-

pflichtungen in öffentlich-rechtliche Dienstver-
hältnisse sind nur zur Wahrnehmung polizeili-
cher Aufgaben oder solcher hoheitlichen Auf-
gaben der öffentlichen Verwaltung, die nur in
einem öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis
erfüllt werden können, zulässig. Arbeitsverhält-
nisse nach Satz 1 können bei den Streitkräften,
im Bereich ihrer Versorgung sowie bei der öf-
fentlichen Verwaltung begründet werden; Ver-
pflichtungen in Arbeitsverhältnisse im Bereiche
der Versorgung der Zivilbevölkerung sind nur
zulässig, um ihren lebensnotwendigen Bedarf
zu decken oder ihren Schutz sicherzustellen.

(4) Kann im Verteidigungsfalle der Bedarf an
zivilen Dienstleistungen im zivilen Sanitäts-
und Heilwesen sowie in der ortsfesten militä-
rischen Lazarettorganisation nicht auf freiwil-
liger Grundlage gedeckt werden, so können
Frauen vom vollendeten achtzehnten bis zum
vollendeten fünfundfünfzigsten Lebensjahr
durch Gesetz oder auf Grund eines Gesetzes
zu derartigen Dienstleistungen herangezogen
werden. Sie dürfen auf keinen Fall zum Dienst
mit der Waffe verpflichtet werden.

(5) Für die Zeit vor dem Verteidigungsfalle
können Verpflichtungen nach Absatz 3 nur
nach Maßgabe des Artikels 80a Abs. 1 be-
gründet werden. Zur Vorbereitung auf Dienst-
leistungen nach Absatz 3, für die besondere
Kenntnisse oder Fertigkeiten erforderlich sind,
kann durch Gesetz oder auf Grund eines Ge-
setzes die Teilnahme an Ausbildungsveran-
staltungen zur Pflicht gemacht werden. Satz 1
findet insoweit keine Anwendung.

(6) Kann im Verteidigungsfalle der Bedarf an Ar-
beitskräften für die in Absatz 3 Satz 2 genannten
Bereiche auf freiwilliger Grundlage nicht gedeckt
werden, so kann zur Sicherung dieses Bedarfs
die Freiheit der Deutschen, die Ausübung eines
Berufs oder den Arbeitsplatz aufzugeben, durch
Gesetz oder auf Grund eines Gesetzes einge-
schränkt werden. Vor Eintritt des Verteidigungs-
falles gilt Absatz 5 Satz 1 entsprechend.

Artikel 13 (Unverletzlichkeit der
Wohnung)

(1) Die Wohnung ist unverletzlich.

(2) Durchsuchungen dürfen nur durch den
Richter, bei Gefahr im Verzuge auch durch die
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in den Gesetzen vorgesehenen anderen Orga-
ne angeordnet und nur in der dort vorge-
schriebenen Form durchgeführt werden.
(3) Begründen bestimmte Tatsachen den Ver-
dacht, daß jemand eine durch Gesetz einzeln
bestimmte besonders schwere Straftat began-
gen hat, so dürfen zur Verfolgung der Tat auf
Grund richterlicher Anordnung technische
Mittel zur akustischen Überwachung von
Wohnungen, in denen der Beschuldigte sich
vermutlich aufhält, eingesetzt werden, wenn
die Erforschung des Sachverhalts auf andere
Weise unverhältnismäßig erschwert oder aus-
sichtsloswäre. DieMaßnahme ist zu befristen.
Die Anordnung erfolgt durch einen mit drei
Richtern besetzten Spruchkörper. Bei Gefahr
im Verzuge kann sie auch durch einen einzel-
nen Richter getroffen werden.
(4) Zur Abwehr dringender Gefahren für die
öffentliche Sicherheit, insbesondere einer ge-
meinen Gefahr oder einer Lebensgefahr, dür-
fen technische Mittel zur Überwachung von
Wohnungen nur auf Grund richterlicher An-
ordnung eingesetzt werden. Bei Gefahr im
Verzuge kann die Maßnahme auch durch eine
andere gesetzlich bestimmte Stelle angeord-
net werden; eine richterliche Entscheidung ist
unverzüglich nachzuholen.
(5) Sind technische Mittel ausschließlich zum
Schutze der bei einem Einsatz in Wohnungen
tätigen Personen vorgesehen, kann die Maß-
nahme durch eine gesetzlich bestimmte Stelle
angeordnet werden. Eine anderweitige Ver-
wertung der hierbei erlangten Erkenntnisse ist
nur zum Zwecke der Strafverfolgung oder der
Gefahrenabwehr und nur zulässig, wenn zu-
vor die Rechtmäßigkeit der Maßnahme rich-
terlich festgestellt ist; bei Gefahr im Verzuge
ist die richterliche Entscheidung unverzüglich
nachzuholen.
(6) Die Bundesregierung unterrichtet den
Bundestag jährlich über den nach Absatz 3
sowie über den im Zuständigkeitsbereich des
Bundes nach Absatz 4 und, soweit richterlich
überprüfungsbedürftig, nach Absatz 5 erfolg-
ten Einsatz technischer Mittel. Ein vom Bun-
destag gewähltes Gremium übt auf der
Grundlage dieses Berichts die parlamentari-
sche Kontrolle aus. Die Länder gewährleisten

eine gleichwertige parlamentarische Kontrolle.

(7) Eingriffe und Beschränkungen dürfen im
übrigen nur zur Abwehr einer gemeinen Ge-
fahr oder einer Lebensgefahr für einzelne Per-
sonen, auf Grund eines Gesetzes auch zur
Verhütung dringender Gefahren für die öf-
fentliche Sicherheit und Ordnung, insbesonde-
re zur Behebung der Raumnot, zur Bekämp-
fung von Seuchengefahr oder zum Schutze
gefährdeter Jugendlicher vorgenommen wer-
den.

Artikel 14 (Eigentum, Erbrecht und
Enteignung)

(1) Das Eigentum und das Erbrecht werden
gewährleistet. Inhalt und Schranken werden
durch die Gesetze bestimmt.

(2) Eigentum verpflichtet. Sein Gebrauch soll
zugleich demWohle der Allgemeinheit dienen.

(3) Eine Enteignung ist nur zum Wohle der
Allgemeinheit zulässig. Sie darf nur durch Ge-
setz oder auf Grund eines Gesetzes erfolgen,
das Art und Ausmaß der Entschädigung regelt.
Die Entschädigung ist unter gerechter Abwä-
gung der Interessen der Allgemeinheit und der
Beteiligten zubestimmen.Wegen der Höhe der
Entschädigung steht im Streitfalle der Rechts-
weg vor den ordentlichen Gerichten offen.

Artikel 15 (Sozialisierung)
Grund und Boden, Naturschätze und Produk-
tionsmittel können zum Zwecke der Verge-
sellschaftung durch ein Gesetz, das Art und
Ausmaß der Entschädigung regelt, in Gemein-
eigentum oder in andere Formen der Gemein-
wirtschaft überführt werden. Für die Entschä-
digung gilt Art. 14 Abs. 3 Satz 3 und 4 ent-
sprechend.

Artikel 16 (Ausbürgerung, Auslieferung)
(1) Die Deutsche Staatsangehörigkeit darf
nicht entzogen werden. Der Verlust der
Staatsangehörigkeit darf nur auf Grund eines
Gesetzes und gegen den Willen des Betroffe-
nen nur dann eintreten, wenn der Betroffene
dadurch nicht staatenlos wird.

(2) Kein Deutscher darf an das Ausland aus-
geliefert werden. Durch Gesetz kann eine ab-
weichende Regelung für Auslieferungen an
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einen Mitgliedstaat der Europäischen Union
oder an einen internationalen Gerichtshof ge-
troffen werden, soweit rechtsstaatliche
Grundsätze gewahrt sind.

Artikel 16a (Asylrecht)
(1) Politisch Verfolgte genießen Asylrecht.

(2) Auf Absatz 1 kann sich nicht berufen, wer
aus einem Mitgliedstaat der Europäischen
Gemeinschaften oder aus einem anderen
Drittstaat einreist, in dem die Anwendung des
Abkommens über die Rechtsstellung der
Flüchtlinge und der Konvention zum Schutze
der Menschenrechte und Grundfreiheiten si-
chergestellt ist. Die Staaten außerhalb der Eu-
ropäischen Gemeinschaften, auf die die Vo-
raussetzungen des Satzes 1 zutreffen, werden
durch Gesetz, das der Zustimmung des Bun-
desrates bedarf, bestimmt. In den Fällen des
Satzes 1 können aufenthaltsbeendende Maß-
nahmen unabhängig von einem hiergegen
eingelegten Rechtsbehelf vollzogen werden.

(3) Durch Gesetz, das der Zustimmung des
Bundesrates bedarf, können Staaten bestimmt
werden, bei denen auf Grund der Rechtslage,
der Rechtsanwendung und der allgemeinen
politischen Verhältnisse gewährleistet er-
scheint, daß dort weder politische Verfolgung
noch unmenschliche oder erniedrigende Be-
strafung oder Behandlung stattfindet. Es wird
vermutet, daß ein Ausländer aus einem sol-
chen Staat nicht verfolgt wird, solange er nicht
Tatsachen vorträgt, die die Annahme begrün-
den, daß er entgegen dieser Vermutung poli-
tisch verfolgt wird.

(4) Die Vollziehung aufenthaltsbeendender
Maßnahmen wird in den Fällen des Absatzes 3
und in anderen Fällen, die offensichtlich unbe-
gründet sind oder als offensichtlich unbegrün-
det gelten, durch das Gericht nur ausgesetzt,
wenn ernstliche Zweifel an der Rechtmäßigkeit
derMaßnahmebestehen; der Prüfungsumfang
kann eingeschränkt werden und verspätetes
Vorbringen unberücksichtigt bleiben. Das Nä-
here ist durch Gesetz zu bestimmen.

(5) Die Absätze 1 bis 4 stehen völkerrechtli-
chen Verträgen von Mitgliedstaaten der Euro-
päischen Gemeinschaften untereinander und
mit dritten Staaten nicht entgegen, die unter

Beachtung der Verpflichtungen aus dem Ab-
kommen über die Rechtsstellung der Flücht-
linge und der Konvention zum Schutze der
Menschenrechte und Grundfreiheiten, deren
Anwendung in den Vertragsstaaten sicherge-
stellt sein muß, Zuständigkeitsregelungen für
die Prüfung von Asylbegehren einschließlich
der gegenseitigen Anerkennung von Asylent-
scheidungen treffen.

Artikel 17 (Petitionsrecht)
Jedermann hat das Recht, sich einzeln oder in
Gemeinschaft mit anderen schriftlich mit Bit-
ten oder Beschwerden an die zuständigen
Stellen und an die Volksvertretung zuwenden.

Artikel 17a (Wehrdienst, Ersatzdienst)
(1) Gesetze über Wehrdienst und Ersatzdienst
können bestimmen, daß für die Angehörigen
der Streitkräfte und des Ersatzdienstes wäh-
rend der Zeit des Wehr- oder Ersatzdienstes
das Grundrecht, seine Meinung in Wort,
Schrift und Bild frei zu äußern und zu verbrei-
ten (Artikel 5 Abs. 1 Satz 1 erster Halbsatz),
das Grundrecht der Versammlungsfreiheit (Ar-
tikel 8) und das Petitionsrecht (Artikel 17), so-
weit es das Recht gewährt, Bitten oder Be-
schwerden in Gemeinschaft mit anderen vor-
zubringen, eingeschränkt werden.
(2) Gesetze, die der Verteidigung einschließ-
lich des Schutzes der Zivilbevölkerung dienen,
können bestimmen, daß die Grundrechte der
Freizügigkeit (Artikel 11) und der Unverletz-
lichkeit der Wohnung (Artikel 13) einge-
schränkt werden.

Artikel 18 (Verwirkung von
Grundrechten)

Wer die Freiheit der Meinungsäußerung, ins-
besondere die Pressefreiheit (Artikel 5 Abs. 1),
die Lehrfreiheit (Artikel 5 Abs. 3), die Ver-
sammlungsfreiheit (Artikel 8), die Vereini-
gungsfreiheit (Artikel 9), das Brief-, Post- und
Fernmeldegeheimnis (Artikel 10), das Eigen-
tum (Artikel 14) oder das Asylrecht (Arti-
kel 16a) zum Kampfe gegen die freiheitliche
demokratische Grundordnung mißbraucht,
verwirkt diese Grundrechte. Die Verwirkung
und ihr Ausmaß werden durch das Bundes-
verfassungsgericht ausgesprochen.
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Artikel 19 (Einschränkung von
Grundrechten)

(1) Soweit nach diesem Grundgesetz ein
Grundrecht durch Gesetz oder auf Grund eines
Gesetzes eingeschränkt werden kann, muß
das Gesetz allgemein und nicht nur für den
Einzelfall gelten. Außerdem muß das Gesetz
das Grundrecht unter Angabe des Artikels
nennen.
(2) In keinem Falle darf ein Grundrecht in sei-
nem Wesensgehalt angetastet werden.
(3) Die Grundrechte gelten auch für inländi-
sche juristische Personen, soweit sie ihrem
Wesen nach auf diese anwendbar sind.
(4) Wird jemand durch die öffentliche Gewalt
in seinen Rechten verletzt, so steht ihm der
Rechtsweg offen. Soweit eine andere Zustän-
digkeit nicht begründet ist, ist der ordentliche
Rechtsweg gegeben. Artikel 10 Abs. 2 Satz 2
bleibt unberührt.

III. Der Bundestag

Artikel 38 (Wahl)
(1) Die Abgeordneten des Deutschen Bundes-
tages werden in allgemeiner, unmittelbarer,
freier, gleicher und geheimer Wahl gewählt.
Sie sind Vertreter des ganzen Volkes, an Auf-
träge und Weisungen nicht gebunden und nur
ihrem Gewissen unterworfen.
(2) Wahlberechtigt ist, wer das achtzehnte Le-
bensjahr vollendet hat; wählbar ist, wer das
Alter erreicht hat, mit dem die Volljährigkeit
eintritt.
(3) Das Nähere bestimmt ein Bundesgesetz.

IX. Die Rechtsprechung

Artikel 104 (Rechtsgarantien bei
Freiheitsentziehung)

(1) Die Freiheit der Person kann nur auf Grund
eines förmlichen Gesetzes und nur unter Be-
achtung der darin vorgeschriebenen Formen
beschränkt werden. Festgehaltene Personen
dürfen weder seelisch noch körperlich miß-
handelt werden.

(2) Über die Zulässigkeit und Fortdauer einer
Freiheitsentziehung hat nur der Richter zu
entscheiden. Bei jeder nicht auf richterlicher
Anordnung beruhenden Freiheitsentziehung
ist unverzüglich eine richterliche Entscheidung
herbeizuführen. Die Polizei darf aus eigener
Machtvollkommenheit niemanden länger als
bis zum Ende des Tages nach dem Ergreifen in
eigenem Gewahrsam halten. Das Nähere ist
gesetzlich zu regeln.

(3) Jeder wegen des Verdachtes einer strafba-
ren Handlung vorläufig Festgenommene ist
spätestens am Tage nach der Festnahme dem
Richter vorzuführen, der ihm die Gründe der
Festnahme mitzuteilen, ihn zu vernehmen und
ihm Gelegenheit zu Einwendungen zu geben
hat. Der Richter hat unverzüglich entweder
einen mit Gründen versehenen schriftlichen
Haftbefehl zu erlassen oder die Freilassung
anzuordnen.

(4) Von jeder richterlichen Entscheidung über
die Anordnung oder Fortdauer einer Freiheits-
entziehung ist unverzüglich ein Angehöriger
des Festgehaltenen oder eine Person seines
Vertrauens zu benachrichtigen.

I.1 GG: Grundgesetz Art. 19–104

I

20 www.WALHALLA.de

www.WALHALLA.de


Bundeswahlgesetz
in der Fassung der Bekanntmachung
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Zuletzt geändert durch
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vom 3. Juni 2021 (BGBl. I S. 1482)
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Dritter Abschnitt
Wahlrecht und Wählbarkeit

§12 Wahlrecht
(1) Wahlberechtigt sind alle Deutschen im
Sinne des Artikels 116 Abs. 1 des Grundge-
setzes, die am Wahltage

1. das achtzehnte Lebensjahr vollendet haben,

2. seit mindestens drei Monaten in der Bun-
desrepublik Deutschland eine Wohnung
innehaben oder sich sonst gewöhnlich
aufhalten,

3. nicht nach § 13 vom Wahlrecht ausge-
schlossen sind.

(2) Wahlberechtigt sind bei Vorliegen der sons-
tigen Voraussetzungen auch diejenigen Deut-
schen im Sinne des Artikels 116 Absatz 1 des
Grundgesetzes, die am Wahltag außerhalb der
Bundesrepublik Deutschland leben, sofern sie

1. nach Vollendung ihres vierzehnten Le-
bensjahres mindestens drei Monate unun-
terbrochen in der Bundesrepublik Deutsch-
land eine Wohnung innegehabt oder sich
sonst gewöhnlich aufgehalten haben und
dieser Aufenthalt nicht länger als 25 Jahre
zurückliegt oder

2. aus anderen Gründen persönlich und un-
mittelbar Vertrautheit mit den politischen
Verhältnissen in der Bundesrepublik
Deutschland erworben haben und von ih-
nen betroffen sind.

Als Wohnung oder gewöhnlicher Aufenthalt
im Sinne von Satz 1 gilt auch eine frühere
Wohnung oder ein früherer Aufenthalt in dem
in Artikel 3 des Einigungsvertrages genann-
ten Gebiet. Bei Rückkehr eines nach Satz 1
Wahlberechtigten in die Bundesrepublik
Deutschland gilt die Dreimonatsfrist des Ab-
satzes 1 Nr. 2 nicht.

(3) Wohnung im Sinne dieses Gesetzes ist
jeder umschlossene Raum, der zum Wohnen
oder Schlafen benutzt wird. Wohnwagen und
Wohnschiffe sind jedoch nur dann als Woh-
nungen anzusehen, wenn sie nicht oder nur
gelegentlich fortbewegt werden.

(4) Sofern sie in der Bundesrepublik Deutsch-
land keine Wohnung innehaben oder innege-

habt haben, gilt als Wohnung im Sinne des
Absatzes 1 Nr. 2 oder des Absatzes 2 Satz 1
1. für Seeleute sowie für die Angehörigen ihres

Hausstandes das von ihnen bezogene Schiff,
wenn dieses nach dem Flaggenrechtsgesetz
in der jeweils geltenden Fassung, die Bun-
desflagge zu führen berechtigt ist,

2. für Binnenschiffer sowie für die Angehöri-
gen ihres Hausstandes das von ihnen bezo-
gene Schiff, wenn dieses in einem Schiffs-
register in der Bundesrepublik Deutschland
eingetragen ist,

3. für im Vollzug gerichtlich angeordneter
Freiheitsentziehung befindliche Personen
sowie für andere Untergebrachte die An-
stalt oder die entsprechende Einrichtung.

(5) Bei der Berechnung der Dreimonatsfrist
nach Absatz 1 Nr. 2 und Absatz 2 Satz 1 ist der
Tag der Wohnungs- oder Aufenthaltsnahme
in die Frist einzubeziehen.

§13 Ausschluss vom Wahlrecht
Ausgeschlossen vom Wahlrecht ist, wer in-
folge Richterspruchs das Wahlrecht nicht be-
sitzt.

§14 Ausübung des Wahlrechts
(1) Wählen kann nur, wer in ein Wählerver-
zeichnis eingetragen ist oder einen Wahl-
schein hat.
(2) Wer imWählerverzeichnis eingetragen ist,
kann nur in dem Wahlbezirk wählen, in des-
sen Wählerverzeichnis er geführt wird.
(3) Wer einen Wahlschein hat, kann an der
Wahl des Wahlkreises, in dem derWahlschein
ausgestellt ist,
a) durch Stimmabgabe in einem beliebigen

Wahlbezirk dieses Wahlkreises oder
b) durch Briefwahl

teilnehmen.
(4) Jeder Wahlberechtigte kann sein Wahl-
recht nur einmal und nur persönlich ausüben.
Eine Ausübung des Wahlrechts durch einen
Vertreter anstelle des Wahlberechtigten ist
unzulässig.
(5) Ein Wahlberechtigter, der des Lesens un-
kundig oder wegen einer Behinderung an der
Abgabe seiner Stimme gehindert ist, kann sich

I.2 Bundeswahlgesetz §§ 12–14
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hierzu der Hilfe einer anderen Person bedie-
nen. Die Hilfeleistung ist auf technische Hilfe
bei der Kundgabe einer vomWahlberechtigten
selbst getroffenen und geäußerten Wahlent-
scheidung beschränkt. Unzulässig ist eine Hil-
feleistung, die unter missbräuchlicher Ein-
flussnahme erfolgt, die selbstbestimmte Wil-
lensbildung oder Entscheidung des Wahlbe-
rechtigten ersetzt oder verändert oder wenn
ein Interessenkonflikt der Hilfsperson besteht.

Zur Ausführung von §14 Abs. 5 ist §48 der
Bundeswahlordnung zu beachten:
§48 Wahlbekanntmachung der Gemeinde-
behörde
(1) Die Gemeindebehörde macht spätestens am
sechsten Tage vor der Wahl nach dem Muster der
Anlage 27 Beginn und Ende der Wahlzeit sowie
die Wahlbezirke und Wahlräume öffentlich be-
kannt; an Stelle der Aufzählung der Wahlbezirke
mit ihrer Abgrenzung und ihren Wahlräumen
kann auf die Angaben in der Wahlbenachrichti-
gung verwiesen werden. Dabei weist die Ge-
meindebehörde darauf hin,
1. dass der Wähler eine Erststimme und eine

Zweitstimme hat,
2. dass die Stimmzettel amtlich hergestellt und

im Wahlraum bereitgehalten werden,
3. welchen Inhalt der Stimmzettel hat und wie

er zu kennzeichnen ist,
4. in welcher Weise mit Wahlschein und insbe-

sondere durch Briefwahl gewählt werden
kann,

5. dass nach §14 Abs. 4 des Bundeswahlgeset-
zes jederWahlberechtigte seinWahlrecht nur
einmal und nur persönlich ausüben kann und
eine Ausübung des Wahlrechts durch einen
Vertreter anstelle des Wahlberechtigten un-
zulässig ist,

5a. dass nach §14 Absatz 5 des Bundeswahlge-
setzes ein Wahlberechtigter, der des Lesens
unkundig oder wegen einer Behinderung an
der Abgabe seiner Stimme gehindert ist, sich
zur Stimmabgabe der Hilfe einer anderen
Person bedienen kann, die Hilfeleistung auf
technische Hilfe bei der Kundgabe einer vom
Wahlberechtigten selbst getroffenen und ge-
äußerten Wahlentscheidung beschränkt und
eine Hilfeleistung unzulässig ist, die unter
missbräuchlicher Einflussnahme erfolgt, die
selbstbestimmte Willensbildung oder Ent-
scheidung desWahlberechtigten ersetzt oder

verändert oder wenn ein Interessenkonflikt
der Hilfsperson besteht,

6. dass nach §107a Absatz 1 des Strafgesetz-
buches mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren
oder mit Geldstrafe bestraft wird, wer unbe-
fugt wählt oder sonst ein unrichtiges Ergeb-
nis einer Wahl herbeiführt oder das Ergebnis
verfälscht und unbefugt auch wählt, wer im
Rahmen zulässiger Assistenz entgegen der
Wahlentscheidung des Wahlberechtigten
oder ohne eine geäußerte Wahlentscheidung
des Wahlberechtigten eine Stimme abgibt,
sowie dass nach §107a Absatz 3 des Straf-
gesetzbuches auch der Versuch strafbar ist.

(2) Die Wahlbekanntmachung oder ein Auszug
aus ihr mit den Nummern 1, 3, 4 und 6 der Anlage
27 ist vor Beginn der Wahlhandlung am oder im
Eingang des Gebäudes, in dem sich der Wahl-
raum befindet, anzubringen. Dem Auszug ist ein
Stimmzettel als Muster beizufügen.
Der in §48 Absatz 1 Ziffer 6 der Bundeswahlord-
nung angesprochene §107a StGB lautet:
§107a Wahlfälschung
(1) Wer unbefugt wählt oder sonst ein unrichtiges
Ergebnis einer Wahl herbeiführt oder das Ergeb-
nis verfälscht, wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf
Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. Unbefugt
wählt auch, wer im Rahmen zulässiger Assistenz
entgegen der Wahlentscheidung des Wahlbe-
rechtigten oder ohne eine geäußerte Wahlent-
scheidung des Wahlberechtigten eine Stimme
abgibt.
(2) Ebenso wird bestraft, wer das Ergebnis einer
Wahl unrichtig verkündet oder verkünden läßt.
(3) Der Versuch ist strafbar.
Ebenfalls zu berücksichtigen ist §57 der Bun-
deswahlordnung:
§57 Stimmabgabe von Wählern mit Behin-
derungen
(1) Ein Wähler, der des Lesens unkundig ist oder
der wegen einer Behinderung gehindert ist, den
Stimmzettel zu kennzeichnen, zu falten oder
selbst in die Wahlurne zu werfen, bestimmt eine
andere Person, deren Hilfe er sich bei der Stimm-
abgabe bedienen will, und gibt dies dem Wahl-
vorstand bekannt. Hilfsperson kann auch ein vom
Wähler bestimmtes Mitglied des Wahlvorstandes
sein.
(2) Die Hilfeleistung ist auf technische Hilfe bei
der Kundgabe einer vomWahlberechtigten selbst
getroffenen Wahlentscheidung beschränkt. Un-
zulässig ist eine Hilfeleistung, die unter miss-
bräuchlicher Einflussnahme erfolgt, die selbstbe-

§ 14 Bundeswahlgesetz I.2
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stimmte Willensbildung oder Entscheidung des
Wahlberechtigten ersetzt oder verändert oder
wenn ein Interessenkonflikt der Hilfsperson be-
steht.
(3) Die Hilfsperson darf gemeinsam mit dem
Wähler dieWahlkabine aufsuchen, soweit das zur
Hilfeleistung erforderlich ist. Die Hilfsperson ist
zur Geheimhaltung der Kenntnisse verpflichtet,
die sie bei der Hilfeleistung von der Wahl eines
anderen erlangt hat.
(4) Ein blinder oder sehbehinderter Wähler kann
sich zur Kennzeichnung des Stimmzettels auch
einer Stimmzettelschablone bedienen.

§15 Wählbarkeit
(1) Wählbar ist, wer am Wahltage
1. Deutscher im Sinne des Artikels 116 Abs. 1

des Grundgesetzes ist und
2. das achtzehnte Lebensjahr vollendet hat.
(2) Nicht wählbar ist,
1. wer nach § 13 vom Wahlrecht ausge-

schlossen ist oder
2. wer infolge Richterspruchs die Wählbar-

keit oder die Fähigkeit zur Bekleidung öf-
fentlicher Ämter nicht besitzt.

Fünfter Abschnitt
Wahlhandlung

§33 Wahrung des Wahlgeheimnisses
(1) Es sind Vorkehrungen dafür zu treffen,
dass der Wähler den Stimmzettel unbeob-
achtet kennzeichnen und falten kann. Für die
Aufnahme der Stimmzettel sind Wahlurnen
zu verwenden, die die Wahrung des Wahlge-
heimnisses sicherstellen.
(2) Die nach § 14 Absatz 5 zulässige Hilfe bei
der Stimmabgabe bleibt unberührt. Die Hilfs-
person ist zur Geheimhaltung der Kenntnisse
verpflichtet, die sie bei der Hilfeleistung von
der Wahl einer anderen Person erlangt hat.

Sechster Abschnitt
Feststellung des Wahlergebnisses

§39 Ungültige Stimmen, Zurück-
weisung von Wahlbriefen,
Auslegungsregeln

(1) Ungültig sind Stimmen, wenn der Stimm-
zettel
1. nicht amtlich hergestellt ist,
2. keine Kennzeichnung enthält,
3. für einen anderen Wahlkreis gültig ist,
4. den Willen des Wählers nicht zweifelsfrei

erkennen läßt,
5. einen Zusatz oder Vorbehalt enthält.

In den Fällen der Nummern 1 und 2 sind beide
Stimmen ungültig; im Fall der Nummer 3 ist
nur die Erststimme ungültig, wenn der
Stimmzettel für einen anderen Wahlkreis in
demselben Land gültig ist. Bei der Briefwahl
sind außerdem beide Stimmen ungültig, wenn
der Stimmzettel nicht in einem amtlichen
Stimmzettelumschlag oder in einem Stimm-
zettelumschlag abgegeben worden ist, der
offensichtlich in einer das Wahlgeheimnis ge-
fährdenden Weise von den übrigen abweicht
oder einen deutlich fühlbaren Gegenstand
enthält, jedoch eine Zurückweisung gemäß
Absatz 4 Nr. 7 oder 8 nicht erfolgt ist. Enthält
der Stimmzettel nur eine Stimmabgabe, so ist
die nicht abgegebene Stimme ungültig.
(2) Mehrere in einem Stimmzettelumschlag
enthaltene Stimmzettel gelten als ein Stimm-
zettel, wenn sie gleich lauten oder nur einer
von ihnen gekennzeichnet ist; sonst zählen
sie als ein Stimmzettel mit zwei ungültigen
Stimmen.
(3) Ist der Stimmzettelumschlag leer abgege-
ben worden, so gelten beide Stimmen als
ungültig.
(4) Bei der Briefwahl sind Wahlbriefe zurück-
zuweisen, wenn
1. der Wahlbrief nicht rechtzeitig eingegan-

gen ist,
2. dem Wahlbriefumschlag kein oder kein

gültiger Wahlschein beiliegt,
3. dem Wahlbriefumschlag kein Stimmzet-

telumschlag beigefügt ist,

I.2 Bundeswahlgesetz §§ 15–39
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4. weder der Wahlbriefumschlag noch der
Stimmzettelumschlag verschlossen ist,

5. der Wahlbriefumschlag mehrere Stimm-
zettelumschläge, aber nicht eine gleiche
Anzahl gültiger und mit der vorgeschrie-
benen Versicherung an Eides Statt verse-
hener Wahlscheine enthält,

6. der Wähler oder die Hilfsperson die vor-
geschriebene Versicherung an Eides Statt
zur Briefwahl auf dem Wahlschein nicht
unterschrieben hat,

7. kein amtlicher Stimmzettelumschlag be-
nutzt worden ist,

8. ein Stimmzettelumschlag benutzt worden
ist, der offensichtlich in einer das Wahlge-
heimnis gefährdenden Weise von den üb-
rigen abweicht oder einen deutlich fühl-
baren Gegenstand enthält.

Die Einsender zurückgewiesener Wahlbriefe
werden nicht als Wähler gezählt; ihre Stim-
men gelten als nicht abgegeben.
(5) Die Stimmen eines Wählers, der an der
Briefwahl teilgenommen hat, werden nicht
dadurch ungültig, daß er vor dem oder am
Wahltage stirbt oder sein Wahlrecht nach
§ 13 verliert.

§ 39 Bundeswahlgesetz I.2
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Übereinkommen über die Rechte von Menschen mit
Behinderungen

(UN-Behindertenrechtskonvention)*
Vom 13. Dezember 2006 (BGBl. II 2008 S. 1420)

–Au s z u g –

Präambel

Die Vertragsstaaten dieses Übereinkom-
mens –
a) unter Hinweis auf die in der Charta der
Vereinten Nationen verkündeten Grundsätze,
denen zufolge die Anerkennung der Würde
und des Wertes, die allen Mitgliedern der
menschlichen Gesellschaft innewohnen, so-
wie ihrer gleichen und unveräußerlichen
Rechte die Grundlage von Freiheit, Gerech-
tigkeit und Frieden in der Welt bildet,
b) in der Erkenntnis, dass die Vereinten Na-
tionen in der Allgemeinen Erklärung der
Menschenrechte und in den Internationalen
Menschenrechtspakten verkündet haben und
übereingekommen sind, dass jeder Mensch
ohne Unterschied Anspruch auf alle darin
aufgeführten Rechte und Freiheiten hat,
c) bekräftigend, dass alle Menschenrechte
und Grundfreiheiten allgemein gültig und
unteilbar sind, einander bedingen und mitei-
nander verknüpft sind und dass Menschen
mit Behinderungen der volle Genuss dieser
Rechte und Freiheiten ohne Diskriminierung
garantiert werden muss,
d) unter Hinweis auf den Internationalen
Pakt über wirtschaftliche, soziale und kultu-
relle Rechte, den Internationalen Pakt über
bürgerliche und politische Rechte, das Inter-
nationale Übereinkommen zur Beseitigung
jeder Form von Rassendiskriminierung, das
Übereinkommen zur Beseitigung jeder Form
von Diskriminierung der Frau, das Überein-
kommen gegen Folter und andere grausame,
unmenschliche oder erniedrigende Behand-

lung oder Strafe, das Übereinkommen über
die Rechte des Kindes und das Internationale
Übereinkommen zum Schutz der Rechte aller
Wanderarbeitnehmer und ihrer Familienan-
gehörigen,

e) in der Erkenntnis, dass das Verständnis von
Behinderung sich ständig weiterentwickelt
und dass Behinderung aus der Wechselwir-
kung zwischen Menschen mit Beeinträchti-
gungen und einstellungs- und umweltbe-
dingten Barrieren entsteht, die sie an der
vollen, wirksamen und gleichberechtigten
Teilhabe an der Gesellschaft hindern,

f) in der Erkenntnis, dass die in dem Weltak-
tionsprogramm für Behinderte und den Rah-
menbestimmungen für die Herstellung der
Chancengleichheit für Behinderte enthalte-
nen Grundsätze und Leitlinien einen wichti-
gen Einfluss auf die Förderung, Ausarbeitung
und Bewertung von politischen Konzepten,
Plänen, Programmen und Maßnahmen auf
einzelstaatlicher, regionaler und internati-
onaler Ebene zur Verbesserung der Chancen-
gleichheit für Menschen mit Behinderungen
haben,

g) nachdrücklich darauf hinweisend, wie
wichtig es ist, die Behinderungsthematik zu
einem festen Bestandteil der einschlägigen
Strategien der nachhaltigen Entwicklung zu
machen,

h) ebenso in der Erkenntnis, dass jede Dis-
kriminierung aufgrund von Behinderung eine
Verletzung der Würde und des Wertes dar-
stellt, die jedem Menschen innewohnen,

* Die UN-Konvention wurde von Deutschland am 24. Februar 2009 ratifiziert und trat am 26. März 2009 in Kraft.
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i) ferner in der Erkenntnis der Vielfalt der
Menschen mit Behinderungen,

j) in Anerkennung der Notwendigkeit, die
Menschenrechte aller Menschen mit Behin-
derungen, einschließlich derjenigen, die in-
tensivere Unterstützung benötigen, zu för-
dern und zu schützen,

k) besorgt darüber, dass sich Menschen mit
Behinderungen trotz dieser verschiedenen
Dokumente und Verpflichtungen in allen Tei-
len der Welt nach wie vor Hindernissen für
ihre Teilhabe als gleichberechtigte Mitglieder
der Gesellschaft sowie Verletzungen ihrer
Menschenrechte gegenübersehen,

l) in Anerkennung der Bedeutung der inter-
nationalen Zusammenarbeit für die Verbes-
serung der Lebensbedingungen der Men-
schen mit Behinderungen in allen Ländern,
insbesondere den Entwicklungsländern,

m) in Anerkennung des wertvollen Beitrags,
den Menschen mit Behinderungen zum all-
gemeinen Wohl und zur Vielfalt ihrer Ge-
meinschaften leisten und leisten können, und
in der Erkenntnis, dass die Förderung des
vollen Genusses der Menschenrechte und
Grundfreiheiten durch Menschen mit Behin-
derungen sowie ihrer uneingeschränkten
Teilhabe ihr Zugehörigkeitsgefühl verstärken
und zu erheblichen Fortschritten in der
menschlichen, sozialen und wirtschaftlichen
Entwicklung der Gesellschaft und bei der Be-
seitigung der Armut führen wird,

n) in der Erkenntnis, wie wichtig die indivi-
duelle Autonomie und Unabhängigkeit für
Menschen mit Behinderungen ist, einschließ-
lich der Freiheit, eigene Entscheidungen zu
treffen,

o) in der Erwägung, dass Menschen mit Be-
hinderungen die Möglichkeit haben sollen,
aktiv an Entscheidungsprozessen über politi-
sche Konzepte und über Programme mitzu-
wirken, insbesondere wenn diese sie unmit-
telbar betreffen,

p) besorgt über die schwierigen Bedingun-
gen, denen sich Menschen mit Behinderun-
gen gegenübersehen, die mehrfachen oder
verschärften Formen der Diskriminierung
aufgrund der Rasse, der Hautfarbe, des Ge-

schlechts, der Sprache, der Religion, der poli-
tischen oder sonstigen Anschauung, der na-
tionalen, ethnischen, indigenen oder sozialen
Herkunft, des Vermögens, der Geburt, des
Alters oder des sonstigen Status ausgesetzt
sind,

q) in der Erkenntnis, dass Frauen und Mäd-
chen mit Behinderungen sowohl innerhalb
als auch außerhalb ihres häuslichen Umfelds
oft in stärkerem Maße durch Gewalt, Verlet-
zung oder Missbrauch, Nichtbeachtung oder
Vernachlässigung, Misshandlung oder Aus-
beutung gefährdet sind,

r) in der Erkenntnis, dass Kinder mit Behin-
derungen gleichberechtigt mit anderen Kin-
dern alle Menschenrechte und Grundfreihei-
ten in vollem Umfang genießen sollen, und
unter Hinweis auf die zu diesem Zweck von
den Vertragsstaaten des Übereinkommens
über die Rechte des Kindes eingegangenen
Verpflichtungen,

s) nachdrücklich darauf hinweisend, dass es
notwendig ist, bei allen Anstrengungen zur
Förderung des vollen Genusses der Men-
schenrechte und Grundfreiheiten durch Men-
schen mit Behinderungen die Geschlechter-
perspektive einzubeziehen,

t) unter besonderem Hinweis darauf, dass die
Mehrzahl der Menschen mit Behinderungen
in einem Zustand der Armut lebt, und dies-
bezüglich in der Erkenntnis, dass die nachtei-
ligen Auswirkungen der Armut auf Menschen
mit Behinderungen dringend angegangen
werden müssen,

u) in dem Bewusstsein, dass Frieden und
Sicherheit auf der Grundlage der uneinge-
schränkten Achtung der in der Charta der
Vereinten Nationen enthaltenen Ziele und
Grundsätze sowie der Einhaltung der an-
wendbaren Übereinkünfte auf dem Gebiet
der Menschenrechte unabdingbar sind für
den umfassenden Schutz von Menschen mit
Behinderungen, insbesondere in bewaffne-
ten Konflikten oder während ausländischer
Besetzung,

v) in der Erkenntnis, wie wichtig es ist, dass
Menschen mit Behinderungen vollen Zugang
zur physischen, sozialen, wirtschaftlichen

UN-Behindertenrechtskonvention I.3
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und kulturellen Umwelt, zu Gesundheit und
Bildung sowie zu Information und Kommuni-
kation haben, damit sie alle Menschenrechte
und Grundfreiheiten voll genießen können,
w) im Hinblick darauf, dass der Einzelne ge-
genüber seinen Mitmenschen und der Ge-
meinschaft, der er angehört, Pflichten hat
und gehalten ist, für die Förderung und Ach-
tung der in der Internationalen Menschen-
rechtscharta anerkannten Rechte einzutre-
ten,
x) in der Überzeugung, dass die Familie die
natürliche Kernzelle der Gesellschaft ist und
Anspruch auf Schutz durch Gesellschaft und
Staat hat und dass Menschen mit Behinde-
rungen und ihre Familienangehörigen den
erforderlichen Schutz und die notwendige
Unterstützung erhalten sollen, um es den Fa-
milien zu ermöglichen, zum vollen und
gleichberechtigten Genuss der Rechte der
Menschen mit Behinderungen beizutragen,
y) in der Überzeugung, dass ein umfassendes
und in sich geschlossenes internationales
Übereinkommen zur Förderung und zum
Schutz der Rechte und der Würde von Men-
schen mit Behinderungen sowohl in den Ent-
wicklungsländern als auch in den entwickel-
ten Ländern einen maßgeblichen Beitrag zur
Beseitigung der tiefgreifenden sozialen Be-
nachteiligung von Menschen mit Behinde-
rungen leisten und ihre Teilhabe am bürger-
lichen, politischen, wirtschaftlichen, sozialen
und kulturellen Leben auf der Grundlage der
Chancengleichheit fördern wird –
haben Folgendes vereinbart:

Artikel 1 Zweck
Zweck dieses Übereinkommens ist es, den
vollen und gleichberechtigten Genuss aller
Menschenrechte und Grundfreiheiten durch
alle Menschen mit Behinderungen zu för-
dern, zu schützen und zu gewährleisten und
die Achtung der ihnen innewohnenden Wür-
de zu fördern.
Zu den Menschen mit Behinderungen zählen
Menschen, die langfristige körperliche, seeli-
sche, geistige oder Sinnesbeeinträchtigungen
haben, welche sie in Wechselwirkung mit
verschiedenen Barrieren an der vollen, wirk-

samen und gleichberechtigten Teilhabe an
der Gesellschaft hindern können.

Artikel 2 Begriffsbestimmungen
Im Sinne dieses Übereinkommens

schließt „Kommunikation“ Sprachen, Text-
darstellung, Brailleschrift, taktile Kommuni-
kation, Großdruck, leicht zugängliches Multi-
media sowie schriftliche, auditive, in einfache
Sprache übersetzte, durch Vorleser zugäng-
lich gemachte sowie ergänzende und alter-
native Formen, Mittel und Formate der Kom-
munikation, einschließlich leicht zugängli-
cher Informations- und Kommunikationstech-
nologie, ein;

schließt „Sprache“ gesprochene Sprachen
sowie Gebärdensprachen und andere nicht
gesprochene Sprachen ein;

bedeutet „Diskriminierung aufgrund von Be-
hinderung“ jede Unterscheidung, Ausschlie-
ßung oder Beschränkung aufgrund von Be-
hinderung, die zum Ziel oder zur Folge hat,
dass das auf die Gleichberechtigung mit an-
deren gegründete Anerkennen, Genießen
oder Ausüben aller Menschenrechte und
Grundfreiheiten im politischen, wirtschaftli-
chen, sozialen, kulturellen, bürgerlichen oder
jedem anderen Bereich beeinträchtigt oder
vereitelt wird. Sie umfasst alle Formen der
Diskriminierung, einschließlich der Versa-
gung angemessener Vorkehrungen;

bedeutet „angemessene Vorkehrungen“ not-
wendige und geeignete Änderungen und An-
passungen, die keine unverhältnismäßige
oder unbillige Belastung darstellen und die,
wenn sie in einem bestimmten Fall erforder-
lich sind, vorgenommen werden, um zu ge-
währleisten, dass Menschen mit Behinderun-
gen gleichberechtigt mit anderen alle Men-
schenrechte und Grundfreiheiten genießen
oder ausüben können;

bedeutet „universelles Design“ ein Design
von Produkten, Umfeldern, Programmen und
Dienstleistungen in der Weise, dass sie von
allen Menschen möglichst weitgehend ohne
eine Anpassung oder ein spezielles Design
genutzt werden können. „Universelles De-
sign“ schließt Hilfsmittel für bestimmte
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Gruppen von Menschen mit Behinderungen,
soweit sie benötigt werden, nicht aus.

Artikel 3 Allgemeine Grundsätze
Die Grundsätze dieses Übereinkommens
sind:
a) die Achtung der dem Menschen innewoh-

nenden Würde, seiner individuellen Auto-
nomie, einschließlich der Freiheit, eigene
Entscheidungen zu treffen, sowie seiner
Unabhängigkeit;

b) die Nichtdiskriminierung;
c) die volle und wirksame Teilhabe an der

Gesellschaft und Einbeziehung in die Ge-
sellschaft;

d) die Achtung vor der Unterschiedlichkeit
vonMenschen mit Behinderungen und die
Akzeptanz dieser Menschen als Teil der
menschlichen Vielfalt und der Mensch-
heit;

e) die Chancengleichheit;
f) die Zugänglichkeit;
g) die Gleichberechtigung von Mann und

Frau;
h) die Achtung vor den sich entwickelnden

Fähigkeiten von Kindern mit Behinderun-
gen und die Achtung ihres Rechts auf
Wahrung ihrer Identität.

Artikel 4 Allgemeine Verpflichtungen
(1) Die Vertragsstaaten verpflichten sich, die
volle Verwirklichung aller Menschenrechte
und Grundfreiheiten für alle Menschen mit
Behinderungen ohne jede Diskriminierung
aufgrund von Behinderung zu gewährleisten
und zu fördern. Zu diesem Zweck verpflichten
sich die Vertragsstaaten,
a) alle geeigneten Gesetzgebungs-, Verwal-

tungs- und sonstigen Maßnahmen zur
Umsetzung der in diesem Übereinkom-
men anerkannten Rechte zu treffen;

b) alle geeigneten Maßnahmen einschließ-
lich gesetzgeberischer Maßnahmen zur
Änderung oder Aufhebung bestehender
Gesetze, Verordnungen, Gepflogenheiten
und Praktiken zu treffen, die eine Diskri-
minierung von Menschen mit Behinderun-
gen darstellen;

c) den Schutz und die Förderung der Men-
schenrechte von Menschen mit Behinde-
rungen in allen politischen Konzepten und
allen Programmen zu berücksichtigen;

d) Handlungen oder Praktiken, die mit die-
sem Übereinkommen unvereinbar sind, zu
unterlassen und dafür zu sorgen, dass die
staatlichen Behörden und öffentlichen
Einrichtungen im Einklang mit diesem
Übereinkommen handeln;

e) alle geeigneten Maßnahmen zur Beseiti-
gung der Diskriminierung aufgrund von
Behinderung durch Personen, Organisa-
tionen oder private Unternehmen zu er-
greifen;

f) Forschung und Entwicklung für Güter,
Dienstleistungen, Geräte und Einrichtun-
gen in universellem Design, wie in Arti-
kel 2 definiert, die den besonderen Be-
dürfnissen von Menschen mit Behinde-
rungen mit möglichst geringem Anpas-
sungs- und Kostenaufwand gerecht wer-
den, zu betreiben oder zu fördern, ihre
Verfügbarkeit und Nutzung zu fördern und
sich bei der Entwicklung von Normen und
Richtlinien für universelles Design einzu-
setzen;

g) Forschung und Entwicklung für neue
Technologien, die für Menschen mit Be-
hinderungen geeignet sind, einschließlich
Informations- und Kommunikationstech-
nologien, Mobilitätshilfen, Geräten und
unterstützenden Technologien, zu betrei-
ben oder zu fördern sowie ihre Verfügbar-
keit und Nutzung zu fördern und dabei
Technologien zu erschwinglichen Kosten
den Vorrang zu geben;

h) für Menschen mit Behinderungen zugäng-
liche Informationen über Mobilitätshilfen,
Geräte und unterstützende Technologien,
einschließlich neuer Technologien, sowie
andere Formen von Hilfe, Unterstützungs-
diensten und Einrichtungen zur Verfügung
zu stellen;

i) die Schulung von Fachkräften und ande-
rem mit Menschen mit Behinderungen ar-
beitendem Personal auf dem Gebiet der in
diesem Übereinkommen anerkannten
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Rechte zu fördern, damit die aufgrund
dieser Rechte garantierten Hilfen und
Dienste besser geleistet werden können.

(2) Hinsichtlich der wirtschaftlichen, sozialen
und kulturellen Rechte verpflichtet sich jeder
Vertragsstaat, unter Ausschöpfung seiner
verfügbaren Mittel und erforderlichenfalls im
Rahmen der internationalen Zusammenar-
beit Maßnahmen zu treffen, um nach und
nach die volle Verwirklichung dieser Rechte
zu erreichen, unbeschadet derjenigen Ver-
pflichtungen aus diesem Übereinkommen,
die nach dem Völkerrecht sofort anwendbar
sind.

(3) Bei der Ausarbeitung und Umsetzung von
Rechtsvorschriften und politischen Konzep-
ten zur Durchführung dieses Übereinkom-
mens und bei anderen Entscheidungsprozes-
sen in Fragen, die Menschen mit Behinde-
rungen betreffen, führen die Vertragsstaaten
mit den Menschen mit Behinderungen, ein-
schließlich Kindern mit Behinderungen, über
die sie vertretenden Organisationen enge
Konsultationen und beziehen sie aktiv ein.

(4) Dieses Übereinkommen lässt zur Verwirk-
lichung der Rechte von Menschen mit Behin-
derungen besser geeignete Bestimmungen,
die im Recht eines Vertragsstaats oder in dem
für diesen Staat geltenden Völkerrecht ent-
halten sind, unberührt. Die in einem Ver-
tragsstaat durch Gesetze, Übereinkommen,
Verordnungen oder durch Gewohnheitsrecht
anerkannten oder bestehenden Menschen-
rechte und Grundfreiheiten dürfen nicht un-
ter dem Vorwand beschränkt oder außer
Kraft gesetzt werden, dass dieses Überein-
kommen derartige Rechte oder Freiheiten
nicht oder nur in einem geringeren Ausmaß
anerkenne.

(5) Die Bestimmungen dieses Übereinkom-
mens gelten ohne Einschränkung oder Aus-
nahme für alle Teile eines Bundesstaats.

Artikel 5 Gleichberechtigung und
Nichtdiskriminierung

(1) Die Vertragsstaaten anerkennen, dass alle
Menschen vor dem Gesetz gleich sind, vom
Gesetz gleich zu behandeln sind und ohne
Diskriminierung Anspruch auf gleichen

Schutz durch das Gesetz und gleiche Vorteile
durch das Gesetz haben.
(2) Die Vertragsstaaten verbieten jede Diskri-
minierung aufgrund von Behinderung und
garantieren Menschen mit Behinderungen
gleichen und wirksamen rechtlichen Schutz
vor Diskriminierung, gleichviel aus welchen
Gründen.
(3) Zur Förderung der Gleichberechtigung
und zur Beseitigung von Diskriminierung un-
ternehmen die Vertragsstaaten alle geeigne-
ten Schritte, um die Bereitstellung angemes-
sener Vorkehrungen zu gewährleisten.
(4) Besondere Maßnahmen, die zur Be-
schleunigung oder Herbeiführung der tat-
sächlichen Gleichberechtigung von Men-
schen mit Behinderungen erforderlich sind,
gelten nicht als Diskriminierung im Sinne
dieses Übereinkommens.

Artikel 6 Frauen mit Behinderungen
(1) Die Vertragsstaaten anerkennen, dass
Frauen und Mädchen mit Behinderungen
mehrfacher Diskriminierung ausgesetzt sind,
und ergreifen in dieser Hinsicht Maßnahmen,
um zu gewährleisten, dass sie alle Men-
schenrechte und Grundfreiheiten voll und
gleichberechtigt genießen können.
(2) Die Vertragsstaaten treffen alle geeigne-
ten Maßnahmen zur Sicherung der vollen
Entfaltung, der Förderung und der Stärkung
der Autonomie der Frauen, um zu garantie-
ren, dass sie die in diesem Übereinkommen
genannten Menschenrechte und Grundfrei-
heiten ausüben und genießen können.

Artikel 7 Kinder mit Behinderungen
(1) Die Vertragsstaaten treffen alle erforder-
lichen Maßnahmen, um zu gewährleisten,
dass Kinder mit Behinderungen gleichbe-
rechtigt mit anderen Kindern alle Menschen-
rechte und Grundfreiheiten genießen kön-
nen.
(2) Bei allen Maßnahmen, die Kinder mit Be-
hinderungen betreffen, ist das Wohl des Kin-
des ein Gesichtspunkt, der vorrangig zu be-
rücksichtigen ist.
(3) Die Vertragsstaaten gewährleisten, dass
Kinder mit Behinderungen das Recht haben,
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ihre Meinung in allen sie berührenden Ange-
legenheiten gleichberechtigt mit anderen
Kindern frei zu äußern, wobei ihre Meinung
angemessen und entsprechend ihrem Alter
und ihrer Reife berücksichtigt wird, und be-
hinderungsgerechte sowie altersgemäße Hil-
fe zu erhalten, damit sie dieses Recht ver-
wirklichen können.

Artikel 8 Bewusstseinsbildung
(1) Die Vertragsstaaten verpflichten sich, so-
fortige, wirksame und geeignete Maßnah-
men zu ergreifen, um

a) in der gesamten Gesellschaft, einschließ-
lich auf der Ebene der Familien, das Be-
wusstsein für Menschen mit Behinderun-
gen zu schärfen und die Achtung ihrer
Rechte und ihrer Würde zu fördern;

b) Klischees, Vorurteile und schädliche Prak-
tiken gegenüber Menschen mit Behinde-
rungen, einschließlich aufgrund des Ge-
schlechts oder des Alters, in allen Lebens-
bereichen zu bekämpfen;

c) das Bewusstsein für die Fähigkeiten und
den Beitrag von Menschen mit Behinde-
rungen zu fördern.

(2) Zu den diesbezüglichen Maßnahmen ge-
hören

a) die Einleitung und dauerhafte Durchfüh-
rung wirksamer Kampagnen zur Bewusst-
seinsbildung in der Öffentlichkeit mit dem
Ziel,
i) die Aufgeschlossenheit gegenüber

den Rechten von Menschen mit Be-
hinderungen zu erhöhen,

ii) eine positive Wahrnehmung von Men-
schen mit Behinderungen und ein grö-
ßeres gesellschaftliches Bewusstsein
ihnen gegenüber zu fördern,

iii) die Anerkennung der Fertigkeiten, Ver-
dienste und Fähigkeiten von Men-
schen mit Behinderungen und ihres
Beitrags zur Arbeitswelt und zum Ar-
beitsmarkt zu fördern;

b) die Förderung einer respektvollen Einstel-
lung gegenüber den Rechten von Men-
schen mit Behinderungen auf allen Ebe-

nen des Bildungssystems, auch bei allen
Kindern von früher Kindheit an;

c) die Aufforderung an alle Medienorgane,
Menschen mit Behinderungen in einer
dem Zweck dieses Übereinkommens ent-
sprechenden Weise darzustellen;

d) die Förderung von Schulungsprogrammen
zur Schärfung des Bewusstseins für Men-
schen mit Behinderungen und für deren
Rechte.

Artikel 9 Zugänglichkeit
(1) Um Menschen mit Behinderungen eine
unabhängige Lebensführung und die volle
Teilhabe in allen Lebensbereichen zu ermög-
lichen, treffen die Vertragsstaaten geeignete
Maßnahmen mit dem Ziel, für Menschen mit
Behinderungen den gleichberechtigten Zu-
gang zur physischen Umwelt, zu Transport-
mitteln, Information und Kommunikation,
einschließlich Informations- und Kommunika-
tionstechnologien und -systemen, sowie zu
anderen Einrichtungen und Diensten, die der
Öffentlichkeit in städtischen und ländlichen
Gebieten offenstehen oder für sie bereitge-
stellt werden, zu gewährleisten. Diese Maß-
nahmen, welche die Feststellung und Besei-
tigung von Zugangshindernissen und -barrie-
ren einschließen, gelten unter anderem für

a) Gebäude, Straßen, Transportmittel sowie
andere Einrichtungen in Gebäuden und im
Freien, einschließlich Schulen, Wohnhäu-
sern, medizinischer Einrichtungen und Ar-
beitsstätten;

b) Informations-, Kommunikations- und an-
dere Dienste, einschließlich elektronischer
Dienste und Notdienste.

(2) Die Vertragsstaaten treffen außerdem ge-
eignete Maßnahmen,

a) um Mindeststandards und Leitlinien für
die Zugänglichkeit von Einrichtungen und
Diensten, die der Öffentlichkeit offenste-
hen oder für sie bereitgestellt werden,
auszuarbeiten und zu erlassen und ihre
Anwendung zu überwachen;

b) um sicherzustellen, dass private Rechts-
träger, die Einrichtungen und Dienste, die
der Öffentlichkeit offenstehen oder für sie
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bereitgestellt werden, anbieten, alle As-
pekte der Zugänglichkeit für Menschen
mit Behinderungen berücksichtigen;

c) um betroffenen Kreisen Schulungen zu
Fragen der Zugänglichkeit für Menschen
mit Behinderungen anzubieten;

d) um in Gebäuden und anderen Einrichtun-
gen, die der Öffentlichkeit offenstehen,
Beschilderungen in Brailleschrift und in
leicht lesbarer und verständlicher Form
anzubringen;

e) um menschliche und tierische Hilfe sowie
Mittelspersonen, unter anderem Personen
zum Führen und Vorlesen sowie profes-
sionelle Gebärdensprachdolmetscher und
-dolmetscherinnen, zur Verfügung zu stel-
len mit dem Ziel, den Zugang zu Gebäuden
und anderen Einrichtungen, die der Öf-
fentlichkeit offenstehen, zu erleichtern;

f) um andere geeignete Formen der Hilfe und
Unterstützung für Menschen mit Behinde-
rungen zu fördern, damit ihr Zugang zu
Informationen gewährleistet wird;

g) um den Zugang von Menschen mit Behin-
derungen zu den neuen Informations- und
Kommunikationstechnologien und -syste-
men, einschließlich des Internets, zu för-
dern;

h) um die Gestaltung, die Entwicklung, die
Herstellung und den Vertrieb zugänglicher
Informations- und Kommunikationstech-
nologien und -systeme in einem frühen
Stadium zu fördern, sodass deren Zu-
gänglichkeit mit möglichst geringem Kos-
tenaufwand erreicht wird.

Artikel 10 Recht auf Leben
Die Vertragsstaaten bekräftigen, dass jeder
Mensch ein angeborenes Recht auf Leben
hat, und treffen alle erforderlichen Maßnah-
men, um den wirksamen und gleichberech-
tigten Genuss dieses Rechts durch Menschen
mit Behinderungen zu gewährleisten.

Artikel 11 Gefahrensituationen und
humanitäre Notlagen

Die Vertragsstaaten ergreifen im Einklangmit
ihren Verpflichtungen nach dem Völkerrecht,
einschließlich des humanitären Völkerrechts

und der internationalen Menschenrechtsnor-
men, alle erforderlichen Maßnahmen, um in
Gefahrensituationen, einschließlich bewaff-
neter Konflikte, humanitärer Notlagen und
Naturkatastrophen, den Schutz und die Si-
cherheit von Menschen mit Behinderungen
zu gewährleisten.

Artikel 12 Gleiche Anerkennung vor
dem Recht

(1) Die Vertragsstaaten bekräftigen, dass
Menschen mit Behinderungen das Recht ha-
ben, überall als Rechtssubjekt anerkannt zu
werden.

(2) Die Vertragsstaaten anerkennen, dass
Menschen mit Behinderungen in allen Le-
bensbereichen gleichberechtigt mit anderen
Rechts- und Handlungsfähigkeit genießen.

(3) Die Vertragsstaaten treffen geeignete
Maßnahmen, um Menschen mit Behinderun-
gen Zugang zu der Unterstützung zu ver-
schaffen, die sie bei der Ausübung ihrer
Rechts- und Handlungsfähigkeit gegebenen-
falls benötigen.

(4) Die Vertragsstaaten stellen sicher, dass zu
allen die Ausübung der Rechts- und Hand-
lungsfähigkeit betreffenden Maßnahmen im
Einklang mit den internationalen Menschen-
rechtsnormen geeignete und wirksame Si-
cherungen vorgesehen werden, um Miss-
bräuche zu verhindern. Diese Sicherungen
müssen gewährleisten, dass bei den Maß-
nahmen betreffend die Ausübung der Rechts-
und Handlungsfähigkeit die Rechte, der Wille
und die Präferenzen der betreffenden Person
geachtet werden, es nicht zu Interessenkon-
flikten und missbräuchlicher Einflussnahme
kommt, dass die Maßnahmen verhältnismä-
ßig und auf die Umstände der Person zuge-
schnitten sind, dass sie von möglichst kurzer
Dauer sind und dass sie einer regelmäßigen
Überprüfung durch eine zuständige, unab-
hängige und unparteiische Behörde oder ge-
richtliche Stelle unterliegen. Die Sicherungen
müssen im Hinblick auf das Ausmaß, in dem
diese Maßnahmen die Rechte und Interessen
der Person berühren, verhältnismäßig sein.

(5) Vorbehaltlich dieses Artikels treffen die
Vertragsstaaten alle geeigneten und wirksa-
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menMaßnahmen, um zu gewährleisten, dass
Menschen mit Behinderungen das gleiche
Recht wie andere haben, Eigentum zu besit-
zen oder zu erben, ihre finanziellen Angele-
genheiten selbst zu regeln und gleichen Zu-
gang zu Bankdarlehen, Hypotheken und an-
deren Finanzkrediten zu haben, und gewähr-
leisten, dass Menschen mit Behinderungen
nicht willkürlich ihr Eigentum entzogen wird.

Artikel 13 Zugang zur Justiz
(1) Die Vertragsstaaten gewährleisten Men-
schen mit Behinderungen gleichberechtigt
mit anderen wirksamen Zugang zur Justiz,
unter anderem durch verfahrensbezogene
und altersgemäße Vorkehrungen, um ihre
wirksame unmittelbare und mittelbare Teil-
nahme, einschließlich als Zeugen und Zeu-
ginnen, an allen Gerichtsverfahren, auch in
der Ermittlungsphase und in anderen Vorver-
fahrensphasen, zu erleichtern.

(2) Um zur Gewährleistung des wirksamen
Zugangs von Menschen mit Behinderungen
zur Justiz beizutragen, fördern die Vertrags-
staaten geeignete Schulungen für die im Jus-
tizwesen tätigen Personen, einschließlich des
Personals von Polizei und Strafvollzug.

Artikel 14 Freiheit und Sicherheit der
Person

(1) Die Vertragsstaaten gewährleisten,

a) dass Menschen mit Behinderungen
gleichberechtigt mit anderen das Recht
auf persönliche Freiheit und Sicherheit ge-
nießen;

b) dass Menschen mit Behinderungen
gleichberechtigt mit anderen die Freiheit
nicht rechtswidrig oder willkürlich entzo-
genwird, dass jede Freiheitsentziehung im
Einklang mit dem Gesetz erfolgt und dass
das Vorliegen einer Behinderung in kei-
nem Fall eine Freiheitsentziehung recht-
fertigt.

(2) Die Vertragsstaaten gewährleisten, dass
Menschen mit Behinderungen, denen auf-
grund eines Verfahrens ihre Freiheit entzogen
wird, gleichberechtigten Anspruch auf die in
den internationalen Menschenrechtsnormen
vorgesehenen Garantien haben und im Ein-

klang mit den Zielen und Grundsätzen dieses
Übereinkommens behandelt werden, ein-
schließlich durch die Bereitstellung angemes-
sener Vorkehrungen.

Artikel 15 Freiheit von Folter oder
grausamer, unmenschlicher
oder erniedrigender
Behandlung oder Strafe

(1) Niemand darf der Folter oder grausamer,
unmenschlicher oder erniedrigender Behand-
lung oder Strafe unterworfen werden. Insbe-
sondere darf niemand ohne seine freiwillige
Zustimmung medizinischen oder wissen-
schaftlichen Versuchen unterworfen werden.

(2) Die Vertragsstaaten treffen alle wirksa-
men gesetzgeberischen, verwaltungsmäßi-
gen, gerichtlichen oder sonstigen Maßnah-
men, um auf der Grundlage der Gleichbe-
rechtigung zu verhindern, dass Menschen mit
Behinderungen der Folter oder grausamer,
unmenschlicher oder erniedrigender Behand-
lung oder Strafe unterworfen werden.

Artikel 16 Freiheit von Ausbeutung,
Gewalt und Missbrauch

(1) Die Vertragsstaaten treffen alle geeigne-
ten Gesetzgebungs-, Verwaltungs-, Sozial-,
Bildungs- und sonstigen Maßnahmen, um
Menschen mit Behinderungen sowohl inner-
halb als auch außerhalb der Wohnung vor
jeder Form von Ausbeutung, Gewalt und
Missbrauch, einschließlich ihrer geschlechts-
spezifischen Aspekte, zu schützen.

(2) Die Vertragsstaaten treffen außerdem alle
geeigneten Maßnahmen, um jede Form von
Ausbeutung, Gewalt und Missbrauch zu ver-
hindern, indem sie unter anderem geeignete
Formen von das Geschlecht und das Alter
berücksichtigender Hilfe und Unterstützung
für Menschen mit Behinderungen und ihre
Familien und Betreuungspersonen gewähr-
leisten, einschließlich durch die Bereitstel-
lung von Informationen und Aufklärung da-
rüber, wie Fälle von Ausbeutung, Gewalt und
Missbrauch verhindert, erkannt und ange-
zeigt werden können. Die Vertragsstaaten
sorgen dafür, dass Schutzdienste das Alter,
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das Geschlecht und die Behinderung der be-
troffenen Personen berücksichtigen.

(3) Zur Verhinderung jeder Form von Aus-
beutung, Gewalt und Missbrauch stellen die
Vertragsstaaten sicher, dass alle Einrichtun-
gen und Programme, die für Menschen mit
Behinderungen bestimmt sind, wirksam von
unabhängigen Behörden überwacht werden.

(4) Die Vertragsstaaten treffen alle geeigne-
ten Maßnahmen, um die körperliche, kogni-
tive und psychische Genesung, die Rehabili-
tation und die soziale Wiedereingliederung
von Menschen mit Behinderungen, die Opfer
irgendeiner Form von Ausbeutung, Gewalt
oder Missbrauch werden, zu fördern, auch
durch die Bereitstellung von Schutzeinrich-
tungen. Genesung und Wiedereingliederung
müssen in einer Umgebung stattfinden, die
der Gesundheit, dem Wohlergehen, der
Selbstachtung, der Würde und der Autono-
mie des Menschen förderlich ist und ge-
schlechts- und altersspezifischen Bedürfnis-
sen Rechnung trägt.

(5) Die Vertragsstaaten schaffen wirksame
Rechtsvorschriften und politische Konzepte,
einschließlich solcher, die auf Frauen und
Kinder ausgerichtet sind, um sicherzustellen,
dass Fälle von Ausbeutung, Gewalt und
Missbrauch gegenüber Menschen mit Behin-
derungen erkannt, untersucht und gegebe-
nenfalls strafrechtlich verfolgt werden.

Artikel 17 Schutz der Unversehrtheit der
Person

Jeder Mensch mit Behinderungen hat gleich-
berechtigt mit anderen das Recht auf Ach-
tung seiner körperlichen und seelischen Un-
versehrtheit.

Artikel 18 Freizügigkeit und Staats-
angehörigkeit

(1) Die Vertragsstaaten anerkennen das glei-
che Recht von Menschen mit Behinderungen
auf Freizügigkeit, auf freie Wahl ihres Auf-
enthaltsorts und auf eine Staatsangehörig-
keit, indem sie unter anderem gewährleisten,
dass

a) Menschen mit Behinderungen das Recht
haben, eine Staatsangehörigkeit zu er-

werben und ihre Staatsangehörigkeit zu
wechseln, und dass ihnen diese nicht
willkürlich oder aufgrund von Behinde-
rung entzogen wird;

b) Menschen mit Behinderungen nicht auf-
grund von Behinderung die Möglichkeit
versagt wird, Dokumente zum Nachweis
ihrer Staatsangehörigkeit oder andere
Identitätsdokumente zu erhalten, zu be-
sitzen und zu verwenden oder einschlägi-
ge Verfahren wie Einwanderungsverfah-
ren in Anspruch zu nehmen, die gegebe-
nenfalls erforderlich sind, um die Aus-
übung des Rechts auf Freizügigkeit zu er-
leichtern;

c) Menschen mit Behinderungen die Freiheit
haben, jedes Land einschließlich ihres ei-
genen zu verlassen;

d) Menschen mit Behinderungen nicht will-
kürlich oder aufgrund von Behinderung
das Recht entzogen wird, in ihr eigenes
Land einzureisen.

(2) Kinder mit Behinderungen sind unverzüg-
lich nach ihrer Geburt in ein Register einzu-
tragen und haben das Recht auf einen Namen
von Geburt an, das Recht, eine Staatsange-
hörigkeit zu erwerben, und soweit möglich
das Recht, ihre Eltern zu kennen und von ih-
nen betreut zu werden.

Artikel 19 Unabhängige Lebensführung
und Einbeziehung in die
Gemeinschaft

Die Vertragsstaaten dieses Übereinkommens
anerkennen das gleiche Recht aller Menschen
mit Behinderungen, mit gleichen Wahlmög-
lichkeiten wie andere Menschen in der Ge-
meinschaft zu leben, und treffen wirksame
und geeignete Maßnahmen, um Menschen
mit Behinderungen den vollen Genuss dieses
Rechts und ihre volle Einbeziehung in die
Gemeinschaft und Teilhabe an der Gemein-
schaft zu erleichtern, indem sie unter ande-
rem gewährleisten, dass

a) Menschen mit Behinderungen gleichbe-
rechtigt die Möglichkeit haben, ihren Auf-
enthaltsort zu wählen und zu entscheiden,
wo und mit wem sie leben, und nicht ver-
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pflichtet sind, in besonderen Wohnformen
zu leben;

b) Menschen mit Behinderungen Zugang zu
einer Reihe von gemeindenahen Unter-
stützungsdiensten zu Hause und in Ein-
richtungen sowie zu sonstigen gemeinde-
nahen Unterstützungsdiensten haben,
einschließlich der persönlichen Assistenz,
die zur Unterstützung des Lebens in der
Gemeinschaft und der Einbeziehung in die
Gemeinschaft sowie zur Verhinderung von
Isolation und Absonderung von der Ge-
meinschaft notwendig ist;

c) gemeindenahe Dienstleistungen und Ein-
richtungen für die Allgemeinheit Men-
schen mit Behinderungen auf der Grund-
lage der Gleichberechtigung zur Verfü-
gung stehen und ihren Bedürfnissen
Rechnung tragen.

Artikel 20 Persönliche Mobilität
Die Vertragsstaaten treffen wirksame Maß-
nahmen, um für Menschen mit Behinderun-
gen persönliche Mobilität mit größtmöglicher
Unabhängigkeit sicherzustellen, indem sie
unter anderem

a) die persönliche Mobilität von Menschen
mit Behinderungen in der Art und Weise
und zum Zeitpunkt ihrer Wahl und zu er-
schwinglichen Kosten erleichtern;

b) den Zugang von Menschen mit Behinde-
rungen zu hochwertigen Mobilitätshilfen,
Geräten, unterstützenden Technologien
und menschlicher und tierischer Hilfe so-
wie Mittelspersonen erleichtern, auch
durch deren Bereitstellung zu erschwing-
lichen Kosten;

c) Menschen mit Behinderungen und Fach-
kräften, die mit Menschen mit Behinde-
rungen arbeiten, Schulungen in Mobili-
tätsfertigkeiten anbieten;

d) Hersteller von Mobilitätshilfen, Geräten
und unterstützenden Technologien ermu-
tigen, alle Aspekte der Mobilität für Men-
schen mit Behinderungen zu berücksichti-
gen.

Artikel 21 Recht der freien Meinungs-
äußerung, Meinungsfreiheit
und Zugang zu Informationen

Die Vertragsstaaten treffen alle geeigneten
Maßnahmen, um zu gewährleisten, dass
Menschen mit Behinderungen das Recht auf
freie Meinungsäußerung und Meinungsfrei-
heit, einschließlich der Freiheit, Informati-
onen und Gedankengut sich zu beschaffen,
zu empfangen und weiterzugeben, gleichbe-
rechtigt mit anderen und durch alle von ihnen
gewählten Formen der Kommunikation im
Sinne des Artikels 2 ausüben können, unter
anderem indem sie
a) Menschen mit Behinderungen für die All-

gemeinheit bestimmte Informationen
rechtzeitig und ohne zusätzliche Kosten in
zugänglichen Formaten und Technologien,
die für unterschiedliche Arten der Behin-
derung geeignet sind, zur Verfügung stel-
len;

b) im Umgangmit Behörden die Verwendung
von Gebärdensprachen, Brailleschrift, er-
gänzenden und alternativen Kommunika-
tionsformen und allen sonstigen selbst
gewählten zugänglichen Mitteln, Formen
und Formaten der Kommunikation durch
Menschenmit Behinderungen akzeptieren
und erleichtern;

c) private Rechtsträger, die, einschließlich
durch das Internet, Dienste für die Allge-
meinheit anbieten, dringend dazu auffor-
dern, Informationen und Dienstleistungen
in Formaten zur Verfügung zu stellen, die
für Menschen mit Behinderungen zugäng-
lich und nutzbar sind;

d) die Massenmedien, einschließlich der An-
bieter von Informationen über das Inter-
net, dazu auffordern, ihre Dienstleistun-
gen für Menschen mit Behinderungen zu-
gänglich zu gestalten;

e) die Verwendung von Gebärdensprachen
anerkennen und fördern.

Artikel 22 Achtung der Privatsphäre
(1) Menschen mit Behinderungen dürfen un-
abhängig von ihrem Aufenthaltsort oder der
Wohnform, in der sie leben, keinen willkürli-
chen oder rechtswidrigen Eingriffen in ihr
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Privatleben, ihre Familie, ihre Wohnung oder
ihren Schriftverkehr oder andere Arten der
Kommunikation oder rechtswidrigen Beein-
trächtigungen ihrer Ehre oder ihres Rufes
ausgesetzt werden. Menschen mit Behinde-
rungen haben Anspruch auf rechtlichen
Schutz gegen solche Eingriffe oder Beein-
trächtigungen.
(2) Die Vertragsstaaten schützen auf der
Grundlage der Gleichberechtigung mit ande-
ren die Vertraulichkeit von Informationen
über die Person, die Gesundheit und die Re-
habilitation von Menschen mit Behinderun-
gen.

Artikel 23 Achtung der Wohnung und
der Familie

(1) Die Vertragsstaaten treffen wirksame und
geeignete Maßnahmen zur Beseitigung der
Diskriminierung von Menschen mit Behinde-
rungen auf der Grundlage der Gleichberech-
tigung mit anderen in allen Fragen, die Ehe,
Familie, Elternschaft und Partnerschaften be-
treffen, um zu gewährleisten, dass
a) das Recht aller Menschen mit Behinde-

rungen im heiratsfähigen Alter, auf der
Grundlage des freien und vollen Einver-
ständnisses der künftigen Ehegatten eine
Ehe zu schließen und eine Familie zu
gründen, anerkannt wird;

b) das Recht von Menschen mit Behinderun-
gen auf freie und verantwortungsbewuss-
te Entscheidung über die Anzahl ihrer
Kinder und die Geburtenabstände sowie
auf Zugang zu altersgemäßer Information
sowie Aufklärung über Fortpflanzung und
Familienplanung anerkannt wird und ih-
nen die notwendigen Mittel zur Ausübung
dieser Rechte zur Verfügung gestellt wer-
den;

c) Menschen mit Behinderungen, einschließ-
lich Kindern, gleichberechtigt mit anderen
ihre Fruchtbarkeit behalten.

(2) Die Vertragsstaaten gewährleisten die
Rechte und Pflichten von Menschen mit Be-
hinderungen in Fragen der Vormundschaft,
Pflegschaft, Personen- und Vermögenssorge,
Adoption von Kindern oder ähnlichen
Rechtsinstituten, soweit das innerstaatliche

Recht solche kennt; in allen Fällen ist das
Wohl des Kindes ausschlaggebend. Die Ver-
tragsstaaten unterstützen Menschen mit Be-
hinderungen in angemessener Weise bei der
Wahrnehmung ihrer elterlichen Verantwor-
tung.

(3) Die Vertragsstaaten gewährleisten, dass
Kinder mit Behinderungen gleiche Rechte in
Bezug auf das Familienleben haben. Zur Ver-
wirklichung dieser Rechte und mit dem Ziel,
das Verbergen, das Aussetzen, die Vernach-
lässigung und die Absonderung von Kindern
mit Behinderungen zu verhindern, verpflich-
ten sich die Vertragsstaaten, Kindern mit Be-
hinderungen und ihren Familien frühzeitig
umfassende Informationen, Dienste und Un-
terstützung zur Verfügung zu stellen.

(4) Die Vertragsstaaten gewährleisten, dass
ein Kind nicht gegen den Willen seiner Eltern
von diesen getrennt wird, es sei denn, dass
die zuständigen Behörden in einer gerichtlich
nachprüfbaren Entscheidung nach den anzu-
wendenden Rechtsvorschriften und Verfah-
ren bestimmen, dass diese Trennung zum
Wohl des Kindes notwendig ist. In keinem Fall
darf das Kind aufgrund einer Behinderung
entweder des Kindes oder eines oder beider
Elternteile von den Eltern getrennt werden.

(5) Die Vertragsstaaten verpflichten sich, in
Fällen, in denen die nächsten Familienange-
hörigen nicht in der Lage sind, für ein Kindmit
Behinderungen zu sorgen, alle Anstrengun-
gen zu unternehmen, um andere Formen der
Betreuung innerhalb der weiteren Familie
und, falls dies nicht möglich ist, innerhalb der
Gemeinschaft in einem familienähnlichen
Umfeld zu gewährleisten.

Artikel 24 Bildung
(1) Die Vertragsstaaten anerkennen das
Recht von Menschen mit Behinderungen auf
Bildung. Um dieses Recht ohne Diskriminie-
rung und auf der Grundlage der Chancen-
gleichheit zu verwirklichen, gewährleisten
die Vertragsstaaten ein integratives Bil-
dungssystem auf allen Ebenen und lebens-
langes Lernen mit dem Ziel,

a) die menschlichen Möglichkeiten sowie
das Bewusstsein der Würde und das
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Selbstwertgefühl des Menschen voll zur
Entfaltung zu bringen und die Achtung vor
den Menschenrechten, den Grundfreihei-
ten und der menschlichen Vielfalt zu stär-
ken;

b) Menschen mit Behinderungen ihre Per-
sönlichkeit, ihre Begabungen und ihre
Kreativität sowie ihre geistigen und kör-
perlichen Fähigkeiten voll zur Entfaltung
bringen zu lassen;

c) Menschen mit Behinderungen zur wirkli-
chen Teilhabe an einer freien Gesellschaft
zu befähigen.

(2) Bei der Verwirklichung dieses Rechts
stellen die Vertragsstaaten sicher, dass
a) Menschen mit Behinderungen nicht auf-

grund von Behinderung vom allgemeinen
Bildungssystem ausgeschlossen werden
und dass Kinder mit Behinderungen nicht
aufgrund von Behinderung vom unent-
geltlichen und obligatorischen Grund-
schulunterricht oder vom Besuch weiter-
führender Schulen ausgeschlossen wer-
den;

b) Menschen mit Behinderungen gleichbe-
rechtigt mit anderen in der Gemeinschaft,
in der sie leben, Zugang zu einem integ-
rativen, hochwertigen und unentgeltli-
chen Unterricht an Grundschulen und
weiterführenden Schulen haben;

c) angemessene Vorkehrungen für die Be-
dürfnisse des Einzelnen getroffen werden;

d) Menschen mit Behinderungen innerhalb
des allgemeinen Bildungssystems die not-
wendige Unterstützung geleistet wird, um
ihre erfolgreiche Bildung zu erleichtern;

e) in Übereinstimmung mit dem Ziel der
vollständigen Integration wirksame indi-
viduell angepasste Unterstützungsmaß-
nahmen in einem Umfeld, das die best-
mögliche schulische und soziale Entwick-
lung gestattet, angeboten werden.

(3) Die Vertragsstaaten ermöglichen Men-
schen mit Behinderungen, lebenspraktische
Fertigkeiten und soziale Kompetenzen zu er-
werben, um ihre volle und gleichberechtigte
Teilhabe an der Bildung und als Mitglieder
der Gemeinschaft zu erleichtern. Zu diesem

Zweck ergreifen die Vertragsstaaten geeig-
nete Maßnahmen; unter anderem
a) erleichtern sie das Erlernen von Braille-

schrift, alternativer Schrift, ergänzenden
und alternativen Formen, Mitteln und For-
maten der Kommunikation, den Erwerb
von Orientierungs- und Mobilitätsfertig-
keiten sowie die Unterstützung durch an-
dere Menschen mit Behinderungen und
das Mentoring;

b) erleichtern sie das Erlernen der Gebärden-
sprache und die Förderung der sprachli-
chen Identität der Gehörlosen;

c) stellen sie sicher, dass blinden, gehörlosen
oder taubblinden Menschen, insbesonde-
re Kindern, Bildung in den Sprachen und
Kommunikationsformen und mit den
Kommunikationsmitteln, die für den Ein-
zelnen am besten geeignet sind, sowie in
einem Umfeld vermittelt wird, das die
bestmögliche schulische und soziale Ent-
wicklung gestattet.

(4) Um zur Verwirklichung dieses Rechts bei-
zutragen, treffen die Vertragsstaaten geeig-
nete Maßnahmen zur Einstellung von Lehr-
kräften, einschließlich solcher mit Behinde-
rungen, die in Gebärdensprache oder Braille-
schrift ausgebildet sind, und zur Schulung
von Fachkräften sowie Mitarbeitern und Mit-
arbeiterinnen auf allen Ebenen des Bildungs-
wesens. Diese Schulung schließt die Schär-
fung des Bewusstseins für Behinderungen
und die Verwendung geeigneter ergänzender
und alternativer Formen, Mittel und Formate
der Kommunikation sowie pädagogische
Verfahren und Materialien zur Unterstützung
von Menschen mit Behinderungen ein.
(5) Die Vertragsstaaten stellen sicher, dass
Menschen mit Behinderungen ohne Diskri-
minierung und gleichberechtigt mit anderen
Zugang zu allgemeiner Hochschulbildung,
Berufsausbildung, Erwachsenenbildung und
lebenslangem Lernen haben. Zu diesem
Zweck stellen die Vertragsstaaten sicher, dass
für Menschen mit Behinderungen angemes-
sene Vorkehrungen getroffen werden.
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Artikel 25 Gesundheit
Die Vertragsstaaten anerkennen das Recht
von Menschen mit Behinderungen auf das
erreichbare Höchstmaß an Gesundheit ohne
Diskriminierung aufgrund von Behinderung.
Die Vertragsstaaten treffen alle geeigneten
Maßnahmen, um zu gewährleisten, dass
Menschen mit Behinderungen Zugang zu ge-
schlechtsspezifischen Gesundheitsdiensten,
einschließlich gesundheitlicher Rehabilitati-
on, haben. Insbesondere
a) stellen die Vertragsparteien Menschen mit

Behinderungen eine unentgeltliche oder
erschwingliche Gesundheitsversorgung in
derselben Bandbreite, von derselben Qua-
lität und auf demselben Standard zur Ver-
fügung wie anderen Menschen, ein-
schließlich sexual- und fortpflanzungsme-
dizinischer Gesundheitsleistungen und
der Gesamtbevölkerung zur Verfügung
stehender Programme des öffentlichen
Gesundheitswesens;

b) bieten die Vertragsstaaten die Gesund-
heitsleistungen an, die von Menschen mit
Behinderungen speziell wegen ihrer Be-
hinderungen benötigt werden, soweit an-
gebracht, einschließlich Früherkennung
und Frühintervention, sowie Leistungen,
durch die, auch bei Kindern und älteren
Menschen, weitere Behinderungen mög-
lichst gering gehalten oder vermieden
werden sollen;

c) bieten die Vertragsstaaten diese Gesund-
heitsleistungen so gemeindenah wie
möglich an, auch in ländlichen Gebieten;

d) erlegen die Vertragsstaaten den Angehö-
rigen der Gesundheitsberufe die Ver-
pflichtung auf, Menschen mit Behinderun-
gen eine Versorgung von gleicher Qualität
wie anderen Menschen angedeihen zu
lassen, namentlich auf der Grundlage der
freien Einwilligung nach vorheriger Auf-
klärung, indem sie unter anderem durch
Schulungen und den Erlass ethischer Nor-
men für die staatliche und private Ge-
sundheitsversorgung das Bewusstsein für
die Menschenrechte, die Würde, die Auto-
nomie und die Bedürfnisse von Menschen
mit Behinderungen schärfen;

e) verbieten die Vertragsstaaten die Diskri-
minierung von Menschen mit Behinderun-
gen in der Krankenversicherung und in der
Lebensversicherung, soweit eine solche
Versicherung nach innerstaatlichem Recht
zulässig ist; solche Versicherungen sind zu
fairen und angemessenen Bedingungen
anzubieten;

f) verhindern die Vertragsstaaten die diskri-
minierende Vorenthaltung von Gesund-
heitsversorgung oder -leistungen oder von
Nahrungsmitteln und Flüssigkeiten auf-
grund von Behinderung.

Artikel 26 Habilitation und
Rehabilitation

(1) Die Vertragsstaaten treffen wirksame und
geeignete Maßnahmen, einschließlich durch
die Unterstützung durch andere Menschen
mit Behinderungen, um Menschen mit Be-
hinderungen in die Lage zu versetzen, ein
Höchstmaß an Unabhängigkeit, umfassende
körperliche, geistige, soziale und berufliche
Fähigkeiten sowie die volle Einbeziehung in
alle Aspekte des Lebens und die volle Teilha-
be an allen Aspekten des Lebens zu erreichen
und zu bewahren. Zu diesem Zweck organi-
sieren, stärken und erweitern die Vertrags-
staaten umfassende Habilitations- und Reha-
bilitationsdienste und -programme, insbe-
sondere auf dem Gebiet der Gesundheit, der
Beschäftigung, der Bildung und der Sozial-
dienste, und zwar so, dass diese Leistungen
und Programme

a) im frühestmöglichen Stadium einsetzen
und auf einer multidisziplinären Bewer-
tung der individuellen Bedürfnisse und
Stärken beruhen;

b) die Einbeziehung in die Gemeinschaft und
die Gesellschaft in allen ihren Aspekten
sowie die Teilhabe daran unterstützen,
freiwillig sind und Menschen mit Behin-
derungen so gemeindenah wie möglich
zur Verfügung stehen, auch in ländlichen
Gebieten.

(2) Die Vertragsstaaten fördern die Entwick-
lung der Aus- und Fortbildung für Fachkräfte
und Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen in Ha-
bilitations- und Rehabilitationsdiensten.
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(3) Die Vertragsstaaten fördern die Verfüg-
barkeit, die Kenntnis und die Verwendung
unterstützender Geräte und Technologien,
die für Menschen mit Behinderungen be-
stimmt sind, für die Zwecke der Habilitation
und Rehabilitation.

Artikel 27 Arbeit und Beschäftigung
(1) Die Vertragsstaaten anerkennen das glei-
che Recht von Menschen mit Behinderungen
auf Arbeit; dies beinhaltet das Recht auf die
Möglichkeit, den Lebensunterhalt durch Ar-
beit zu verdienen, die in einem offenen, in-
tegrativen und für Menschen mit Behinde-
rungen zugänglichen Arbeitsmarkt und Ar-
beitsumfeld frei gewählt oder angenommen
wird. Die Vertragsstaaten sichern und fördern
die Verwirklichung des Rechts auf Arbeit,
einschließlich für Menschen, die während der
Beschäftigung eine Behinderung erwerben,
durch geeignete Schritte, einschließlich des
Erlasses von Rechtsvorschriften, um unter
anderem

a) Diskriminierung aufgrund von Behinde-
rung in allen Angelegenheiten im Zusam-
menhang mit einer Beschäftigung gleich
welcher Art, einschließlich der Auswahl-,
Einstellungs- und Beschäftigungsbedin-
gungen, der Weiterbeschäftigung, des be-
ruflichen Aufstiegs sowie sicherer und ge-
sunder Arbeitsbedingungen, zu verbieten;

b) das gleiche Recht von Menschen mit Be-
hinderungen auf gerechte und günstige
Arbeitsbedingungen, einschließlich Chan-
cengleichheit und gleichen Entgelts für
gleichwertige Arbeit, auf sichere und ge-
sunde Arbeitsbedingungen, einschließlich
Schutz vor Belästigungen, und auf Abhilfe
bei Missständen zu schützen;

c) zu gewährleisten, dass Menschen mit Be-
hinderungen ihre Arbeitnehmer- und Ge-
werkschaftsrechte gleichberechtigt mit
anderen ausüben können;

d) Menschen mit Behinderungen wirksamen
Zugang zu allgemeinen fachlichen und
beruflichen Beratungsprogrammen, Stel-
lenvermittlung sowie Berufsausbildung
und Weiterbildung zu ermöglichen;

e) für Menschen mit Behinderungen Be-
schäftigungsmöglichkeiten und berufli-
chen Aufstieg auf dem Arbeitsmarkt so-
wie die Unterstützung bei der Arbeitssu-
che, beim Erhalt und der Beibehaltung ei-
nes Arbeitsplatzes und beim beruflichen
Wiedereinstieg zu fördern;

f) Möglichkeiten für Selbständigkeit, Unter-
nehmertum, die Bildung von Genossen-
schaften und die Gründung eines eigenen
Geschäfts zu fördern;

g) Menschen mit Behinderungen im öffentli-
chen Sektor zu beschäftigen;

h) die Beschäftigung von Menschen mit Be-
hinderungen im privaten Sektor durch ge-
eignete Strategien und Maßnahmen zu
fördern, wozu auch Programme für positi-
ve Maßnahmen, Anreize und andere
Maßnahmen gehören können;

i) sicherzustellen, dass am Arbeitsplatz an-
gemessene Vorkehrungen für Menschen
mit Behinderungen getroffen werden;

j) das Sammeln von Arbeitserfahrung auf
dem allgemeinen Arbeitsmarkt durch
Menschen mit Behinderungen zu fördern;

k) Programme für die berufliche Rehabilita-
tion, den Erhalt des Arbeitsplatzes und
den beruflichen Wiedereinstieg von Men-
schen mit Behinderungen zu fördern.

(2) Die Vertragsstaaten stellen sicher, dass
Menschen mit Behinderungen nicht in Skla-
verei oder Leibeigenschaft gehalten werden
und dass sie gleichberechtigt mit anderen vor
Zwangs- oder Pflichtarbeit geschützt werden.

Artikel 28 Angemessener Lebens-
standard und sozialer Schutz

(1) Die Vertragsstaaten anerkennen das
Recht von Menschen mit Behinderungen auf
einen angemessenen Lebensstandard für sich
selbst und ihre Familien, einschließlich ange-
messener Ernährung, Bekleidung und Woh-
nung, sowie auf eine stetige Verbesserung
der Lebensbedingungen und unternehmen
geeignete Schritte zum Schutz und zur För-
derung der Verwirklichung dieses Rechts
ohne Diskriminierung aufgrund von Behinde-
rung.
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(2) Die Vertragsstaaten anerkennen das
Recht von Menschen mit Behinderungen auf
sozialen Schutz und den Genuss dieses
Rechts ohne Diskriminierung aufgrund von
Behinderung und unternehmen geeignete
Schritte zum Schutz und zur Förderung der
Verwirklichung dieses Rechts, einschließlich
Maßnahmen, um
a) Menschen mit Behinderungen gleichbe-

rechtigten Zugang zur Versorgung mit
sauberem Wasser und den Zugang zu ge-
eigneten und erschwinglichen Dienstleis-
tungen, Geräten und anderen Hilfen für
Bedürfnisse im Zusammenhang mit ihrer
Behinderung zu sichern;

b) Menschen mit Behinderungen, insbeson-
dere Frauen und Mädchen sowie älteren
Menschen mit Behinderungen, den Zu-
gang zu Programmen für sozialen Schutz
und Programmen zur Armutsbekämpfung
zu sichern;

c) in Armut lebenden Menschen mit Behin-
derungen und ihren Familien den Zugang
zu staatlicher Hilfe bei behinderungsbe-
dingten Aufwendungen, einschließlich
ausreichender Schulung, Beratung, finan-
zieller Unterstützung sowie Kurzzeitbe-
treuung, zu sichern;

d) Menschen mit Behinderungen den Zu-
gang zu Programmen des sozialen Woh-
nungsbaus zu sichern;

e) Menschen mit Behinderungen gleichbe-
rechtigten Zugang zu Leistungen und Pro-
grammen der Altersversorgung zu sichern.

Artikel 29 Teilhabe am politischen und
öffentlichen Leben

Die Vertragsstaaten garantieren Menschen
mit Behinderungen die politischen Rechte
sowie die Möglichkeit, diese gleichberechtigt
mit anderen zu genießen, und verpflichten
sich,
a) sicherzustellen, dass Menschen mit Be-

hinderungen gleichberechtigt mit anderen
wirksam und umfassend am politischen
und öffentlichen Leben teilhaben können,
sei es unmittelbar oder durch frei ge-
wählte Vertreter oder Vertreterinnen, was
auch das Recht und die Möglichkeit ein-

schließt, zu wählen und gewählt zu wer-
den; unter anderem
i) stellen sie sicher, dass die Wahlverfah-

ren, -einrichtungen und -materialien
geeignet, zugänglich und leicht zu
verstehen und zu handhaben sind;

ii) schützen sie das Recht von Menschen
mit Behinderungen, bei Wahlen und
Volksabstimmungen in geheimer Ab-
stimmung ohne Einschüchterung ihre
Stimme abzugeben, bei Wahlen zu
kandidieren, ein Amt wirksam innezu-
haben und alle öffentlichen Aufgaben
auf allen Ebenen staatlicher Tätigkeit
wahrzunehmen, indem sie gegebe-
nenfalls die Nutzung unterstützender
und neuer Technologien erleichtern;

iii) garantieren sie die freie Willensäuße-
rung von Menschen mit Behinderun-
gen als Wähler und Wählerinnen und
erlauben zu diesem Zweck im Bedarfs-
fall auf Wunsch, dass sie sich bei der
Stimmabgabe durch eine Person ihrer
Wahl unterstützen lassen;

b) aktiv ein Umfeld zu fördern, in dem Men-
schen mit Behinderungen ohne Diskrimi-
nierung und gleichberechtigt mit anderen
wirksam und umfassend an der Gestal-
tung der öffentlichen Angelegenheiten
mitwirken können, und ihre Mitwirkung
an den öffentlichen Angelegenheiten zu
begünstigen, unter anderem
i) die Mitarbeit in nichtstaatlichen Orga-

nisationen und Vereinigungen, die sich
mit dem öffentlichen und politischen
Leben ihres Landes befassen, und an
den Tätigkeiten und der Verwaltung
politischer Parteien;

ii) die Bildung von Organisationen von
Menschen mit Behinderungen, die sie
auf internationaler, nationaler, regiona-
ler und lokaler Ebene vertreten, und
den Beitritt zu solchen Organisationen.

Artikel 30 Teilhabe amkulturellen Leben
sowie an Erholung, Freizeit
und Sport

(1) Die Vertragsstaaten anerkennen das
Recht von Menschen mit Behinderungen,

I.3 UN-Behindertenrechtskonvention Art. 29–30
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gleichberechtigt mit anderen am kulturellen
Leben teilzunehmen, und treffen alle geeig-
neten Maßnahmen, um sicherzustellen, dass
Menschen mit Behinderungen
a) Zugang zu kulturellem Material in zu-

gänglichen Formaten haben;
b) Zugang zu Fernsehprogrammen, Filmen,

Theatervorstellungen und anderen kultu-
rellen Aktivitäten in zugänglichen Forma-
ten haben;

c) Zugang zu Orten kultureller Darbietungen
oder Dienstleistungen, wie Theatern, Mu-
seen, Kinos, Bibliotheken und Tourismus-
diensten, sowie, so weit wie möglich, zu
Denkmälern und Stätten von nationaler
kultureller Bedeutung haben.

(2) Die Vertragsstaaten treffen geeignete
Maßnahmen, um Menschen mit Behinderun-
gen die Möglichkeit zu geben, ihr kreatives,
künstlerisches und intellektuelles Potenzial
zu entfalten und zu nutzen, nicht nur für sich
selbst, sondern auch zur Bereicherung der
Gesellschaft.
(3) Die Vertragsstaaten unternehmen alle
geeigneten Schritte im Einklang mit dem
Völkerrecht, um sicherzustellen, dass Geset-
ze zum Schutz von Rechten des geistigen Ei-
gentums keine ungerechtfertigte oder diskri-
minierende Barriere für den Zugang von
Menschen mit Behinderungen zu kulturellem
Material darstellen.
(4) Menschen mit Behinderungen haben
gleichberechtigt mit anderen Anspruch auf
Anerkennung und Unterstützung ihrer spezi-
fischen kulturellen und sprachlichen Identi-

tät, einschließlich der Gebärdensprachen und
der Gehörlosenkultur.
(5) Mit dem Ziel, Menschen mit Behinderun-
gen die gleichberechtigte Teilnahme an Erho-
lungs-, Freizeit- und Sportaktivitäten zu er-
möglichen, treffen die Vertragsstaaten ge-
eignete Maßnahmen,
a) um Menschen mit Behinderungen zu er-

mutigen, so umfassend wie möglich an
breitensportlichen Aktivitäten auf allen
Ebenen teilzunehmen, und ihre Teilnahme
zu fördern;

b) um sicherzustellen, dass Menschen mit
Behinderungen die Möglichkeit haben,
behinderungsspezifische Sport- und Erho-
lungsaktivitäten zu organisieren, zu ent-
wickeln und an solchen teilzunehmen, und
zu diesem Zweck die Bereitstellung eines
geeigneten Angebots an Anleitung, Trai-
ning und Ressourcen auf der Grundlage
der Gleichberechtigung mit anderen zu
fördern;

c) um sicherzustellen, dass Menschen mit
Behinderungen Zugang zu Sport-, Erho-
lungs- und Tourismusstätten haben;

d) um sicherzustellen, dass Kinder mit Be-
hinderungen gleichberechtigt mit anderen
Kindern an Spiel-, Erholungs-, Freizeit- und
Sportaktivitäten teilnehmen können, ein-
schließlich im schulischen Bereich;

e) um sicherzustellen, dass Menschen mit
Behinderungen Zugang zu Dienstleistun-
gen der Organisatoren von Erholungs-,
Tourismus-, Freizeit- und Sportaktivitäten
haben.

Art. 30 UN-Behindertenrechtskonvention I.3
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Bürgerliches Gesetzbuch
(BGB)

in der Fassung der Bekanntmachung
vom 2. Januar 2002 (BGBl. I S. 42, S. 2909, 2003 S. 738)

Zuletzt geändert durch
Gesetz zur Durchführung des Haager Übereinkommens vom 2. Juli 2019 über die

Anerkennung und Vollstreckung ausländischer Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen
sowie zur Änderung der Zivilprozessordnung, des Bürgerlichen Gesetzbuchs, des

Wohnungseigentumsgesetzes und des Gesetzes zur Modernisierung des Strafverfahrens
vom 7. November 2022 (BGBl. I S. 1982)1)

– A u s z u g –

Inhaltsübersicht

Buch 1
Allgemeiner Teil

Abschnitt 1
Personen

Titel 1
Natürliche Personen,
Verbraucher, Unternehmer

§1 Beginn der Rechtsfähigkeit
§2 Eintritt der Volljährigkeit
§7 Wohnsitz; Begründung und

Aufhebung
§8 Wohnsitz nicht voll Geschäftsfähiger
§11 Wohnsitz des Kindes
§13 Verbraucher
§14 Unternehmer

Abschnitt 2
Sachen und Tiere

§92 Verbrauchbare Sachen

Abschnitt 3
Rechtsgeschäfte

Titel 1
Geschäftsfähigkeit

§104 Geschäftsunfähigkeit
§105 Nichtigkeit der Willenserklärung

§105a Geschäfte des täglichen Lebens
§106 Beschränkte Geschäftsfähigkeit

Minderjähriger
§107 Einwilligung des gesetzlichen Vertreters
§108 Vertragsschluss ohne Einwilligung
§109 Widerrufsrecht des anderen Teils
§110 Bewirken der Leistung mit eigenen

Mitteln
§111 Einseitige Rechtsgeschäfte
§112 Selbständiger Betrieb eines

Erwerbsgeschäfts
§113 Dienst- oder Arbeitsverhältnis
§§114 und 115 (weggefallen)

Titel 2
Willenserklärung

§116 Geheimer Vorbehalt
§117 Scheingeschäft
§118 Mangel der Ernstlichkeit
§119 Anfechtbarkeit wegen Irrtums
§120 Anfechtbarkeit wegen falscher

Übermittlung
§121 Anfechtungsfrist
§122 Schadensersatzpflicht des

Anfechtenden
§123 Anfechtbarkeit wegen Täuschung

oder Drohung

1) Berücksichtigt ist das Gesetz zur Reform des Vormundschafts- und Betreuungsrechts vom 4.Mai 2021 (BGBl. I
S. 882), geändert durch das Gesetz zur Durchführung der EU-Verordnungen über grenzüberschreitende Zustel-
lungen und grenzüberschreitende Beweisaufnahmen in Zivil- oder Handelssachen, zur Änderung der Zivil-
rechtshilfe, des Vormundschafts- und Betreuungsrechts, zur Anpassung von Rechtsvorschriften zum Verbrau-
cherschutz und zur Verbraucherrechtsdurchsetzung sowie zur Änderung sonstiger Vorschriften vom 24. Juni
2022 (BGBl. I S. 959).
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§124 Anfechtungsfrist
§125 Nichtigkeit wegen Formmangels
§126 Schriftform
§126a Elektronische Form
§126b Textform
§127 Vereinbarte Form
§127a Gerichtlicher Vergleich
§128 Notarielle Beurkundung
§129 Öffentliche Beglaubigung
§130 Wirksamwerden der Willens-

erklärung gegenüber Abwesenden
§131 Wirksamwerden gegenüber nicht

voll Geschäftsfähigen
§132 Ersatz des Zugehens durch

Zustellung
§133 Auslegung einer Willenserklärung
§134 Gesetzliches Verbot
§135 Gesetzliches Veräußerungsverbot
§136 Behördliches Veräußerungsverbot
§137 Rechtsgeschäftliches Verfügungs-

verbot
§138 Sittenwidriges Rechtsgeschäft;

Wucher
§139 Teilnichtigkeit
§140 Umdeutung
§141 Bestätigung des nichtigen Rechts-

geschäfts
§142 Wirkung der Anfechtung
§143 Anfechtungserklärung
§144 Bestätigung des anfechtbaren

Rechtsgeschäfts

Titel 3
Vertrag

§145 Bindung an den Antrag
§146 Erlöschen des Antrags
§147 Annahmefrist
§148 Bestimmung einer Annahmefrist
§149 Verspätet zugegangene

Annahmeerklärung
§150 Verspätete und abändernde

Annahme
§151 Annahme ohne Erklärung

gegenüber dem Antragenden
§152 Annahme bei notarieller

Beurkundung

§153 Tod oder Geschäftsunfähigkeit des
Antragenden

§154 Offener Einigungsmangel; fehlende
Beurkundung

§155 Versteckter Einigungsmangel
§156 Vertragsschluss bei Versteigerung
§157 Auslegung von Verträgen

Titel 4
Bedingung und Zeitbestimmung

§158 Aufschiebende und auflösende
Bedingung

§159 Rückbeziehung
§160 Haftung während der Schwebezeit
§161 Unwirksamkeit von Verfügungen

während der Schwebezeit
§162 Verhinderung oder Herbeiführung

des Bedingungseintritts
§163 Zeitbestimmung

Titel 5
Vertretung und Vollmacht

§164 Wirkung der Erklärung des
Vertreters

§165 Beschränkt geschäftsfähiger
Vertreter

§166 Willensmängel; Wissenszurechnung
§167 Erteilung der Vollmacht
§168 Erlöschen der Vollmacht
§169 Vollmacht des Beauftragten und des

geschäftsführenden Gesellschafters
§170 Wirkungsdauer der Vollmacht
§171 Wirkungsdauer bei Kundgebung
§172 Vollmachtsurkunde
§173 Wirkungsdauer bei Kenntnis und

fahrlässiger Unkenntnis
§174 Einseitiges Rechtsgeschäft eines

Bevollmächtigten
§175 Rückgabe der Vollmachtsurkunde
§176 Kraftloserklärung der Vollmachts-

urkunde
§177 Vertragsschluss durch Vertreter

ohne Vertretungsmacht
§178 Widerrufsrecht des anderen Teils
§179 Haftung des Vertreters ohne

Vertretungsmacht
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§180 Einseitiges Rechtsgeschäft
§181 Insichgeschäft

Titel 6
Einwilligung und Genehmigung

§182 Zustimmung
§183 Widerruflichkeit der Einwilligung
§184 Rückwirkung der Genehmigung
§185 Verfügung eines Nichtberechtigten

Abschnitt 4
Fristen, Termine

§186 Geltungsbereich
§187 Fristbeginn
§188 Fristende
§189 Berechnung einzelner Fristen
§190 Fristverlängerung
§191 Berechnung von Zeiträumen
§192 Anfang, Mitte, Ende des Monats
§193 Sonn- und Feiertag; Sonnabend

Abschnitt 5
Verjährung

Titel 1
Gegenstand und Dauer der
Verjährung

§194 Gegenstand der Verjährung
§195 Regelmäßige Verjährungsfrist
§196 Verjährungsfrist bei Rechten an

einem Grundstück
§197 Dreißigjährige Verjährungsfrist
§198 Verjährung bei Rechtsnachfolge
§199 Beginn der regelmäßigen

Verjährungsfrist und Verjährungs-
höchstfristen

§200 Beginn anderer Verjährungsfristen
§201 Beginn der Verjährungsfrist von

festgestellten Ansprüchen
§202 Unzulässigkeit von Vereinbarungen

über die Verjährung

Titel 2
Hemmung, Ablaufhemmung
und Neubeginn der Verjährung

§203 Hemmung der Verjährung bei
Verhandlungen

§204 Hemmung der Verjährung durch
Rechtsverfolgung

§205 Hemmung der Verjährung bei
Leistungsverweigerungsrecht

§206 Hemmung der Verjährung bei
höherer Gewalt

§207 Hemmung der Verjährung aus
familiären und ähnlichen Gründen

§208 Hemmung der Verjährung bei
Ansprüchen wegen Verletzung der
sexuellen Selbstbestimmung

§209 Wirkung der Hemmung
§210 Ablaufhemmung bei nicht voll

Geschäftsfähigen
§211 Ablaufhemmung in Nachlassfällen
§212 Neubeginn der Verjährung
§213 Hemmung, Ablaufhemmung und

erneuter Beginn der Verjährung bei
anderen Ansprüchen

Titel 3
Rechtsfolgen der Verjährung

§214 Wirkung der Verjährung
§215 Aufrechnung und Zurück-

behaltungsrecht nach Eintritt der
Verjährung

§216 Wirkung der Verjährung bei
gesicherten Ansprüchen

§217 Verjährung von Nebenleistungen
§218 Unwirksamkeit des Rücktritts

Buch 2
Recht der Schuldverhältnisse

Abschnitt 3
Schuldverhältnisse aus
Verträgen

Titel 1
Begründung, Inhalt und
Beendigung

Untertitel 1
Begründung

§311 Rechtsgeschäftliche und rechts-
geschäftsähnliche Schuld-
verhältnisse

§311a Leistungshindernis bei Vertrags-
schluss

§311b Verträge über Grundstücke, das
Vermögen und den Nachlass

§311c Erstreckung auf Zubehör
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Untertitel 2
Grundsätze bei Verbraucher-
verträgen und besondere
Vertriebsformen

Kapitel 1
Anwendungsbereich und
Grundsätze bei Verbraucher-
verträgen

§312 Anwendungsbereich

§312a Allgemeine Pflichten und
Grundsätze bei Verbraucher-
verträgen; Grenzen der
Vereinbarung von Entgelten

Kapitel 2
Außerhalb von
Geschäftsräumen geschlossene
Verträge und Fernabsatz-
verträge

§312b Außerhalb von Geschäftsräumen
geschlossene Verträge

§312c Fernabsatzverträge

§312d Informationspflichten

§312e Verletzung von Informations-
pflichten über Kosten

§312f Abschriften und Bestätigungen

§312g Widerrufsrecht

§312h Kündigung und Vollmacht zur
Kündigung

Kapitel 3
Verträge im elektronischen
Geschäftsverkehr; Online-
Marktplätze

§312i Allgemeine Pflichten im elektro-
nischen Geschäftsverkehr

§312j Besondere Pflichten im elektro-
nischen Geschäftsverkehr
gegenüber Verbrauchern

§312k Kündigung von Verbraucher-
verträgen im elektronischen
Geschäftsverkehr

§312l Allgemeine Informationspflichten
für Betreiber von Online-
Marktplätzen

Kapitel 4
Abweichende Vereinbarungen
und Beweislast

§312m Abweichende Vereinbarungen und
Beweislast

Untertitel 3
Anpassung und Beendigung von
Verträgen

§313 Störung der Geschäftsgrundlage
§314 Kündigung von Dauerschuld-

verhältnissen aus wichtigem Grund

Untertitel 4
Einseitige Leistungs-
bestimmungsrechte

§315 Bestimmung der Leistung durch eine
Partei

§316 Bestimmung der Gegenleistung
§317 Bestimmung der Leistung durch

einen Dritten
§318 Anfechtung der Bestimmung
§319 Unwirksamkeit der Bestimmung;

Ersetzung

Titel 2
Gegenseitiger Vertrag

§320 Einrede des nicht erfüllten Vertrags
§321 Unsicherheitseinrede
§322 Verurteilung zur Leistung Zug-um-

Zug
§323 Rücktritt wegen nicht oder nicht

vertragsgemäß erbrachter Leistung
§324 Rücktritt wegen Verletzung einer

Pflicht nach § 241 Abs. 2
§325 Schadensersatz und Rücktritt
§326 Befreiung von der Gegenleistung

und Rücktritt beim Ausschluss der
Leistungspflicht

Titel 2a
Verträge über digitale Produkte

Untertitel 1
Verbraucherverträge über
digitale Produkte

§327 Anwendungsbereich
§327a Anwendung auf Paketverträge und

Verträge über Sachen mit digitalen
Elementen
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§327b Bereitstellung digitaler Produkte
§327c Rechte bei unterbliebener

Bereitstellung
§327d Vertragsmäßigkeit digitaler

Produkte
§327e Produktmangel
§327f Aktualisierungen
§327g Rechtsmangel
§327h Abweichende Vereinbarungen über

Produktmerkmale
§327i Rechte des Verbrauchers bei

Mängeln
§327j Verjährung
§327k Beweislastumkehr
§327l Nacherfüllung
§327m Vertragsbeendigung und

Schadensersatz
§327n Minderung
§327o Erklärung und Rechtsfolgen der

Vertragsbeendigung
§327p Weitere Nutzung nach Vertrags-

beendigung
§327q Vertragsrechtliche Folgen

datenschutzrechtlicher Erklärungen
des Verbrauchers

§327r Änderungen an digitalen Produkten
§327s Abweichende Vereinbarungen

Untertitel 2
Besondere Bestimmungen für
Verträge über digitale Produkte
zwischen Unternehmern

§327t Anwendungsbereich
§327u Rückgriff des Unternehmers

Titel 3
Versprechen der Leistung an
einen Dritten

§328 Vertrag zugunsten Dritter
§329 Auslegungsregel bei Erfüllungs-

übernahme
§330 Auslegungsregel bei Leibrenten-

vertrag
§331 Leistung nach Todesfall
§ 332 Änderung durch Verfügung von

Todes wegen bei Vorbehalt
§333 Zurückweisung des Rechts durch

den Dritten

§334 Einwendungen des Schuldners
gegenüber dem Dritten

§335 Forderungsrecht des Versprechens-
empfängers

Titel 4
Draufgabe, Vertragsstrafe

§336 Auslegung der Draufgabe
§337 Anrechnung oder Rückgabe der

Draufgabe
§338 Draufgabe bei zu vertretender

Unmöglichkeit der Leistung
§339 Verwirkung der Vertragsstrafe
§340 Strafversprechen für Nichterfüllung
§341 Strafversprechen für nicht gehörige

Erfüllung
§342 Andere als Geldstrafe
§343 Herabsetzung der Strafe
§344 Unwirksames Strafversprechen
§345 Beweislast

Titel 5
Rücktritt; Widerrufsrecht bei
Verbraucherverträgen

Untertitel 1
Rücktritt

§346 Wirkungen des Rücktritts
§347 Nutzungen und Verwendungen

nach Rücktritt
§348 Erfüllung Zug-um-Zug
§349 Erklärung des Rücktritts
§350 Erlöschen des Rücktrittsrechts nach

Fristsetzung
§351 Unteilbarkeit des Rücktrittsrechts
§352 Aufrechnung nach Nichterfüllung
§353 Rücktritt gegen Reugeld
§354 Verwirkungsklausel

Untertitel 2
Widerrufsrecht bei Verbraucher-
verträgen

§355 Widerrufsrecht bei Verbraucher-
verträgen

§356 Widerrufsrecht bei außerhalb von
Geschäftsräumen geschlossenen
Verträgen und Fernabsatzverträgen
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§356a Widerrufsrecht bei Teilzeit-
Wohnrechteverträgen, Verträgen
über ein langfristiges Urlaubs-
produkt, bei Vermittlungsverträgen
und Tauschsystemverträgen

§356b Widerrufsrecht bei Verbraucher-
darlehensverträgen

§356c Widerrufsrecht bei Ratenlieferungs-
verträgen

§356d Widerrufsrecht des Verbrauchers bei
unentgeltlichen Darlehensverträgen
und unentgeltlichen Finanzierungs-
hilfen

§356e Widerrufsrecht bei Verbraucher-
bauverträgen

§357 Rechtsfolgen des Widerrufs von
außerhalb von Geschäftsräumen
geschlossenen Verträgen und
Fernabsatzverträgen mit Ausnahme
von Verträgen über Finanzdienst-
leistungen

§357a Wertersatz als Rechtsfolge des
Widerrufs von außerhalb von
Geschäftsräumen geschlossenen
Verträgen und Fernabsatzverträgen
mit Ausnahme von Verträgen über
Finanzdienstleistungen

§357b Rechtsfolgen des Widerrufs von
Verträgen über Finanzdienst-
leistungen

§357c Rechtsfolgen des Widerrufs von
Teilzeit-Wohnrechteverträgen,
Verträgen über ein langfristiges
Urlaubsprodukt, Vermittlungs-
verträgen und Tauschsystem-
verträgen

§357d Rechtsfolgen des Widerrufs von
weder im Fernabsatz noch
außerhalb von Geschäftsräumen
geschlossenen Ratenlieferungs-
verträgen

§357e Rechtsfolgen des Widerrufs bei
Verbraucherbauverträgen

§358 Mit dem widerrufenen Vertrag
verbundener Vertrag

§359 Einwendungen bei verbundenen
Verträgen

§360 Zusammenhängende Verträge

§361 Weitere Ansprüche, abweichende
Vereinbarungen und Beweislast

Abschnitt 8
Einzelne Schuldverhältnisse

Titel 1
Kauf, Tausch

Untertitel 1
Allgemeine Vorschriften

§433 Vertragstypische Pflichten beim
Kaufvertrag

§434 Sachmangel
§435 Rechtsmangel
§436 Öffentliche Lasten von

Grundstücken
§437 Rechte des Käufers bei Mängeln
§438 Verjährung der Mängelansprüche
§439 Nacherfüllung
§440 Besondere Bestimmungen für

Rücktritt und Schadensersatz
§441 Minderung
§442 Kenntnis des Käufers
§443 Garantie
§444 Haftungsausschluss
§445 Haftungsbegrenzung bei

öffentlichen Versteigerungen
§445a Rückgriff des Verkäufers
§445b Verjährung von Rückgriffs-

ansprüchen
§445c Rückgriff bei Verträgen über digitale

Produkte
§446 Gefahr- und Lastenübergang
§447 Gefahrübergang beim

Versendungskauf
§448 Kosten der Übergabe und

vergleichbare Kosten
§449 Eigentumsvorbehalt
§450 Ausgeschlossene Käufer bei

bestimmten Verkäufen
§451 Kauf durch ausgeschlossenen

Käufer
§452 Schiffskauf
§453 Rechtskauf; Verbrauchervertrag

über den Kauf digitaler Inhalte
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Titel 3
Darlehensvertrag;
Finanzierungshilfen und Raten-
lieferungsverträge zwischen
einem Unternehmer und einem
Verbraucher

Untertitel 1
Darlehensvertrag

Kapitel 2
Besondere Vorschriften für
Verbraucherdarlehensverträge

§491 Verbraucherdarlehensvertrag
§491a Vorvertragliche Informations-

pflichten bei Verbraucherdarlehens-
verträgen

§492 Schriftform, Vertragsinhalt
§492a Kopplungsgeschäfte bei Immobiliar-

Verbraucherdarlehensverträgen
§492b Zulässige Kopplungsgeschäfte
§493 Informationen während des

Vertragsverhältnisses
§494 Rechtsfolgen von Formmängeln
§495 Widerrufsrecht; Bedenkzeit
§496 Einwendungsverzicht, Wechsel- und

Scheckverbot
§497 Verzug des Darlehensnehmers
§498 Gesamtfälligstellung bei

Teilzahlungsdarlehen
§499 Kündigungsrecht des Darlehens-

gebers; Leistungsverweigerung
§500 Kündigungsrecht des Darlehens-

nehmers; vorzeitige Rückzahlung
§ 501 Kostenermäßigung bei vorzeitiger

Rückzahlung und bei Kündigung
§502 Vorfälligkeitsentschädigung
§503 Umwandlung bei Immobiliar-

Verbraucherdarlehen in
Fremdwährung

§504 Eingeräumte Überziehungs-
möglichkeit

§504a Beratungspflicht bei Inanspruch-
nahme der Überziehungs-
möglichkeit

§505 Geduldete Überziehung
§505a Pflicht zur Kreditwürdigkeitsprüfung

bei Verbraucherdarlehensverträgen

§505b Grundlage der Kreditwürdigkeits-
prüfung bei Verbraucherdarlehens-
verträgen

§505c Weitere Pflichten bei grundpfand-
rechtlich oder durch Reallast
besicherten Immobiliar-
Verbraucherdarlehensverträgen

§505d Verstoß gegen die Pflicht zur
Kreditwürdigkeitsprüfung

§505e Verordnungsermächtigung

Untertitel 2
Finanzierungshilfen zwischen
einem Unternehmer und einem
Verbraucher

§ 506 Zahlungsaufschub, sonstige
Finanzierungshilfe

§507 Teilzahlungsgeschäfte
§508 Rücktritt bei Teilzahlungsgeschäften
§509 (weggefallen)

Titel 4
Schenkung

§516 Begriff der Schenkung
§516a Verbrauchervertrag über die

Schenkung digitaler Produkte
§517 Unterlassen eines Vermögens-

erwerbs
§518 Form des Schenkungsversprechens
§519 Einrede des Notbedarfs
§520 Erlöschen eines Renten-

versprechens
§521 Haftung des Schenkers
§522 Keine Verzugszinsen
§523 Haftung für Rechtsmängel
§524 Haftung für Sachmängel
§525 Schenkung unter Auflage
§526 Verweigerung der Vollziehung der

Auflage
§527 Nichtvollziehung der Auflage
§528 Rückforderung wegen Verarmung

des Schenkers
§529 Ausschluss des Rückforderungs-

anspruchs
§530 Widerruf der Schenkung
§531 Widerrufserklärung
§532 Ausschluss des Widerrufs
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§533 Verzicht auf Widerrufsrecht
§534 Pflicht- und Anstandsschenkungen

Titel 5
Mietvertrag, Pachtvertrag

Untertitel 1
Allgemeine Vorschriften für
Mietverhältnisse

§535 Inhalt und Hauptpflichten des
Mietvertrags

§536 Mietminderung bei Sach- und
Rechtsmängeln

§536a Schadens- und Aufwendungs-
ersatzanspruch des Mieters wegen
eines Mangels

§536b Kenntnis des Mieters vom Mangel
bei Vertragsschluss oder Annahme

§536c Während der Mietzeit auftretende
Mängel; Mängelanzeige durch den
Mieter

§536d Vertraglicher Ausschluss von
Rechten des Mieters wegen eines
Mangels

§537 Entrichtung der Miete bei
persönlicher Verhinderung des
Mieters

§538 Abnutzung der Mietsache durch
vertragsgemäßen Gebrauch

§539 Ersatz sonstiger Aufwendungen und
Wegnahmerecht des Mieters

§540 Gebrauchsüberlassung an Dritte
§541 Unterlassungsklage bei vertrags-

widrigem Gebrauch
§542 Ende des Mietverhältnisses
§543 Außerordentliche fristlose

Kündigung aus wichtigem Grund
§544 Vertrag über mehr als 30 Jahre
§545 Stillschweigende Verlängerung des

Mietverhältnisses
§546 Rückgabepflicht des Mieters
§546a Entschädigung des Vermieters bei

verspäteter Rückgabe
§547 Erstattung von im Voraus

entrichteter Miete
§548 Verjährung der Ersatzansprüche und

des Wegnahmerechts
§548a Miete digitaler Produkte

Untertitel 2
Mietverhältnisse über
Wohnraum

Kapitel 1
Allgemeine Vorschriften

§549 Auf Wohnraummietverhältnisse
anwendbare Vorschriften

§550 Form des Mietvertrags
§551 Begrenzung und Anlage von

Mietsicherheiten
§552 Abwendung des Wegnahmerechts

des Mieters
§553 Gestattung der Gebrauchs-

überlassung an Dritte
§554 Barrierereduzierung, E-Mobilität

und Einbruchsschutz
§555 Unwirksamkeit einer Vertragsstrafe

Kapitel 1a
Erhaltungs- und
Modernisierungsmaßnahmen

§555a Erhaltungsmaßnahmen
§555b Modernisierungsmaßnahmen
§555c Ankündigung von

Modernisierungsmaßnahmen
§555d Duldung von Modernisierungs-

maßnahmen, Ausschlussfrist
§555e Sonderkündigungsrecht des Mieters

bei Modernisierungsmaßnahmen
§555f Vereinbarungen über Erhaltungs-

oder Modernisierungsmaßnahmen

Kapitel 2
Die Miete

Unterkapitel 1
Vereinbarungen über die Miete

§556 Vereinbarungen über Betriebs-
kosten

§556a Abrechnungsmaßstab für Betriebs-
kosten

§556b Fälligkeit der Miete, Aufrechnungs-
und Zurückbehaltungsrecht

§556c Kosten der Wärmelieferung als
Betriebskosten, Verordnungs-
ermächtigung
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Unterkapitel 1a
Vereinbarungen über die
Miethöhe bei Mietbeginn in
Gebieten mit angespannten
Wohnungsmärkten

§556d Zulässige Miethöhe bei Mietbeginn;
Verordnungsermächtigung

§556e Berücksichtigung der Vormiete oder
einer durchgeführten
Modernisierung

§556f Ausnahmen
§556g Rechtsfolgen; Auskunft über die

Miete

Unterkapitel 2
Regelungen über die Miethöhe

§557 Mieterhöhungen nach Vereinbarung
oder Gesetz

§557a Staffelmiete
§557b Indexmiete
§558 Mieterhöhung bis zur ortsüblichen

Vergleichsmiete
§558a Form und Begründung der

Mieterhöhung
§558b Zustimmung zur Mieterhöhung
§558c Mietspiegel; Verordnungs-

ermächtigung
§558d Qualifizierter Mietspiegel
§558e Mietdatenbank
§559 Mieterhöhung nach

Modernisierungsmaßnahmen
§559a Anrechnung von Drittmitteln
§559b Geltendmachung der Erhöhung,

Wirkung der Erhöhungserklärung
§559c Vereinfachtes Verfahren
§559d Pflichtverletzungen bei

Ankündigung oder Durchführung
einer baulichen Veränderung

§560 Veränderungen von Betriebskosten
§561 Sonderkündigungsrecht des Mieters

nach Mieterhöhung

Kapitel 3
Pfandrecht des Vermieters

§562 Umfang des Vermieterpfandrechts
§562a Erlöschen des Vermieterpfandrechts
§562b Selbsthilferecht, Herausgabe-

anspruch

§562c Abwendung des Pfandrechts durch
Sicherheitsleistung

§562d Pfändung durch Dritte

Kapitel 4
Wechsel der Vertragsparteien

§563 Eintrittsrecht bei Tod des Mieters
§563a Fortsetzung mit überlebenden

Mietern
§563b Haftung bei Eintritt oder Fortsetzung
§564 Fortsetzung des Mietverhältnisses

mit dem Erben, außerordentliche
Kündigung

§565 Gewerbliche Weitervermietung
§566 Kauf bricht nicht Miete
§566a Mietsicherheit
§566b Vorausverfügung über die Miete
§566c Vereinbarung zwischen Mieter und

Vermieter über die Miete
§566d Aufrechnung durch den Mieter
§566e Mitteilung des Eigentumsübergangs

durch den Vermieter
§567 Belastung des Wohnraums durch

den Vermieter
§567a Veräußerung oder Belastung vor der

Überlassung des Wohnraums
§567b Weiterveräußerung oder Belastung

durch Erwerber

Kapitel 5
Beendigung des Miet-
verhältnisses

Unterkapitel 1
Allgemeine Vorschriften

§568 Form und Inhalt der Kündigung
§569 Außerordentliche fristlose

Kündigung aus wichtigem Grund
§570 Ausschluss des Zurückbehaltungs-

rechts
§571 Weiterer Schadensersatz bei

verspäteter Rückgabe von
Wohnraum

§572 Vereinbartes Rücktrittsrecht;
Mietverhältnis unter auflösender
Bedingung
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Unterkapitel 2
Mietverhältnisse auf
unbestimmte Zeit

§573 Ordentliche Kündigung des
Vermieters

§573a Erleichterte Kündigung des
Vermieters

§573b Teilkündigung des Vermieters

§573c Fristen der ordentlichen Kündigung

§573d Außerordentliche Kündigung mit
gesetzlicher Frist

§574 Widerspruch des Mieters gegen die
Kündigung

§574a Fortsetzung des Mietverhältnisses
nach Widerspruch

§574b Form und Frist des Widerspruchs

§574c Weitere Fortsetzung des Miet-
verhältnisses bei unvorher-
gesehenen Umständen

Unterkapitel 3
Mietverhältnisse auf bestimmte
Zeit

§575 Zeitmietvertrag

§575a Außerordentliche Kündigung mit
gesetzlicher Frist

Unterkapitel 4
Werkwohnungen

§576 Fristen der ordentlichen Kündigung
bei Werkmietwohnungen

§576a Besonderheiten des
Widerspruchsrechts bei Werkmiet-
wohnungen

§576b Entsprechende Geltung des
Mietrechts bei Werkdienst-
wohnungen

Kapitel 6
Besonderheiten bei der Bildung
von Wohnungseigentum an
vermieteten Wohnungen

§577 Vorkaufsrecht des Mieters

§577a Kündigungsbeschränkung bei
Wohnungsumwandlung

Untertitel 3
Mietverhältnisse über andere
Sachen und digitale Produkte

§578 Mietverhältnisse über Grundstücke
und Räume

§578a Mietverhältnisse über eingetragene
Schiffe

§578b Verträge über die Miete digitaler
Produkte

§579 Fälligkeit der Miete
§580 Außerordentliche Kündigung bei

Tod des Mieters
§580a Kündigungsfristen

Titel 8
Dienstvertrag und ähnliche
Verträge

Untertitel 2
Behandlungsvertrag

§630a Vertragstypische Pflichten beim
Behandlungsvertrag

§630b Anwendbare Vorschriften
§630c Mitwirkung der Vertragsparteien;

Informationspflichten
§630d Einwilligung
§630e Aufklärungspflichten
§630f Dokumentation der Behandlung
§630g Einsichtnahme in die Patientenakte
§630h Beweislast bei Haftung für

Behandlungs- und Aufklärungs-
fehler

Titel 12
Auftrag, Geschäftsbesorgungs-
vertrag und Zahlungsdienste

Untertitel 1
Auftrag

§662 Vertragstypische Pflichten beim
Auftrag

§663 Anzeigepflicht bei Ablehnung
§664 Unübertragbarkeit; Haftung für

Gehilfen
§665 Abweichung von Weisungen
§666 Auskunfts- und Rechenschafts-

pflicht
§667 Herausgabepflicht
§668 Verzinsung des verwendeten Geldes
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§669 Vorschusspflicht
§670 Ersatz von Aufwendungen
§671 Widerruf; Kündigung
§672 Tod oder Geschäftsunfähigkeit des

Auftraggebers
§673 Tod des Beauftragten
§674 Fiktion des Fortbestehens

Untertitel 2
Geschäftsbesorgungsvertrag

§675 Entgeltliche Geschäftsbesorgung
§675a Informationspflichten
§675b Aufträge zur Übertragung von

Wertpapieren in Systemen

Untertitel 3
Zahlungsdienste

Kapitel 1
Allgemeine Vorschriften

§675c Zahlungsdienste und E-Geld
§675d Unterrichtung bei Zahlungsdiensten
§675e Abweichende Vereinbarungen

Kapitel 2
Zahlungsdienstevertrag

§675f Zahlungsdienstevertrag
§675g Änderung des Zahlungsdienste-

rahmenvertrags
§675h Ordentliche Kündigung eines

Zahlungsdiensterahmenvertrags
§675i Ausnahmen für Kleinbetrags-

instrumente und E-Geld

Kapitel 3
Erbringung und Nutzung von
Zahlungsdiensten

Unterkapitel 1
Autorisierung von Zahlungs-
vorgängen; Zahlungs-
instrumente; Verweigerung des
Zugangs zum Zahlungskonto

§675j Zustimmung und Widerruf der
Zustimmung

§675k Begrenzung der Nutzung eines
Zahlungsinstruments;
Verweigerung des Zugangs zum
Zahlungskonto

§675l Pflichten des Zahlungsdienstnutzers
in Bezug auf Zahlungsinstrumente

§675m Pflichten des Zahlungsdienstleisters
in Bezug auf Zahlungsinstrumente;
Risiko der Versendung

Unterkapitel 2
Ausführung von Zahlungs-
vorgängen

§675n Zugang von Zahlungsaufträgen
§675o Ablehnung von Zahlungsaufträgen
§675p Unwiderruflichkeit eines Zahlungs-

auftrags
§675q Entgelte bei Zahlungsvorgängen
§675r Ausführung eines Zahlungs-

vorgangs anhand von Kunden-
kennungen

§675s Ausführungsfrist für Zahlungs-
vorgänge

§675t Wertstellungsdatum und
Verfügbarkeit von Geldbeträgen;
Sperrung eines verfügbaren
Geldbetrags

Unterkapitel 3
Haftung

§675u Haftung des Zahlungsdienstleisters
für nicht autorisierte Zahlungs-
vorgänge

§675v Haftung des Zahlers bei miss-
bräuchlicher Nutzung eines
Zahlungsinstruments

§675w Nachweis der Authentifizierung
§675x Erstattungsanspruch bei einem vom

oder über den Zahlungsempfänger
ausgelösten autorisierten
Zahlungsvorgang

§675y Haftung der Zahlungsdienstleister
bei nicht erfolgter, fehlerhafter oder
verspäteter Ausführung eines
Zahlungsauftrags; Nachforschungs-
pflicht

§675z Sonstige Ansprüche bei nicht
erfolgter, fehlerhafter oder
verspäteter Ausführung eines
Zahlungsauftrags oder bei einem
nicht autorisierten Zahlungsvorgang

§676 Nachweis der Ausführung von
Zahlungsvorgängen
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§676a Ausgleichsanspruch
§676b Anzeige nicht autorisierter oder

fehlerhaft ausgeführter Zahlungs-
vorgänge

§676c Haftungsausschluss

Titel 13
Geschäftsführung ohne Auftrag

§677 Pflichten des Geschäftsführers
§678 Geschäftsführung gegen den Willen

des Geschäftsherrn
§679 Unbeachtlichkeit des entgegen-

stehenden Willens des Geschäfts-
herrn

§680 Geschäftsführung zur Gefahren-
abwehr

§681 Nebenpflichten des Geschäfts-
führers

§682 Fehlende Geschäftsfähigkeit des
Geschäftsführers

§683 Ersatz von Aufwendungen
§684 Herausgabe der Bereicherung
§685 Schenkungsabsicht
§686 Irrtum über Person des Geschäfts-

herrn
§687 Unechte Geschäftsführung

Titel 27
Unerlaubte Handlungen

§823 Schadensersatzpflicht
§824 Kreditgefährdung
§825 Bestimmung zu sexuellen

Handlungen
§826 Sittenwidrige vorsätzliche

Schädigung
§827 Ausschluss und Minderung der

Verantwortlichkeit
§828 Minderjährige
§829 Ersatzpflicht aus Billigkeitsgründen
§830 Mittäter und Beteiligte
§831 Haftung für den Verrichtungs-

gehilfen
§832 Haftung des Aufsichtspflichtigen
§839 Haftung bei Amtspflichtverletzung
§839a Haftung des gerichtlichen Sach-

verständigen

Buch 4
Familienrecht

Abschnitt 1
Bürgerliche Ehe

Titel 2
Eingehung der Ehe

Untertitel 1
Ehefähigkeit

§1303 Ehemündigkeit

§1304 Geschäftsunfähigkeit

Titel 3
Aufhebung der Ehe

§1313 Aufhebung durch richterliche
Entscheidung

§1314 Aufhebungsgründe

§1315 Ausschluss der Aufhebung

§1316 Antragsberechtigung

§1317 Antragsfrist

§1318 Folgen der Aufhebung

Titel 5
Wirkungen der Ehe im
Allgemeinen

§1353 Eheliche Lebensgemeinschaft

§1354 (weggefallen)

§1355 Ehename

§1356 Haushaltsführung, Erwerbstätigkeit

§1357 Geschäfte zur Deckung des
Lebensbedarfs

§1358 Gegenseitige Vertretung von
Ehegatten in Angelegenheiten der
Gesundheitssorge

§1359 Umfang der Sorgfaltspflicht

§1360 Verpflichtung zum Familien-
unterhalt

§1360a Umfang der Unterhaltspflicht

§1360b Zuvielleistung

§1361 Unterhalt bei Getrenntleben

§1361a Verteilung der Haushalts-
gegenstände bei Getrenntleben

§1361b Ehewohnung bei Getrenntleben

§1362 Eigentumsvermutung
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Titel 6
Eheliches Güterrecht

Untertitel 1
Gesetzliches Güterrecht

§1363 Zugewinngemeinschaft
§1364 Vermögensverwaltung
§1365 Verfügung über Vermögen im

Ganzen
§1366 Genehmigung von Verträgen
§1367 Einseitige Rechtsgeschäfte
§1368 Geltendmachung der

Unwirksamkeit
§1369 Verfügungen über Haushalts-

gegenstände
§1370 (weggefallen)
§1371 Zugewinnausgleich im Todesfall
§ 1372 Zugewinnausgleich in anderen

Fällen
§1373 Zugewinn
§1374 Anfangsvermögen
§1375 Endvermögen
§1376 Wertermittlung des Anfangs- und

Endvermögens
§1377 Verzeichnis des Anfangsvermögens
§1378 Ausgleichsforderung
§1379 Auskunftspflicht
§1380 Anrechnung von Vorausempfängen
§1381 Leistungsverweigerung wegen

grober Unbilligkeit
§1382 Stundung
§1383 Übertragung von Vermögens-

gegenständen
§1384 Berechnungszeitpunkt des

Zugewinns und Höhe der
Ausgleichsforderung bei Scheidung

§1385 Vorzeitiger Zugewinnausgleich des
ausgleichsberechtigten Ehegatten
bei vorzeitiger Aufhebung der
Zugewinngemeinschaft

§1386 Vorzeitige Aufhebung der
Zugewinngemeinschaft

§1387 Berechnungszeitpunkt des
Zugewinns und Höhe der
Ausgleichsforderung bei
vorzeitigem Ausgleich oder
vorzeitiger Aufhebung

§1388 Eintritt der Gütertrennung
§1389 (weggefallen)
§1390 Ansprüche des Ausgleichs-

berechtigten gegen Dritte

Untertitel 2
Vertragliches Güterrecht

Kapitel 1
Allgemeine Vorschriften

§1408 Ehevertrag, Vertragsfreiheit
§1409 Beschränkung der Vertragsfreiheit
§1410 Form
§1411 Eheverträge Betreuter
§1412 Wirkungen gegenüber Dritten
§1413 Widerruf der Überlassung der

Vermögensverwaltung

Abschnitt 2
Verwandtschaft

Titel 1
Allgemeine Vorschriften

§1589 Verwandtschaft
§1590 Schwägerschaft

Titel 2
Abstammung

§1591 Mutterschaft
§1592 Vaterschaft
§1593 Vaterschaft bei Auflösung der Ehe

durch Tod
§1594 Anerkennung der Vaterschaft
§1595 Zustimmungsbedürftigkeit der

Anerkennung
§1596 Anerkennung und Zustimmung bei

fehlender oder beschränkter
Geschäftsfähigkeit

§1597 Formerfordernisse; Widerruf
§1597a Verbot der missbräuchlichen

Anerkennung der Vaterschaft
§1598 Unwirksamkeit von Anerkennung,

Zustimmung und Widerruf
§1598a Anspruch auf Einwilligung in eine

genetische Untersuchung zur
Klärung der leiblichen Abstammung

§1599 Nichtbestehen der Vaterschaft
§1600 Anfechtungsberechtigte
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§1600a Persönliche Anfechtung;
Anfechtung bei fehlender oder
beschränkter Geschäftsfähigkeit

§1600b Anfechtungsfristen
§1600c Vaterschaftsvermutung im

Anfechtungsverfahren
§1600d Gerichtliche Feststellung der

Vaterschaft

Titel 3
Unterhaltspflicht

Untertitel 1
Allgemeine Vorschriften

§1601 Unterhaltsverpflichtete
§1602 Bedürftigkeit
§1603 Leistungsfähigkeit
§1604 Einfluss des Güterstands
§1605 Auskunftspflicht
§1606 Rangverhältnisse mehrerer

Pflichtiger
§1607 Ersatzhaftung und gesetzlicher

Forderungsübergang
§1608 Haftung des Ehegatten oder

Lebenspartners
§1609 Rangfolge mehrerer Unterhalts-

berechtigter
§1610 Maß des Unterhalts
§1610a Deckungsvermutung bei schadens-

bedingten Mehraufwendungen
§1611 Beschränkung oder Wegfall der

Verpflichtung
§1612 Art der Unterhaltsgewährung
§1613 Unterhalt für die Vergangenheit
§1614 Verzicht auf den Unterhalts-

anspruch; Vorausleistung
§1615 Erlöschen des Unterhaltsanspruchs

Abschnitt 3
Vormundschaft, Pflegschaft für
Minderjährige, rechtliche
Betreuung, sonstige Pflegschaft

Titel 3
Rechtliche Betreuung

Untertitel 1
Betreuerbestellung

§1814 Voraussetzungen
§1815 Umfang der Betreuung

§1816 Eignung und Auswahl des
Betreuers; Berücksichtigung der
Wünsche des Volljährigen

§1817 Mehrere Betreuer; Verhinderungs-
betreuer; Ergänzungsbetreuer

§1818 Betreuung durch Betreuungsverein
oder Betreuungsbehörde

§1819 Übernahmepflicht; weitere
Bestellungsvoraussetzungen

§1820 Vorsorgevollmacht und Kontroll-
betreuung

Untertitel 2
Führung der Betreuung

Kapitel 1
Allgemeine Vorschriften

§1821 Pflichten des Betreuers; Wünsche
des Betreuten

§1822 Auskunftspflicht gegenüber
nahestehenden Angehörigen

§1823 Vertretungsmacht des Betreuers

§1824 Ausschluss der Vertretungsmacht

§1825 Einwilligungsvorbehalt

§1826 Haftung des Betreuers

Kapitel 2
Personenangelegenheiten

§1827 Patientenverfügung; Behandlungs-
wünsche oder mutmaßlicher Wille
des Betreuten

§1828 Gespräch zur Feststellung des
Patientenwillens

§1829 Genehmigung des Betreuungs-
gerichts bei ärztlichen Maßnahmen

§1830 Sterilisation

§1831 Freiheitsentziehende Unterbringung
und freiheitsentziehende
Maßnahmen

§1832 Ärztliche Zwangsmaßnahmen

§1833 Aufgabe von Wohnraum des
Betreuten

§1834 Bestimmung des Umgangs und des
Aufenthalts des Betreuten
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Kapitel 3
Vermögensangelegenheiten

Unterkapitel 1
Allgemeine Vorschriften

§1835 Vermögensverzeichnis
§1836 Trennungsgebot; Verwendung des

Vermögens für den Betreuer
§1837 Vermögensverwaltung durch den

Betreuer bei Erbschaft und
Schenkung

Unterkapitel 2
Verwaltung von Geld,
Wertpapieren und Wertgegen-
ständen

§1838 Pflichten des Betreuers in
Vermögensangelegenheiten

§1839 Bereithaltung von Verfügungsgeld
§1840 Bargeldloser Zahlungsverkehr
§1841 Anlagepflicht
§1842 Voraussetzungen für das

Kreditinstitut
§1843 Depotverwahrung und Hinterlegung

von Wertpapieren
§1844 Hinterlegung von Wertgegen-

ständen auf Anordnung des
Betreuungsgerichts

§1845 Sperrvereinbarung

Unterkapitel 3
Anzeigepflichten

§1846 Anzeigepflichten bei der Geld- und
Vermögensverwaltung

§1847 Anzeigepflicht für Erwerbsgeschäfte

Unterkapitel 4
Genehmigungsbedürftige
Rechtsgeschäfte

§1848 Genehmigung einer anderen
Anlegung von Geld

§1849 Genehmigung bei Verfügung über
Rechte und Wertpapiere

§1850 Genehmigung für Rechtsgeschäfte
über Grundstücke und Schiffe

§1851 Genehmigung für erbrechtliche
Rechtsgeschäfte

§1852 Genehmigung für handels- und
gesellschaftsrechtliche Rechts-
geschäfte

§1853 Genehmigung bei Verträgen über
wiederkehrende Leistungen

§1854 Genehmigung für sonstige Rechts-
geschäfte

Unterkapitel 5
Genehmigungserklärung

§1855 Erklärung der Genehmigung
§1856 Nachträgliche Genehmigung
§1857 Widerrufsrecht des Vertragspartners
§1858 Einseitiges Rechtsgeschäft

Unterkapitel 6
Befreiungen

§1859 Gesetzliche Befreiungen
§1860 Befreiungen auf Anordnung des

Gerichts

Untertitel 3
Beratung und Aufsicht durch
das Betreuungsgericht

§1861 Beratung; Verpflichtung des
Betreuers

§1862 Aufsicht durch das Betreuungs-
gericht

§1863 Berichte über die persönlichen
Verhältnisse des Betreuten

§1864 Auskunfts- und Mitteilungspflichten
des Betreuers

§1865 Rechnungslegung
§1866 Prüfung der Rechnung durch das

Betreuungsgericht
§1867 Einstweilige Maßnahmen des

Betreuungsgerichts

Untertitel 4
Beendigung, Aufhebung oder
Änderung von Betreuung und
Einwilligungsvorbehalt

§1868 Entlassung des Betreuers
§1869 Bestellung eines neuen Betreuers
§1870 Ende der Betreuung
§1871 Aufhebung oder Änderung von

Betreuung und Einwilligungs-
vorbehalt

§1872 Herausgabe von Vermögen und
Unterlagen; Schlussrechnungs-
legung

§1873 Rechnungsprüfung
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§1874 Besorgung der Angelegenheiten des
Betreuten nach Beendigung der
Betreuung

Untertitel 5
Vergütung und Aufwendungs-
ersatz

§1875 Vergütung und Aufwendungsersatz
§1876 Vergütung
§1877 Aufwendungsersatz
§1878 Aufwandspauschale
§1879 Zahlung aus der Staatskasse
§1880 Mittellosigkeit des Betreuten
§1881 Gesetzlicher Forderungsübergang

Titel 4
Sonstige Pflegschaft

§1882 Pflegschaft für unbekannte
Beteiligte

§1883 Pflegschaft für gesammeltes
Vermögen

§1884 Abwesenheitspflegschaft
§1885 Bestellung des sonstigen Pflegers
§1886 Aufhebung der Pflegschaft
§1887 Ende der Pflegschaft kraft Gesetzes
§1888 Anwendung des Betreuungsrechts
§§1889 bis 1921 (weggefallen)

Buch 5
Erbrecht

Abschnitt 1
Erbfolge

§1922 Gesamtrechtsnachfolge
§1923 Erbfähigkeit
§1924 Gesetzliche Erben erster Ordnung
§1925 Gesetzliche Erben zweiter Ordnung
§1926 Gesetzliche Erben dritter Ordnung
§1927 Mehrere Erbteile bei mehrfacher

Verwandtschaft
§1928 Gesetzliche Erben vierter Ordnung
§1929 Fernere Ordnungen
§1930 Rangfolge der Ordnungen
§1931 Gesetzliches Erbrecht des Ehegatten
§1932 Voraus des Ehegatten
§1933 Ausschluss des Ehegattenerbrechts
§1934 Erbrecht des verwandten Ehegatten
§1935 Folgen der Erbteilserhöhung

§1936 Gesetzliches Erbrecht des Staates
§1937 Erbeinsetzung durch letztwillige

Verfügung
§1938 Enterbung ohne Erbeinsetzung
§1939 Vermächtnis
§1940 Auflage
§1941 Erbvertrag

Abschnitt 2
Rechtliche Stellung des Erben

Titel 1
Annahme und Ausschlagung
der Erbschaft, Fürsorge des
Nachlassgerichts

§1942 Anfall und Ausschlagung der
Erbschaft

§1943 Annahme und Ausschlagung der
Erbschaft

§1944 Ausschlagungsfrist
§1945 Form der Ausschlagung
§1946 Zeitpunkt für Annahme oder

Ausschlagung
§1947 Bedingung und Zeitbestimmung
§1948 Mehrere Berufungsgründe
§1949 Irrtum über den Berufungsgrund
§1950 Teilannahme; Teilausschlagung
§1951 Mehrere Erbteile
§1952 Vererblichkeit des Ausschlagungs-

rechts
§1953 Wirkung der Ausschlagung
§1954 Anfechtungsfrist
§1955 Form der Anfechtung
§1956 Anfechtung der Fristversäumung
§1957 Wirkung der Anfechtung
§1958 Gerichtliche Geltendmachung von

Ansprüchen gegen den Erben
§1959 Geschäftsführung vor der

Ausschlagung
§1960 Sicherung des Nachlasses;

Nachlasspfleger
§1961 Nachlasspflegschaft auf Antrag
§1962 Zuständigkeit des Nachlassgerichts
§1963 Unterhalt der werdenden Mutter

eines Erben
§1964 Erbvermutung für den Fiskus durch

Feststellung
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§1965 Öffentliche Aufforderung zur
Anmeldung der Erbrechte

§1966 Rechtsstellung des Fiskus vor
Feststellung

Titel 2
Haftung des Erben für die
Nachlassverbindlichkeiten

Untertitel 1
Nachlassverbindlichkeiten

§1967 Erbenhaftung, Nachlass-
verbindlichkeiten

§1968 Beerdigungskosten
§1969 Dreißigster

Abschnitt 3
Testament

Titel 1
Allgemeine Vorschriften

§2064 Persönliche Errichtung
§2077 Unwirksamkeit letztwilliger

Verfügungen bei Auflösung der Ehe
oder Verlobung

§2078 Anfechtung wegen Irrtums oder
Drohung

§2079 Anfechtung wegen Übergehung
eines Pflichtteilsberechtigten

§2080 Anfechtungsberechtigte
§2081 Anfechtungserklärung
§2082 Anfechtungsfrist

Titel 3
Einsetzung eines Nacherben

§2100 Nacherbe
§2101 Noch nicht gezeugter Nacherbe
§2102 Nacherbe und Ersatzerbe
§2103 Anordnung der Herausgabe der

Erbschaft
§2104 Gesetzliche Erben als Nacherben
§2105 Gesetzliche Erben als Vorerben
§2106 Eintritt der Nacherbfolge
§2107 Kinderloser Vorerbe
§2108 Erbfähigkeit; Vererblichkeit des

Nacherbrechts
§2109 Unwirksamwerden der

Nacherbschaft
§2110 Umfang des Nacherbrechts

§2111 Unmittelbare Ersetzung
§2112 Verfügungsrecht des Vorerben
§2113 Verfügungen über Grundstücke,

Schiffe und Schiffsbauwerke;
Schenkungen

§2114 Verfügungen über Hypotheken-
forderungen, Grund- und Renten-
schulden

§2115 Zwangsvollstreckungsverfügungen
gegen Vorerben

§2116 Hinterlegung von Wertpapieren
§2117 Umschreibung; Umwandlung
§2118 Sperrvermerk im Schuldbuch
§2119 Anlegung von Geld
§2120 Einwilligungspflicht des Nacherben
§2121 Verzeichnis der Erbschafts-

gegenstände
§2122 Feststellung des Zustands der

Erbschaft
§2123 Wirtschaftsplan
§2124 Erhaltungskosten
§2125 Verwendungen; Wegnahmerecht
§2126 Außerordentliche Lasten
§2127 Auskunftsrecht des Nacherben
§2128 Sicherheitsleistung
§2129 Wirkung einer Entziehung der

Verwaltung
§2130 Herausgabepflicht nach dem Eintritt

der Nacherbfolge, Rechenschafts-
pflicht

§2131 Umfang der Sorgfaltspflicht
§2132 Keine Haftung für gewöhnliche

Abnutzung
§2133 Ordnungswidrige oder übermäßige

Fruchtziehung
§2134 Eigennützige Verwendung
§2135 Miet- und Pachtverhältnis bei der

Nacherbfolge
§2136 Befreiung des Vorerben
§2137 Auslegungsregel für die Befreiung
§2138 Beschränkte Herausgabepflicht
§2139 Wirkung des Eintritts der

Nacherbfolge
§2140 Verfügungen des Vorerben nach

Eintritt der Nacherbfolge
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§2141 Unterhalt der werdenden Mutter
eines Nacherben

§2142 Ausschlagung der Nacherbschaft
§2143 Wiederaufleben erloschener

Rechtsverhältnisse
§2144 Haftung des Nacherben für

Nachlassverbindlichkeiten
§2145 Haftung des Vorerben für

Nachlassverbindlichkeiten
§2146 Anzeigepflicht des Vorerben

gegenüber Nachlassgläubigern

Titel 4
Vermächtnis

§2147 Beschwerter
§2148 Mehrere Beschwerte
§2149 Vermächtnis an die gesetzlichen

Erben
§2150 Vorausvermächtnis
§2151 Bestimmungsrecht des Beschwerten

oder eines Dritten bei mehreren
Bedachten

§2152 Wahlweise Bedachte
§2153 Bestimmung der Anteile
§2154 Wahlvermächtnis
§2155 Gattungsvermächtnis
§2156 Zweckvermächtnis
§2157 Gemeinschaftliches Vermächtnis
§2158 Anwachsung
§2159 Selbständigkeit der Anwachsung
§2160 Vorversterben des Bedachten
§2161 Wegfall des Beschwerten
§2162 Dreißigjährige Frist für

aufgeschobenes Vermächtnis
§2163 Ausnahmen von der dreißigjährigen

Frist
§2164 Erstreckung auf Zubehör und

Ersatzansprüche
§2165 Belastungen
§2166 Belastung mit einer Hypothek
§2167 Belastung mit einer Gesamt-

hypothek
§2168 Belastung mit einer Gesamt-

grundschuld
§2168a Anwendung auf Schiffe, Schiffs-

bauwerke und Schiffshypotheken
§2169 Vermächtnis fremder Gegenstände

§2170 Verschaffungsvermächtnis
§2171 Unmöglichkeit, gesetzliches Verbot
§2172 Verbindung, Vermischung,

Vermengung der vermachten Sache
§2173 Forderungsvermächtnis
§2174 Vermächtnisanspruch
§2175 Wiederaufleben erloschener

Rechtsverhältnisse
§2176 Anfall des Vermächtnisses
§2177 Anfall bei einer Bedingung oder

Befristung
§2178 Anfall bei einem noch nicht

gezeugten oder bestimmten
Bedachten

§2179 Schwebezeit
§2180 Annahme und Ausschlagung
§2181 Fälligkeit bei Beliebigkeit
§2182 Haftung für Rechtsmängel
§2183 Haftung für Sachmängel
§2184 Früchte; Nutzungen
§2185 Ersatz von Verwendungen und

Aufwendungen
§2186 Fälligkeit des Untervermächtnisses

oder einer Auflage
§2187 Haftung des Hauptvermächtnis-

nehmers
§2188 Kürzung der Beschwerungen
§2189 Anordnung eines Vorrangs
§2190 Ersatzvermächtnisnehmer
§2191 Nachvermächtnisnehmer

Titel 7
Errichtung und Aufhebung
eines Testaments

§2229 Testierfähigkeit Minderjähriger,
Testierunfähigkeit

Abschnitt 4
Erbvertrag

§2274 Persönlicher Abschluss
§2275 Voraussetzungen
§2282 Vertretung, Form der Anfechtung
§2283 Anfechtungsfrist
§2284 Bestätigung
§2290 Aufhebung durch Vertrag
§2296 Vertretung, Form des Rücktritts
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Abschnitt 5
Pflichtteil

§2303 Pflichtteilsberechtigte; Höhe des
Pflichtteils

§2304 Auslegungsregel
§2305 Zusatzpflichtteil
§ 2306 Beschränkungen und

Beschwerungen
§2307 Zuwendung eines Vermächtnisses
§2308 Anfechtung der Ausschlagung
§2309 Pflichtteilsrecht der Eltern und

entfernteren Abkömmlinge
§2310 Feststellung des Erbteils für die

Berechnung des Pflichtteils
§2311 Wert des Nachlasses
§2312 Wert eines Landguts
§2313 Ansatz bedingter, ungewisser oder

unsicherer Rechte, Feststellungs-
pflicht des Erben

§2314 Auskunftspflicht des Erben
§2315 Anrechnung von Zuwendungen auf

den Pflichtteil
§ 2316 Ausgleichungspflicht
§2317 Entstehung und Übertragbarkeit des

Pflichtteilsanspruchs
§2318 Pflichtteilslast bei Vermächtnissen

und Auflagen
§2319 Pflichtteilsberechtigter Miterbe
§2320 Pflichtteilslast des an die Stelle des

Pflichtteilsberechtigten getretenen
Erben

§2321 Pflichtteilslast bei Vermächtnis-
ausschlagung

§2322 Kürzung von Vermächtnissen und
Auflagen

§2323 Nicht pflichtteilsbelasteter Erbe
§2324 Abweichende Anordnungen des

Erblassers hinsichtlich der Pflicht-
teilslast

§2325 Pflichtteilsergänzungsanspruch bei
Schenkungen

§2326 Ergänzung über die Hälfte des
gesetzlichen Erbteils

§2327 Beschenkter Pflichtteilsberechtigter
§2328 Selbst pflichtteilsberechtigter Erbe
§2329 Anspruch gegen den Beschenkten
§2330 Anstandsschenkungen

§2331 Zuwendungen aus dem Gesamtgut
§2331a Stundung
§2332 Verjährung
§2333 Entziehung des Pflichtteils
§2334 (weggefallen)
§2335 (weggefallen)
§2336 Form, Beweislast, Unwirksam-

werden
§2337 Verzeihung
§2338 Pflichtteilsbeschränkung

Abschnitt 6
Erbunwürdigkeit

§2339 Gründe für Erbunwürdigkeit

Abschnitt 7
Erbverzicht

§2346 Wirkung des Erbverzichts,
Beschränkungsmöglichkeit

§2347 Persönliche Anforderungen,
Vertretung

§2348 Form
§2349 Erstreckung auf Abkömmlinge
§2350 Verzicht zugunsten eines anderen
§2351 Aufhebung des Erbverzichts
§2352 Verzicht auf Zuwendungen

Abschnitt 8
Erbschein

§2353 Zuständigkeit des Nachlassgerichts,
Antrag

§§2354 bis 2360 (weggefallen)
§2361 Einziehung oder Kraftloserklärung

des unrichtigen Erbscheins
§2362 Herausgabe- und Auskunfts-

anspruch des wirklichen Erben
§2363 Herausgabeanspruch des

Nacherben und des Testaments-
vollstreckers

§2364 (weggefallen)
§2365 Vermutung der Richtigkeit des

Erbscheins
§2366 Öffentlicher Glaube des Erbscheins
§2367 Leistung an Erbscheinserben
§2368 Testamentsvollstreckerzeugnis
§2369 (weggefallen)
§2370 Öffentlicher Glaube bei Todes-

erklärung
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Buch 1
Allgemeiner Teil

Abschnitt 1
Personen

Titel 1
Natürliche Personen, Verbraucher,

Unternehmer

§1 Beginn der Rechtsfähigkeit
Die Rechtsfähigkeit des Menschen beginnt
mit der Vollendung der Geburt.

§2 Eintritt der Volljährigkeit
Die Volljährigkeit tritt mit der Vollendung des
18. Lebensjahres ein.

§7 Wohnsitz; Begründung und
Aufhebung

(1) Wer sich an einem Orte ständig nieder-
lässt, begründet an diesem Orte seinen
Wohnsitz.
(2) Der Wohnsitz kann gleichzeitig an meh-
reren Orten bestehen.
(3) Der Wohnsitz wird aufgehoben, wenn die
Niederlassung mit dem Willen aufgehoben
wird, sie aufzugeben.

§8 Wohnsitz nicht voll Geschäftsfähiger
Wer geschäftsunfähig oder in der Geschäfts-
fähigkeit beschränkt ist, kann ohne den Wil-
len seines gesetzlichen Vertreters einen
Wohnsitz weder begründen noch aufheben.

§11 Wohnsitz des Kindes
Ein minderjähriges Kind teilt den Wohnsitz der
Eltern; es teilt nicht den Wohnsitz eines Eltern-
teils, dem das Recht fehlt, für die Person des
Kindes zu sorgen. Steht keinem Elternteil das
Recht zu, für die Person des Kindes zu sorgen,
so teilt das Kind denWohnsitz desjenigen, dem
dieses Recht zusteht. Das Kind behält den
Wohnsitz, bis es ihn rechtsgültig aufhebt.

§13 Verbraucher
Verbraucher ist jede natürliche Person, die ein
Rechtsgeschäft zu Zwecken abschließt, die
überwiegend weder ihrer gewerblichen noch
ihrer selbständigen beruflichen Tätigkeit zu-
gerechnet werden können.

§14 Unternehmer
(1) Unternehmer ist eine natürliche oder juris-
tische Person oder eine rechtsfähige Personen-
gesellschaft, die bei Abschluss eines Rechtsge-
schäfts in Ausübung ihrer gewerblichen oder
selbständigen beruflichen Tätigkeit handelt.
(2) Eine rechtsfähige Personengesellschaft ist
eine Personengesellschaft, die mit der Fähig-
keit ausgestattet ist, Rechte zu erwerben und
Verbindlichkeiten einzugehen.

Abschnitt 2
Sachen und Tiere

§92 Verbrauchbare Sachen
(1) Verbrauchbare Sachen im Sinne des Ge-
setzes sind bewegliche Sachen, deren be-
stimmungsmäßiger Gebrauch in dem Ver-
brauch oder in der Veräußerung besteht.
(2) Als verbrauchbar gelten auch bewegliche
Sachen, die zu einem Warenlager oder zu ei-
nem sonstigen Sachinbegriff gehören, dessen
bestimmungsmäßiger Gebrauch in der Ver-
äußerung der einzelnen Sachen besteht.

Abschnitt 3
Rechtsgeschäfte

Titel 1
Geschäftsfähigkeit

§104 Geschäftsunfähigkeit
Geschäftsunfähig ist:
1. wer nicht das siebente Lebensjahr vollen-

det hat,
2. wer sich in einem die freie Willensbestim-

mung ausschließenden Zustand krankhaf-
ter Störung der Geistestätigkeit befindet,
sofern nicht der Zustand seiner Natur nach
ein vorübergehender ist.

§105 Nichtigkeit der Willenserklärung
(1) Die Willenserklärung eines Geschäftsun-
fähigen ist nichtig.
(2) Nichtig ist auch eine Willenserklärung, die
im Zustand der Bewusstlosigkeit oder vo-
rübergehender Störung der Geistestätigkeit
abgegeben wird.
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§105a Geschäfte des täglichen Lebens
Tätigt ein volljähriger Geschäftsunfähiger ein
Geschäft des täglichen Lebens, das mit ge-
ringwertigen Mitteln bewirkt werden kann, so
gilt der von ihm geschlossene Vertrag in Anse-
hung von Leistung und, soweit vereinbart, Ge-
genleistung als wirksam, sobald Leistung und
Gegenleistung bewirkt sind. Satz 1 gilt nicht
bei einer erheblichen Gefahr für die Person
oder das Vermögen des Geschäftsunfähigen.

§106 Beschränkte Geschäftsfähigkeit
Minderjähriger

Ein Minderjähriger, der das siebente Lebens-
jahr vollendet hat, ist nach Maßgabe der
§§ 107 bis 113 in der Geschäftsfähigkeit be-
schränkt.

§107 Einwilligung des gesetzlichen
Vertreters

Der Minderjährige bedarf zu einer Willenser-
klärung, durch die er nicht lediglich einen
rechtlichen Vorteil erlangt, der Einwilligung
seines gesetzlichen Vertreters.

§108 Vertragsschluss ohne Einwilligung
(1) Schließt der Minderjährige einen Vertrag
ohne die erforderliche Einwilligung des ge-
setzlichen Vertreters, so hängt die Wirksam-
keit des Vertrags von der Genehmigung des
Vertreters ab.

(2) Fordert der andere Teil den Vertreter zur
Erklärung über die Genehmigung auf, so kann
die Erklärung nur ihm gegenüber erfolgen;
eine vor der Aufforderung dem Minderjähri-
gen gegenüber erklärte Genehmigung oder
Verweigerung der Genehmigung wird un-
wirksam. Die Genehmigung kann nur bis zum
Ablauf von zwei Wochen nach dem Empfang
der Aufforderung erklärt werden; wird sie
nicht erklärt, so gilt sie als verweigert.

(3) Ist der Minderjährige unbeschränkt ge-
schäftsfähig geworden, so tritt seine Geneh-
migung an die Stelle der Genehmigung des
Vertreters.

§109 Widerrufsrecht des anderen Teils
(1) Bis zur Genehmigung des Vertrags ist der
andere Teil zum Widerruf berechtigt. Der Wi-

derruf kann auch dem Minderjährigen ge-
genüber erklärt werden.
(2) Hat der andere Teil die Minderjährigkeit
gekannt, so kann er nur widerrufen, wenn der
Minderjährige der Wahrheit zuwider die Ein-
willigung des Vertreters behauptet hat; er
kann auch in diesem Falle nicht widerrufen,
wenn ihm das Fehlen der Einwilligung bei
dem Abschluss des Vertrags bekannt war.

§110 Bewirken der Leistung mit
eigenen Mitteln

Ein von dem Minderjährigen ohne Zustim-
mung des gesetzlichen Vertreters geschlos-
sener Vertrag gilt als von Anfang an wirksam,
wenn der Minderjährige die vertragsmäßige
Leistung mit Mitteln bewirkt, die ihm zu die-
sem Zweck oder zu freier Verfügung von dem
Vertreter oder mit dessen Zustimmung von
einem Dritten überlassen worden sind.

§111 Einseitige Rechtsgeschäfte
Ein einseitiges Rechtsgeschäft, das der Min-
derjährige ohne die erforderliche Einwilligung
des gesetzlichen Vertreters vornimmt, ist un-
wirksam. Nimmt der Minderjährige mit dieser
Einwilligung ein solches Rechtsgeschäft ei-
nem anderen gegenüber vor, so ist das
Rechtsgeschäft unwirksam, wenn der Min-
derjährige die Einwilligung nicht in schriftli-
cher Form vorlegt und der andere das Rechts-
geschäft aus diesem Grunde unverzüglich zu-
rückweist. Die Zurückweisung ist ausge-
schlossen, wenn der Vertreter den anderen
von der Einwilligung in Kenntnis gesetzt hatte.

§112 Selbständiger Betrieb eines
Erwerbsgeschäfts

(1) Ermächtigt der gesetzliche Vertreter mit
Genehmigung des Familiengerichts den Min-
derjährigen zum selbständigen Betrieb eines
Erwerbsgeschäfts, so ist der Minderjährige
für solche Rechtsgeschäfte unbeschränkt ge-
schäftsfähig, welche der Geschäftsbetrieb
mit sich bringt. Ausgenommen sind Rechts-
geschäfte, zu denen der Vertreter der Geneh-
migung des Familiengerichts bedarf.
(2) Die Ermächtigung kann von dem Vertreter
nur mit Genehmigung des Familiengerichts
zurückgenommen werden.
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§113 Dienst- oder Arbeitsverhältnis
(1) Ermächtigt der gesetzliche Vertreter den
Minderjährigen, in Dienst oder in Arbeit zu
treten, so ist der Minderjährige für solche
Rechtsgeschäfte unbeschränkt geschäftsfä-
hig, welche die Eingehung oder Aufhebung
eines Dienst- oder Arbeitsverhältnisses der
gestatteten Art oder die Erfüllung der sich aus
einem solchen Verhältnis ergebenden Ver-
pflichtungen betreffen. Ausgenommen sind
Verträge, zu denen der Vertreter der Geneh-
migung des Familiengerichts bedarf.
(2) Die Ermächtigung kann von dem Vertreter
zurückgenommen oder eingeschränkt wer-
den.
(3) Ist der gesetzliche Vertreter ein Vormund,
so kann die Ermächtigung, wenn sie von ihm
verweigert wird, auf Antrag des Minderjähri-
gen durch das Familiengericht ersetzt wer-
den. Das Familiengericht hat die Ermächti-
gung zu ersetzen, wenn sie im Interesse des
Mündels liegt.
(4) Die für einen einzelnen Fall erteilte Er-
mächtigung gilt im Zweifel als allgemeine
Ermächtigung zur Eingehung von Verhältnis-
sen derselben Art.

§§114 und 115 (weggefallen)

Titel 2
Willenserklärung

§116 Geheimer Vorbehalt
Eine Willenserklärung ist nicht deshalb nich-
tig, weil sich der Erklärende insgeheim vor-
behält, das Erklärte nicht zu wollen. Die Er-
klärung ist nichtig, wenn sie einem anderen
gegenüber abzugeben ist und dieser den
Vorbehalt kennt.

§117 Scheingeschäft
(1) Wird eine Willenserklärung, die einem
anderen gegenüber abzugeben ist, mit des-
sen Einverständnisse nur zum Schein abge-
geben, so ist sie nichtig.
(2)Wird durch ein Scheingeschäft ein anderes
Rechtsgeschäft verdeckt, so finden die für
das verdeckte Rechtsgeschäft geltenden Vor-
schriften Anwendung.

§118 Mangel der Ernstlichkeit
Eine nicht ernstlich gemeinte Willenserklä-
rung, die in der Erwartung abgegeben wird,
der Mangel der Ernstlichkeit werde nicht ver-
kannt werden, ist nichtig.

§119 Anfechtbarkeit wegen Irrtums
(1) Wer bei der Abgabe einer Willenserklärung
über deren Inhalt im Irrtum war oder eine Er-
klärung dieses Inhalts überhaupt nicht abge-
ben wollte, kann die Erklärung anfechten,
wenn anzunehmen ist, dass er sie bei Kenntnis
der Sachlage und bei verständiger Würdigung
des Falles nicht abgegeben haben würde.
(2) Als Irrtum über den Inhalt der Erklärung
gilt auch der Irrtum über solche Eigenschaften
der Person oder der Sache, die im Verkehr als
wesentlich angesehen werden.

§120 Anfechtbarkeit wegen falscher
Übermittlung

Eine Willenserklärung, welche durch die zur
Übermittlung verwendete Person oder Ein-
richtung unrichtig übermittelt worden ist,
kann unter der gleichen Voraussetzung an-
gefochten werden wie nach § 119 eine irr-
tümlich abgegebene Willenserklärung.

§121 Anfechtungsfrist
(1) Die Anfechtung muss in den Fällen der
§§ 119, 120 ohne schuldhaftes Zögern (un-
verzüglich) erfolgen, nachdem der Anfech-
tungsberechtigte von dem Anfechtungsgrund
Kenntnis erlangt hat. Die einem Abwesenden
gegenüber erfolgte Anfechtung gilt als recht-
zeitig erfolgt, wenn die Anfechtungserklä-
rung unverzüglich abgesendet worden ist.
(2) Die Anfechtung ist ausgeschlossen, wenn
seit der Abgabe der Willenserklärung zehn
Jahre verstrichen sind.

§122 Schadensersatzpflicht des
Anfechtenden

(1) Ist eine Willenserklärung nach § 118
nichtig oder auf Grund der §§ 119, 120 an-
gefochten, so hat der Erklärende, wenn die
Erklärung einem anderen gegenüber abzuge-
ben war, diesem, andernfalls jedem Dritten
den Schaden zu ersetzen, den der andere
oder der Dritte dadurch erleidet, dass er auf
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die Gültigkeit der Erklärung vertraut, jedoch
nicht über den Betrag des Interesses hinaus,
welches der andere oder der Dritte an der
Gültigkeit der Erklärung hat.

(2) Die Schadensersatzpflicht tritt nicht ein,
wenn der Beschädigte den Grund der Nich-
tigkeit oder der Anfechtbarkeit kannte oder
infolge von Fahrlässigkeit nicht kannte (ken-
nen musste).

§123 Anfechtbarkeit wegen Täuschung
oder Drohung

(1) Wer zur Abgabe einer Willenserklärung
durch arglistige Täuschung oder widerrecht-
lich durch Drohung bestimmt worden ist,
kann die Erklärung anfechten.

(2) Hat ein Dritter die Täuschung verübt, so ist
eine Erklärung, die einem anderen gegenüber
abzugeben war, nur dann anfechtbar, wenn
dieser die Täuschung kannte oder kennen
musste. Soweit ein anderer als derjenige,
welchem gegenüber die Erklärung abzuge-
ben war, aus der Erklärung unmittelbar ein
Recht erworben hat, ist die Erklärung ihm
gegenüber anfechtbar, wenn er die Täu-
schung kannte oder kennen musste.

§124 Anfechtungsfrist
(1) Die Anfechtung einer nach § 123 an-
fechtbaren Willenserklärung kann nur binnen
Jahresfrist erfolgen.

(2) Die Frist beginnt im Falle der arglistigen
Täuschung mit dem Zeitpunkt, in welchem
der Anfechtungsberechtigte die Täuschung
entdeckt, im Falle der Drohung mit dem Zeit-
punkt, in welchem die Zwangslage aufhört.
Auf den Lauf der Frist finden die für die Ver-
jährung geltenden Vorschriften der §§ 206,
210 und 211 entsprechende Anwendung.

(3) Die Anfechtung ist ausgeschlossen, wenn
seit der Abgabe der Willenserklärung zehn
Jahre verstrichen sind.

§125 Nichtigkeit wegen Formmangels
Ein Rechtsgeschäft, welches der durch Ge-
setz vorgeschriebenen Form ermangelt, ist
nichtig. DerMangel der durch Rechtsgeschäft
bestimmten Form hat im Zweifel gleichfalls
Nichtigkeit zur Folge.

§126 Schriftform
(1) Ist durch Gesetz schriftliche Form vorge-
schrieben, so muss die Urkunde von dem
Aussteller eigenhändig durch Namensunter-
schrift oder mittels notariell beglaubigten
Handzeichens unterzeichnet werden.
(2) Bei einem Vertrag muss die Unterzeich-
nung der Parteien auf derselben Urkunde er-
folgen. Werden über den Vertrag mehrere
gleichlautende Urkunden aufgenommen, so
genügt es, wenn jede Partei die für die andere
Partei bestimmte Urkunde unterzeichnet.
(3) Die schriftliche Form kann durch die
elektronische Form ersetzt werden, wenn sich
nicht aus dem Gesetz ein anderes ergibt.
(4) Die schriftliche Form wird durch die nota-
rielle Beurkundung ersetzt.

§126a Elektronische Form
(1) Soll die gesetzlich vorgeschriebene schrift-
liche Form durch die elektronische Form er-
setzt werden, so muss der Aussteller der Er-
klärung dieser seinen Namen hinzufügen und
das elektronische Dokument mit seiner quali-
fizierten elektronischen Signatur versehen.
(2) Bei einem Vertrag müssen die Parteien
jeweils ein gleichlautendes Dokument in der
in Absatz 1 bezeichneten Weise elektronisch
signieren.

§126b Textform
Ist durch Gesetz Textform vorgeschrieben, so
muss eine lesbare Erklärung, in der die Person
des Erklärenden genannt ist, auf einem dau-
erhaften Datenträger abgegeben werden. Ein
dauerhafter Datenträger ist jedesMedium, das
1. es dem Empfänger ermöglicht, eine auf

dem Datenträger befindliche, an ihn per-
sönlich gerichtete Erklärung so aufzube-
wahren oder zu speichern, dass sie ihm
während eines für ihren Zweck angemes-
senen Zeitraums zugänglich ist, und

2. geeignet ist, die Erklärung unverändert
wiederzugeben.

§127 Vereinbarte Form
(1) Die Vorschriften des § 126, des § 126a
oder des § 126b gelten im Zweifel auch für
die durch Rechtsgeschäft bestimmte Form.
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(2) Zur Wahrung der durch Rechtsgeschäft
bestimmten schriftlichen Form genügt, so-
weit nicht ein anderer Wille anzunehmen ist,
die telekommunikative Übermittlung und bei
einem Vertrag der Briefwechsel. Wird eine
solche Form gewählt, so kann nachträglich
eine dem § 126 entsprechende Beurkundung
verlangt werden.

(3) Zur Wahrung der durch Rechtsgeschäft
bestimmten elektronischen Form genügt, so-
weit nicht ein anderer Wille anzunehmen ist,
auch eine andere als die in § 126a bestimmte
elektronische Signatur und bei einem Vertrag
der Austausch von Angebots- und Annahme-
erklärung, die jeweils mit einer elektroni-
schen Signatur versehen sind. Wird eine sol-
che Form gewählt, so kann nachträglich eine
dem § 126a entsprechende elektronische
Signierung oder, wenn diese einer der Partei-
en nicht möglich ist, eine dem § 126 ent-
sprechende Beurkundung verlangt werden.

§127a Gerichtlicher Vergleich
Die notarielle Beurkundung wird bei einem
gerichtlichen Vergleich durch die Aufnahme
der Erklärungen in ein nach den Vorschriften
der Zivilprozessordnung errichtetes Protokoll
ersetzt.

§128 Notarielle Beurkundung
Ist durch Gesetz notarielle Beurkundung ei-
nes Vertrags vorgeschrieben, so genügt es,
wenn zunächst der Antrag und sodann die
Annahme des Antrags von einem Notar be-
urkundet wird.

§129 Öffentliche Beglaubigung
(1) Ist für eine Erklärung durch Gesetz öf-
fentliche Beglaubigung vorgeschrieben, so
muss die Erklärung

1. in schriftlicher Form abgefasst und die
Unterschrift des Erklärenden von einem
Notar beglaubigt werden oder

2. in elektronischer Form abgefasst und die
qualifizierte elektronische Signatur des Erklä-
renden von einem Notar beglaubigt werden.

In dem Gesetz kann vorgesehen werden,
dass eine Erklärung nur nach Satz 1 Num-
mer 1 oder nach Satz 1 Nummer 2 öffentlich
beglaubigt werden kann.

(2) Wurde eine Erklärung in schriftlicher Form
von dem Erklärenden mittels notariell be-
glaubigten Handzeichens unterzeichnet, so
erfüllt die Erklärung auch die Anforderungen
nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 1.
(3) Die öffentliche Beglaubigung wird durch
die notarielle Beurkundung ersetzt.

§130 Wirksamwerden der Willens-
erklärung gegenüber Abwesenden

(1) Eine Willenserklärung, die einem anderen
gegenüber abzugeben ist, wird, wenn sie in
dessen Abwesenheit abgegeben wird, in dem
Zeitpunktwirksam, inwelchem sie ihm zugeht.
Sie wird nicht wirksam, wenn dem anderen
vorher oder gleichzeitig ein Widerruf zugeht.
(2) Auf die Wirksamkeit der Willenserklärung
ist es ohne Einfluss, wenn der Erklärende
nach der Abgabe stirbt oder geschäftsunfähig
wird.
(3) Diese Vorschriften finden auch dann An-
wendung, wenn die Willenserklärung einer
Behörde gegenüber abzugeben ist.

§131 Wirksamwerden gegenüber nicht
voll Geschäftsfähigen

(1) Wird die Willenserklärung einem Ge-
schäftsunfähigen gegenüber abgegeben, so
wird sie nicht wirksam, bevor sie dem ge-
setzlichen Vertreter zugeht.
(2) Das Gleiche gilt, wenn dieWillenserklärung
einer in der Geschäftsfähigkeit beschränkten
Person gegenüber abgegeben wird. Bringt die
Erklärung jedoch der in der Geschäftsfähigkeit
beschränkten Person lediglich einen rechtli-
chen Vorteil oder hat der gesetzliche Vertreter
seine Einwilligung erteilt, so wird die Erklä-
rung in dem Zeitpunkt wirksam, in welchem
sie ihr zugeht.

§132 Ersatz des Zugehens durch
Zustellung

(1) Eine Willenserklärung gilt auch dann als
zugegangen, wenn sie durch Vermittlung ei-
nes Gerichtsvollziehers zugestellt worden ist.
Die Zustellung erfolgt nach den Vorschriften
der Zivilprozessordnung.
(2) Befindet sich der Erklärende über die Person
desjenigen, welchem gegenüber die Erklärung
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abzugeben ist, in einer nicht auf Fahrlässigkeit
beruhendenUnkenntnis oder ist der Aufenthalt
dieser Person unbekannt, so kann die Zustel-
lung nach den für die öffentliche Zustellung
geltenden Vorschriften der Zivilprozessord-
nung erfolgen. Zuständig für die Bewilligung
ist im ersteren Falle das Amtsgericht, in dessen
Bezirk der Erklärende seinen Wohnsitz oder in
Ermangelung eines inländischen Wohnsitzes
seinen Aufenthalt hat, im letzteren Falle das
Amtsgericht, in dessen Bezirk die Person, wel-
cher zuzustellen ist, den letzten Wohnsitz oder
in Ermangelung eines inländischenWohnsitzes
den letzten Aufenthalt hatte.

§133 Auslegung einer Willenserklärung
Bei der Auslegung einer Willenserklärung ist
der wirkliche Wille zu erforschen und nicht an
dem buchstäblichen Sinne des Ausdrucks zu
haften.

§134 Gesetzliches Verbot
Ein Rechtsgeschäft, das gegen ein gesetzli-
ches Verbot verstößt, ist nichtig, wenn sich
nicht aus dem Gesetz ein anderes ergibt.

§135 Gesetzliches Veräußerungsverbot
(1) Verstößt die Verfügung über einen Ge-
genstand gegen ein gesetzliches Veräuße-
rungsverbot, das nur den Schutz bestimmter
Personen bezweckt, so ist sie nur diesen Per-
sonen gegenüber unwirksam. Der rechtsge-
schäftlichen Verfügung steht eine Verfügung
gleich, die im Wege der Zwangsvollstreckung
oder der Arrestvollziehung erfolgt.
(2) Die Vorschriften zugunsten derjenigen,
welche Rechte von einem Nichtberechtigten
herleiten, finden entsprechende Anwendung.

§136 Behördliches Veräußerungsverbot
Ein Veräußerungsverbot, das von einem Ge-
richt oder von einer anderen Behörde inner-
halb ihrer Zuständigkeit erlassen wird, steht
einem gesetzlichen Veräußerungsverbot der
im § 135 bezeichneten Art gleich.

§137 Rechtsgeschäftliches Verfügungs-
verbot

Die Befugnis zur Verfügung über ein veräu-
ßerliches Recht kann nicht durch Rechtsge-
schäft ausgeschlossen oder beschränkt wer-
den. Die Wirksamkeit einer Verpflichtung,

über ein solches Recht nicht zu verfügen, wird
durch diese Vorschrift nicht berührt.

§138 Sittenwidriges Rechtsgeschäft;
Wucher

(1) Ein Rechtsgeschäft, das gegen die guten
Sitten verstößt, ist nichtig.

(2) Nichtig ist insbesondere ein Rechtsge-
schäft, durch das jemand unter Ausbeutung
der Zwangslage, der Unerfahrenheit, des
Mangels an Urteilsvermögen oder der erheb-
lichen Willensschwäche eines anderen sich
oder einem Dritten für eine Leistung Vermö-
gensvorteile versprechen oder gewähren
lässt, die in einem auffälligen Missverhältnis
zu der Leistung stehen.

§139 Teilnichtigkeit
Ist ein Teil eines Rechtsgeschäfts nichtig, so
ist das ganze Rechtsgeschäft nichtig, wenn
nicht anzunehmen ist, dass es auch ohne den
nichtigen Teil vorgenommen sein würde.

§140 Umdeutung
Entspricht ein nichtiges Rechtsgeschäft den
Erfordernissen eines anderen Rechtsge-
schäfts, so gilt das letztere, wenn anzuneh-
men ist, dass dessen Geltung bei Kenntnis der
Nichtigkeit gewollt sein würde.

§141 Bestätigung des nichtigen
Rechtsgeschäfts

(1) Wird ein nichtiges Rechtsgeschäft von
demjenigen, welcher es vorgenommen hat,
bestätigt, so ist die Bestätigung als erneute
Vornahme zu beurteilen.

(2) Wird ein nichtiger Vertrag von den Partei-
en bestätigt, so sind diese im Zweifel ver-
pflichtet, einander zu gewähren, was sie ha-
ben würden, wenn der Vertrag von Anfang an
gültig gewesen wäre.

§142 Wirkung der Anfechtung
(1) Wird ein anfechtbares Rechtsgeschäft an-
gefochten, so ist es als von Anfang an nichtig
anzusehen.

(2) Wer die Anfechtbarkeit kannte oder ken-
nen musste, wird, wenn die Anfechtung er-
folgt, so behandelt, wie wenn er die Nichtig-
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keit des Rechtsgeschäfts gekannt hätte oder
hätte kennen müssen.

§143 Anfechtungserklärung
(1) Die Anfechtung erfolgt durch Erklärung
gegenüber dem Anfechtungsgegner.
(2) Anfechtungsgegner ist bei einem Vertrag
der andere Teil, im Falle des § 123 Abs. 2
Satz 2 derjenige, welcher aus dem Vertrag
unmittelbar ein Recht erworben hat.
(3) Bei einem einseitigen Rechtsgeschäft, das
einem anderen gegenüber vorzunehmen war,
ist der andere der Anfechtungsgegner. Das
Gleiche gilt bei einem Rechtsgeschäft, das
einem anderen oder einer Behörde gegen-
über vorzunehmen war, auch dann, wenn das
Rechtsgeschäft der Behörde gegenüber vor-
genommen worden ist.
(4) Bei einem einseitigen Rechtsgeschäft an-
derer Art ist Anfechtungsgegner jeder, der auf
Grund des Rechtsgeschäfts unmittelbar einen
rechtlichen Vorteil erlangt hat. Die Anfech-
tung kann jedoch, wenn die Willenserklärung
einer Behörde gegenüber abzugeben war,
durch Erklärung gegenüber der Behörde er-
folgen; die Behörde soll die Anfechtung dem-
jenigen mitteilen, welcher durch das Rechts-
geschäft unmittelbar betroffen worden ist.

§144 Bestätigung des anfechtbaren
Rechtsgeschäfts

(1) Die Anfechtung ist ausgeschlossen, wenn
das anfechtbare Rechtsgeschäft von dem
Anfechtungsberechtigten bestätigt wird.
(2) Die Bestätigung bedarf nicht der für das
Rechtsgeschäft bestimmten Form.

Titel 3
Vertrag

§145 Bindung an den Antrag
Wer einem anderen die Schließung eines
Vertrags anträgt, ist an den Antrag gebun-
den, es sei denn, dass er die Gebundenheit
ausgeschlossen hat.

§146 Erlöschen des Antrags
Der Antrag erlischt, wenn er dem Antragen-
den gegenüber abgelehnt oder wenn er nicht

diesem gegenüber nach den §§ 147 bis 149
rechtzeitig angenommen wird.

§147 Annahmefrist
(1) Der einem Anwesenden gemachte Antrag
kann nur sofort angenommen werden. Dies
gilt auch von einem mittels Fernsprechers
oder einer sonstigen technischen Einrichtung
von Person zu Person gemachten Antrag.
(2) Der einem Abwesenden gemachte Antrag
kann nur bis zu dem Zeitpunkt angenommen
werden, in welchem der Antragende den
Eingang der Antwort unter regelmäßigen
Umständen erwarten darf.

§148 Bestimmung einer Annahmefrist
Hat der Antragende für die Annahme des
Antrags eine Frist bestimmt, so kann die An-
nahme nur innerhalb der Frist erfolgen.

§149 Verspätet zugegangene
Annahmeerklärung

Ist eine dem Antragenden verspätet zuge-
gangene Annahmeerklärung dergestalt ab-
gesendet worden, dass sie bei regelmäßiger
Beförderung ihm rechtzeitig zugegangen sein
würde, und musste der Antragende dies er-
kennen, so hat er die Verspätung dem An-
nehmenden unverzüglich nach dem Empfang
der Erklärung anzuzeigen, sofern es nicht
schon vorher geschehen ist. Verzögert er die
Absendung der Anzeige, so gilt die Annahme
als nicht verspätet.

§150 Verspätete und abändernde
Annahme

(1) Die verspätete Annahme eines Antrags
gilt als neuer Antrag.
(2) Eine Annahme unter Erweiterungen, Ein-
schränkungen oder sonstigen Änderungen
gilt als Ablehnung verbunden mit einem
neuen Antrag.

§151 Annahme ohne Erklärung
gegenüber dem Antragenden

Der Vertrag kommt durch die Annahme des
Antrags zustande, ohne dass die Annahme
dem Antragenden gegenüber erklärt zu wer-
den braucht, wenn eine solche Erklärung
nach der Verkehrssitte nicht zu erwarten ist
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oder der Antragende auf sie verzichtet hat.
Der Zeitpunkt, in welchem der Antrag er-
lischt, bestimmt sich nach dem aus dem An-
trag oder den Umständen zu entnehmenden
Willen des Antragenden.

§152 Annahme bei notarieller
Beurkundung

Wird ein Vertrag notariell beurkundet, ohne
dass beide Teile gleichzeitig anwesend sind, so
kommt der Vertrag mit der nach § 128 erfolg-
ten Beurkundung der Annahme zustande,
wenn nicht ein anderes bestimmt ist. Die Vor-
schrift des § 151 Satz 2 findet Anwendung.

§153 Tod oder Geschäftsunfähigkeit
des Antragenden

Das Zustandekommen des Vertrags wird
nicht dadurch gehindert, dass der Antragen-
de vor der Annahme stirbt oder geschäftsun-
fähig wird, es sei denn, dass ein anderer Wille
des Antragenden anzunehmen ist.

§154 Offener Einigungsmangel;
fehlende Beurkundung

(1) Solange nicht die Parteien sich über alle
Punkte eines Vertrags geeinigt haben, über
die nach der Erklärung auch nur einer Partei
eine Vereinbarung getroffen werden soll, ist
im Zweifel der Vertrag nicht geschlossen. Die
Verständigung über einzelne Punkte ist auch
dann nicht bindend, wenn eine Aufzeichnung
stattgefunden hat.

(2) Ist eine Beurkundung des beabsichtigten
Vertrags verabredet worden, so ist im Zweifel
der Vertrag nicht geschlossen, bis die Beur-
kundung erfolgt ist.

§155 Versteckter Einigungsmangel
Haben sich die Parteien bei einemVertrag, den
sie als geschlossen ansehen, über einen Punkt,
über den eine Vereinbarung getroffen werden
sollte, in Wirklichkeit nicht geeinigt, so gilt das
Vereinbarte, sofern anzunehmen ist, dass der
Vertrag auch ohne eine Bestimmung über die-
sen Punkt geschlossen sein würde.

§156 Vertragsschluss bei Versteigerung
Bei einer Versteigerung kommt der Vertrag
erst durch den Zuschlag zustande. Ein Gebot

erlischt, wenn ein Übergebot abgegeben
oder die Versteigerung ohne Erteilung des
Zuschlags geschlossen wird.

§157 Auslegung von Verträgen
Verträge sind so auszulegen, wie Treu und
Glauben mit Rücksicht auf die Verkehrssitte
es erfordern.

Titel 4
Bedingung und Zeitbestimmung

§158 Aufschiebende und auflösende
Bedingung

(1) Wird ein Rechtsgeschäft unter einer auf-
schiebenden Bedingung vorgenommen, so
tritt die von der Bedingung abhängig ge-
machte Wirkung mit dem Eintritt der Bedin-
gung ein.

(2) Wird ein Rechtsgeschäft unter einer auflö-
senden Bedingung vorgenommen, so endigt
mit dem Eintritt der Bedingung die Wirkung
des Rechtsgeschäfts; mit diesem Zeitpunkt
tritt der frühere Rechtszustand wieder ein.

§159 Rückbeziehung
Sollen nach dem Inhalt des Rechtsgeschäfts
die an den Eintritt der Bedingung geknüpften
Folgen auf einen früheren Zeitpunkt zurück-
bezogen werden, so sind im Falle des Eintritts
der Bedingung die Beteiligten verpflichtet,
einander zu gewähren, was sie haben wür-
den, wenn die Folgen in dem früheren Zeit-
punkt eingetreten wären.

§160 Haftung während der
Schwebezeit

(1) Wer unter einer aufschiebenden Bedin-
gung berechtigt ist, kann im Falle des Eintritts
der Bedingung Schadensersatz von dem an-
deren Teil verlangen, wenn dieser während
der Schwebezeit das von der Bedingung ab-
hängige Recht durch sein Verschulden verei-
telt oder beeinträchtigt.

(2) Den gleichen Anspruch hat unter densel-
ben Voraussetzungen bei einem unter einer
auflösenden Bedingung vorgenommenen
Rechtsgeschäft derjenige, zu dessen Gunsten
der frühere Rechtszustand wieder eintritt.
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§161 Unwirksamkeit von Verfügungen
während der Schwebezeit

(1) Hat jemand unter einer aufschiebenden
Bedingung über einen Gegenstand verfügt,
so ist jede weitere Verfügung, die er während
der Schwebezeit über den Gegenstand trifft,
im Falle des Eintritts der Bedingung insoweit
unwirksam, als sie die von der Bedingung
abhängige Wirkung vereiteln oder beein-
trächtigen würde. Einer solchen Verfügung
steht eine Verfügung gleich, die während der
Schwebezeit im Wege der Zwangsvollstre-
ckung oder der Arrestvollziehung oder durch
den Insolvenzverwalter erfolgt.
(2) Dasselbe gilt bei einer auflösenden Be-
dingung von den Verfügungen desjenigen,
dessen Recht mit dem Eintritt der Bedingung
endigt.
(3) Die Vorschriften zugunsten derjenigen,
welche Rechte von einem Nichtberechtigten
herleiten, finden entsprechende Anwendung.

§162 Verhinderung oder Herbeiführung
des Bedingungseintritts

(1) Wird der Eintritt der Bedingung von der
Partei, zu deren Nachteil er gereichen würde,
wider Treu und Glauben verhindert, so gilt die
Bedingung als eingetreten.
(2) Wird der Eintritt der Bedingung von der
Partei, zu deren Vorteil er gereicht, wider Treu
und Glauben herbeigeführt, so gilt der Eintritt
als nicht erfolgt.

§163 Zeitbestimmung
Ist für die Wirkung eines Rechtsgeschäfts bei
dessen Vornahme ein Anfangs- oder ein
Endtermin bestimmt worden, so finden im
ersteren Falle die für die aufschiebende, im
letzteren Falle die für die auflösende Bedin-
gung geltenden Vorschriften der §§ 158, 160,
161 entsprechende Anwendung.

Titel 5
Vertretung und Vollmacht

§164 Wirkung der Erklärung des
Vertreters

(1) Eine Willenserklärung, die jemand inner-
halb der ihm zustehenden Vertretungsmacht

im Namen des Vertretenen abgibt, wirkt un-
mittelbar für und gegen den Vertretenen. Es
macht keinen Unterschied, ob die Erklärung
ausdrücklich im Namen des Vertretenen er-
folgt oder ob die Umstände ergeben, dass sie
in dessen Namen erfolgen soll.

(2) Tritt der Wille, in fremdem Namen zu
handeln, nicht erkennbar hervor, so kommt
der Mangel des Willens, im eigenen Namen
zu handeln, nicht in Betracht.

(3) Die Vorschriften des Absatzes 1 finden
entsprechende Anwendung, wenn eine ge-
genüber einem anderen abzugebende Wil-
lenserklärung dessen Vertreter gegenüber er-
folgt.

§165 Beschränkt geschäftsfähiger
Vertreter

Die Wirksamkeit einer von oder gegenüber
einem Vertreter abgegebenen Willenserklä-
rung wird nicht dadurch beeinträchtigt, dass
der Vertreter in der Geschäftsfähigkeit be-
schränkt ist.

§166 Willensmängel; Wissens-
zurechnung

(1) Soweit die rechtlichen Folgen einer Wil-
lenserklärung durch Willensmängel oder
durch die Kenntnis oder das Kennenmüssen
gewisser Umstände beeinflusst werden,
kommt nicht die Person des Vertretenen,
sondern die des Vertreters in Betracht.

(2) Hat im Falle einer durch Rechtsgeschäft
erteilten Vertretungsmacht (Vollmacht) der
Vertreter nach bestimmten Weisungen des
Vollmachtgebers gehandelt, so kann sich
dieser in Ansehung solcher Umstände, die er
selbst kannte, nicht auf die Unkenntnis des
Vertreters berufen. Dasselbe gilt von Um-
ständen, die der Vollmachtgeber kennen
musste, sofern das Kennenmüssen der
Kenntnis gleichsteht.

§167 Erteilung der Vollmacht
(1) Die Erteilung der Vollmacht erfolgt durch
Erklärung gegenüber dem zu Bevollmächti-
genden oder dem Dritten, dem gegenüber die
Vertretung stattfinden soll.
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(2) Die Erklärung bedarf nicht der Form, wel-
che für das Rechtsgeschäft bestimmt ist, auf
das sich die Vollmacht bezieht.

§168 Erlöschen der Vollmacht
Das Erlöschen der Vollmacht bestimmt sich
nach dem ihrer Erteilung zugrunde liegenden
Rechtsverhältnis. Die Vollmacht ist auch bei
dem Fortbestehen des Rechtsverhältnisses
widerruflich, sofern sich nicht aus diesem ein
anderes ergibt. Auf die Erklärung des Wider-
rufs findet die Vorschrift des § 167 Abs. 1
entsprechende Anwendung.

§169 Vollmacht des Beauftragten und
des geschäftsführenden
Gesellschafters

Soweit nach den §§ 674, 729 die erloschene
Vollmacht eines Beauftragten oder eines ge-
schäftsführenden Gesellschafters als fortbe-
stehend gilt, wirkt sie nicht zugunsten eines
Dritten, der bei der Vornahme eines Rechts-
geschäfts das Erlöschen kennt oder kennen
muss.

§170 Wirkungsdauer der Vollmacht
Wird die Vollmacht durch Erklärung gegen-
über einem Dritten erteilt, so bleibt sie die-
sem gegenüber in Kraft, bis ihm das Erlö-
schen von dem Vollmachtgeber angezeigt
wird.

§171 Wirkungsdauer bei Kundgebung
(1) Hat jemand durch besondere Mitteilung
an einen Dritten oder durch öffentliche Be-
kanntmachung kundgegeben, dass er einen
anderen bevollmächtigt habe, so ist dieser
auf Grund der Kundgebung im ersteren Falle
dem Dritten gegenüber, im letzteren Falle je-
dem Dritten gegenüber zur Vertretung be-
fugt.

(2) Die Vertretungsmacht bleibt bestehen, bis
die Kundgebung in derselben Weise, wie sie
erfolgt ist, widerrufen wird.

§172 Vollmachtsurkunde
(1) Der besonderen Mitteilung einer Bevoll-
mächtigung durch den Vollmachtgeber steht
es gleich, wenn dieser dem Vertreter eine

Vollmachtsurkunde ausgehändigt hat und
der Vertreter sie dem Dritten vorlegt.
(2) Die Vertretungsmacht bleibt bestehen, bis
die Vollmachtsurkunde dem Vollmachtgeber
zurückgegeben oder für kraftlos erklärt wird.

§173 Wirkungsdauer bei Kenntnis und
fahrlässiger Unkenntnis

Die Vorschriften des § 170, des § 171 Abs. 2
und des § 172 Abs. 2 finden keine Anwen-
dung, wenn der Dritte das Erlöschen der Ver-
tretungsmacht bei der Vornahme des Rechts-
geschäfts kennt oder kennen muss.

§174 Einseitiges Rechtsgeschäft eines
Bevollmächtigten

Ein einseitiges Rechtsgeschäft, das ein Be-
vollmächtigter einem anderen gegenüber
vornimmt, ist unwirksam, wenn der Bevoll-
mächtigte eine Vollmachtsurkunde nicht vor-
legt und der andere das Rechtsgeschäft aus
diesemGrunde unverzüglich zurückweist. Die
Zurückweisung ist ausgeschlossen, wenn der
Vollmachtgeber den anderen von der Bevoll-
mächtigung in Kenntnis gesetzt hatte.

§175 Rückgabe der Vollmachtsurkunde
Nach dem Erlöschen der Vollmacht hat der
Bevollmächtigte die Vollmachtsurkunde dem
Vollmachtgeber zurückzugeben; ein Zurück-
behaltungsrecht steht ihm nicht zu.

§176 Kraftloserklärung der
Vollmachtsurkunde

(1) Der Vollmachtgeber kann die Vollmachts-
urkunde durch eine öffentliche Bekanntma-
chung für kraftlos erklären; die Kraftloserklä-
rung muss nach den für die öffentliche Zu-
stellung einer Ladung geltenden Vorschriften
der Zivilprozessordnung veröffentlicht wer-
den. Mit dem Ablauf eines Monats nach der
letzten Einrückung in die öffentlichen Blätter
wird die Kraftloserklärung wirksam.
(2) Zuständig für die Bewilligung der Veröf-
fentlichung ist sowohl das Amtsgericht, in
dessen Bezirk der Vollmachtgeber seinen all-
gemeinen Gerichtsstand hat, als das Amts-
gericht, welches für die Klage auf Rückgabe
der Urkunde, abgesehen von dem Wert des
Streitgegenstands, zuständig sein würde.

II.1 BGB: Bürgerliches Gesetzbuch §§ 168–176

II

72 www.WALHALLA.de

www.WALHALLA.de


(3) Die Kraftloserklärung ist unwirksam,
wenn der Vollmachtgeber die Vollmacht nicht
widerrufen kann.

§177 Vertragsschluss durch Vertreter
ohne Vertretungsmacht

(1) Schließt jemand ohne Vertretungsmacht
im Namen eines anderen einen Vertrag, so
hängt die Wirksamkeit des Vertrags für und
gegen den Vertretenen von dessen Geneh-
migung ab.

(2) Fordert der andere Teil den Vertretenen
zur Erklärung über die Genehmigung auf, so
kann die Erklärung nur ihm gegenüber erfol-
gen; eine vor der Aufforderung dem Vertreter
gegenüber erklärte Genehmigung oder Ver-
weigerung der Genehmigung wird unwirk-
sam. Die Genehmigung kann nur bis zum
Ablauf von zwei Wochen nach dem Empfang
der Aufforderung erklärt werden; wird sie
nicht erklärt, so gilt sie als verweigert.

§178 Widerrufsrecht des anderen Teils
Bis zur Genehmigung des Vertrags ist der
andere Teil zum Widerruf berechtigt, es sei
denn, dass er den Mangel der Vertretungs-
macht bei dem Abschluss des Vertrags ge-
kannt hat. Der Widerruf kann auch dem Ver-
treter gegenüber erklärt werden.

§179 Haftung des Vertreters ohne
Vertretungsmacht

(1) Wer als Vertreter einen Vertrag geschlos-
sen hat, ist, sofern er nicht seine Vertre-
tungsmacht nachweist, dem anderen Teil
nach dessen Wahl zur Erfüllung oder zum
Schadensersatz verpflichtet, wenn der Ver-
tretene die Genehmigung des Vertrags ver-
weigert.

(2) Hat der Vertreter den Mangel der Vertre-
tungsmacht nicht gekannt, so ist er nur zum
Ersatz desjenigen Schadens verpflichtet,
welchen der andere Teil dadurch erleidet,
dass er auf die Vertretungsmacht vertraut,
jedoch nicht über den Betrag des Interesses
hinaus, welches der andere Teil an der Wirk-
samkeit des Vertrags hat.

(3) Der Vertreter haftet nicht, wenn der an-
dere Teil den Mangel der Vertretungsmacht

kannte oder kennen musste. Der Vertreter
haftet auch dann nicht, wenn er in der Ge-
schäftsfähigkeit beschränkt war, es sei denn,
dass er mit Zustimmung seines gesetzlichen
Vertreters gehandelt hat.

§180 Einseitiges Rechtsgeschäft
Bei einem einseitigen Rechtsgeschäft ist Ver-
tretung ohne Vertretungsmacht unzulässig.
Hat jedoch derjenige, welchem gegenüber
ein solches Rechtsgeschäft vorzunehmen
war, die von dem Vertreter behauptete Ver-
tretungsmacht bei der Vornahme des Rechts-
geschäfts nicht beanstandet oder ist er damit
einverstanden gewesen, dass der Vertreter
ohne Vertretungsmacht handele, so finden
die Vorschriften über Verträge entsprechende
Anwendung. Das Gleiche gilt, wenn ein ein-
seitiges Rechtsgeschäft gegenüber einem
Vertreter ohne Vertretungsmacht mit dessen
Einverständnis vorgenommen wird.

§181 Insichgeschäft
Ein Vertreter kann, soweit nicht ein anderes
ihm gestattet ist, im Namen des Vertretenen
mit sich im eigenen Namen oder als Vertreter
eines Dritten ein Rechtsgeschäft nicht vor-
nehmen, es sei denn, dass das Rechtsge-
schäft ausschließlich in der Erfüllung einer
Verbindlichkeit besteht.

Titel 6
Einwilligung und Genehmigung

§182 Zustimmung
(1) Hängt die Wirksamkeit eines Vertrags
oder eines einseitigen Rechtsgeschäfts, das
einem anderen gegenüber vorzunehmen ist,
von der Zustimmung eines Dritten ab, so kann
die Erteilung sowie die Verweigerung der Zu-
stimmung sowohl dem einen als dem ande-
ren Teil gegenüber erklärt werden.

(2) Die Zustimmung bedarf nicht der für das
Rechtsgeschäft bestimmten Form.

(3) Wird ein einseitiges Rechtsgeschäft, des-
sen Wirksamkeit von der Zustimmung eines
Dritten abhängt, mit Einwilligung des Dritten
vorgenommen, so finden die Vorschriften des
§ 111 Satz 2, 3 entsprechende Anwendung.
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§183 Widerruflichkeit der Einwilligung
Die vorherige Zustimmung (Einwilligung) ist
bis zur Vornahme des Rechtsgeschäfts wi-
derruflich, soweit nicht aus dem ihrer Ertei-
lung zugrunde liegenden Rechtsverhältnis
sich ein anderes ergibt. Der Widerruf kann
sowohl dem einen als dem anderen Teil ge-
genüber erklärt werden.

§184 Rückwirkung der Genehmigung
(1) Die nachträgliche Zustimmung (Geneh-
migung) wirkt auf den Zeitpunkt der Vornah-
me des Rechtsgeschäfts zurück, soweit nicht
ein anderes bestimmt ist.
(2) Durch die Rückwirkung werden Verfü-
gungen nicht unwirksam, die vor der Geneh-
migung über den Gegenstand des Rechtsge-
schäfts von dem Genehmigenden getroffen
worden oder im Wege der Zwangsvollstre-
ckung oder der Arrestvollziehung oder durch
den Insolvenzverwalter erfolgt sind.

§185 Verfügung eines Nichtberechtigten
(1) Eine Verfügung, die ein Nichtberechtigter
über einenGegenstand trifft, istwirksam,wenn
sie mit Einwilligung des Berechtigten erfolgt.
(2) Die Verfügung wird wirksam, wenn der
Berechtigte sie genehmigt oder wenn der
Verfügende den Gegenstand erwirbt oder
wenn er von dem Berechtigten beerbt wird
und dieser für die Nachlassverbindlichkeiten
unbeschränkt haftet. In den beiden letzteren
Fällen wird, wenn über den Gegenstand
mehrere miteinander nicht in Einklang ste-
hende Verfügungen getroffen worden sind,
nur die frühere Verfügung wirksam.

Abschnitt 4
Fristen, Termine

§186 Geltungsbereich
Für die in Gesetzen, gerichtlichen Verfügun-
gen und Rechtsgeschäften enthaltenen Frist-
und Terminbestimmungen gelten die Ausle-
gungsvorschriften der §§ 187 bis 193.

§187 Fristbeginn
(1) Ist für den Anfang einer Frist ein Ereignis
oder ein in den Lauf eines Tages fallender

Zeitpunkt maßgebend, so wird bei der Berech-
nung der Frist der Tag nicht mitgerechnet, in
welchen das Ereignis oder der Zeitpunkt fällt.

(2) Ist der Beginn eines Tages der für den An-
fang einer Frist maßgebende Zeitpunkt, sowird
dieser Tag bei der Berechnung der Frist mitge-
rechnet. Das Gleiche gilt von dem Tage der
Geburt bei der Berechnung des Lebensalters.

§188 Fristende
(1) Eine nach Tagen bestimmte Frist endigt
mit dem Ablauf des letzten Tages der Frist.

(2) Eine Frist, die nach Wochen, nach Monaten
oder nach einem mehrere Monate umfassen-
den Zeitraum – Jahr, halbes Jahr, Vierteljahr –
bestimmt ist, endigt im Falle des § 187 Abs. 1
mit dem Ablauf desjenigen Tages der letzten
Woche oder des letztenMonats, welcher durch
seine Benennung oder seine Zahl dem Tage
entspricht, in den das Ereignis oder der Zeit-
punkt fällt, im Falle des § 187 Abs. 2 mit dem
Ablauf desjenigen Tages der letzten Woche
oder des letzten Monats, welcher dem Tage
vorhergeht, der durch seine Benennung oder
seine Zahl demAnfangstag der Frist entspricht.

(3) Fehlt bei einer nach Monaten bestimmten
Frist in dem letzten Monat der für ihren Ab-
lauf maßgebende Tag, so endigt die Frist mit
dem Ablauf des letzten Tages dieses Monats.

§189 Berechnung einzelner Fristen
(1) Unter einem halben Jahr wird eine Frist
von sechs Monaten, unter einem Vierteljahre
eine Frist von drei Monaten, unter einem
halben Monat eine Frist von 15 Tagen ver-
standen.

(2) Ist eine Frist auf einen oder mehrere ganze
Monate und einen halben Monat gestellt, so
sind die 15 Tage zuletzt zu zählen.

§190 Fristverlängerung
Im Falle der Verlängerung einer Frist wird die
neue Frist von dem Ablauf der vorigen Frist an
berechnet.

§191 Berechnung von Zeiträumen
Ist ein Zeitraum nach Monaten oder nach
Jahren in dem Sinne bestimmt, dass er nicht
zusammenhängend zu verlaufen braucht, so
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wird der Monat zu 30, das Jahr zu 365 Tagen
gerechnet.

§192 Anfang, Mitte, Ende des Monats
Unter Anfang desMonats wird der erste, unter
Mitte des Monats der 15., unter Ende des
Monats der letzte Tag desMonats verstanden.

§193 Sonn- und Feiertag; Sonnabend
Ist an einem bestimmten Tage oder innerhalb
einer Frist eine Willenserklärung abzugeben
oder eine Leistung zu bewirken und fällt der
bestimmte Tag oder der letzte Tag der Frist auf
einen Sonntag, einen am Erklärungs- oder
Leistungsort staatlich anerkannten allgemeinen
Feiertag oder einen Sonnabend, so tritt an die
Stelle eines solchenTages der nächsteWerktag.

Abschnitt 5
Verjährung

Titel 1
Gegenstand und Dauer der Verjährung

§194 Gegenstand der Verjährung
(1) Das Recht, von einem anderen ein Tun
oder Unterlassen zu verlangen (Anspruch),
unterliegt der Verjährung.
(2) Der Verjährung unterliegen nicht
1. Ansprüche, die aus einem nicht verjährba-

ren Verbrechen erwachsen sind,
2. Ansprüche aus einem familienrechtlichen

Verhältnis, soweit sie auf die Herstellung
des dem Verhältnis entsprechenden Zu-
stands für die Zukunft oder auf die Ein-
willigung in die genetische Untersuchung
zur Klärung der leiblichen Abstammung
gerichtet sind.

§195 Regelmäßige Verjährungsfrist
Die regelmäßige Verjährungsfrist beträgt drei
Jahre.

§196 Verjährungsfrist bei Rechten an
einem Grundstück

Ansprüche auf Übertragung des Eigentums an
einem Grundstück sowie auf Begründung,
Übertragung oder Aufhebung eines Rechts an
einem Grundstück oder auf Änderung des In-
halts eines solchen Rechts sowie die Ansprüche
auf die Gegenleistung verjähren in zehn Jahren.

§197 Dreißigjährige Verjährungsfrist
(1) In 30 Jahren verjähren, soweit nicht ein
anderes bestimmt ist,
1. Schadensersatzansprüche, die auf der vor-

sätzlichen Verletzung des Lebens, des
Körpers, der Gesundheit, der Freiheit oder
der sexuellen Selbstbestimmung beruhen,

2. Herausgabeansprüche aus Eigentum, an-
deren dinglichen Rechten, den §§ 2018,
2130 und 2362 sowie die Ansprüche, die
der Geltendmachung der Herausgabean-
sprüche dienen,

3. rechtskräftig festgestellte Ansprüche,
4. Ansprüche aus vollstreckbaren Verglei-

chen oder vollstreckbaren Urkunden,
5. Ansprüche, die durch die im Insolvenzver-

fahren erfolgte Feststellung vollstreckbar
geworden sind, und

6. Ansprüche auf Erstattung der Kosten der
Zwangsvollstreckung.

(2) Soweit Ansprüche nach Absatz 1 Nr. 3 bis 5
künftig fällig werdende regelmäßig wieder-
kehrende Leistungen zum Inhalt haben, tritt an
die Stelle der Verjährungsfrist von 30 Jahren
die regelmäßige Verjährungsfrist.

§198 Verjährung bei Rechtsnachfolge
Gelangt eine Sache, hinsichtlich derer ein
dinglicher Anspruch besteht, durch Rechts-
nachfolge in den Besitz eines Dritten, so
kommt die während des Besitzes des Rechts-
vorgängers verstrichene Verjährungszeit dem
Rechtsnachfolger zugute.

§199 Beginn der regelmäßigen
Verjährungsfrist und Verjährungs-
höchstfristen

(1) Die regelmäßige Verjährungsfrist beginnt, so-
weit nicht ein anderer Verjährungsbeginn be-
stimmt ist, mit dem Schluss des Jahres, in dem
1. der Anspruch entstanden ist und
2. der Gläubiger von den den Anspruch be-

gründenden Umständen und der Person
des Schuldners Kenntnis erlangt oder ohne
grobe Fahrlässigkeit erlangen müsste.

(2) Schadensersatzansprüche, die auf der
Verletzung des Lebens, des Körpers, der Ge-
sundheit oder der Freiheit beruhen, verjähren
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ohne Rücksicht auf ihre Entstehung und die
Kenntnis oder grob fahrlässige Unkenntnis in
30 Jahren von der Begehung der Handlung,
der Pflichtverletzung oder dem sonstigen,
den Schaden auslösenden Ereignis an.

(3) Sonstige Schadensersatzansprüche ver-
jähren

1. ohne Rücksicht auf die Kenntnis oder grob
fahrlässige Unkenntnis in zehn Jahren von
ihrer Entstehung an und

2. ohne Rücksicht auf ihre Entstehung und
die Kenntnis oder grob fahrlässige Un-
kenntnis in 30 Jahren von der Begehung
der Handlung, der Pflichtverletzung oder
dem sonstigen, den Schaden auslösenden
Ereignis an.

Maßgeblich ist die früher endende Frist.

(3a) Ansprüche, die auf einem Erbfall beruhen
oder deren Geltendmachung die Kenntnis ei-
ner Verfügung von Todes wegen voraussetzt,
verjähren ohne Rücksicht auf die Kenntnis
oder grob fahrlässige Unkenntnis in 30 Jahren
von der Entstehung des Anspruchs an.

(4) Andere Ansprüche als die nach den Ab-
sätzen 2 bis 3a verjähren ohne Rücksicht auf
die Kenntnis oder grob fahrlässige Unkennt-
nis in zehn Jahren von ihrer Entstehung an.

(5) Geht der Anspruch auf ein Unterlassen, so
tritt an die Stelle der Entstehung die Zuwi-
derhandlung.

§200 Beginn anderer Verjährungsfristen
Die Verjährungsfrist von Ansprüchen, die
nicht der regelmäßigen Verjährungsfrist un-
terliegen, beginnt mit der Entstehung des
Anspruchs, soweit nicht ein anderer Verjäh-
rungsbeginn bestimmt ist. § 199 Abs. 5 findet
entsprechende Anwendung.

§201 Beginn der Verjährungsfrist von
festgestellten Ansprüchen

Die Verjährung von Ansprüchen der in § 197
Abs. 1 Nr. 3 bis 6 bezeichneten Art beginntmit
der Rechtskraft der Entscheidung, der Errich-
tung des vollstreckbaren Titels oder der Fest-
stellung im Insolvenzverfahren, nicht jedoch
vor der Entstehung des Anspruchs. § 199
Abs. 5 findet entsprechende Anwendung.

§202 Unzulässigkeit von Verein-
barungen über die Verjährung

(1) Die Verjährung kann bei Haftung wegen
Vorsatzes nicht im Voraus durch Rechtsge-
schäft erleichtert werden.

(2) Die Verjährung kann durch Rechtsge-
schäft nicht über eine Verjährungsfrist von
30 Jahren ab dem gesetzlichen Verjährungs-
beginn hinaus erschwert werden.

Titel 2
Hemmung, Ablaufhemmung und

Neubeginn der Verjährung

§203 Hemmung der Verjährung bei
Verhandlungen

Schweben zwischen dem Schuldner und dem
Gläubiger Verhandlungen über den Anspruch
oder die den Anspruch begründenden Um-
stände, so ist die Verjährung gehemmt, bis
der eine oder der andere Teil die Fortsetzung
der Verhandlungen verweigert. Die Verjäh-
rung tritt frühestens drei Monate nach dem
Ende der Hemmung ein.

§204 Hemmung der Verjährung durch
Rechtsverfolgung

(1) Die Verjährung wird gehemmt durch

1. die Erhebung der Klage auf Leistung
oder auf Feststellung des Anspruchs,
auf Erteilung der Vollstreckungsklausel
oder auf Erlass des Vollstreckungsur-
teils,

1a. die Erhebung einer Musterfeststel-
lungsklage für einen Anspruch, den ein
Gläubiger zu dem zu der Klage geführ-
ten Klageregister wirksam angemeldet
hat, wenn dem angemeldeten Anspruch
derselbe Lebenssachverhalt zugrunde
liegt wie den Feststellungszielen der
Musterfeststellungsklage,

2. die Zustellung des Antrags im verein-
fachten Verfahren über den Unterhalt
Minderjähriger,

3. die Zustellung des Mahnbescheids im
Mahnverfahren oder des Europäischen
Zahlungsbefehls im EuropäischenMahn-
verfahren nach der Verordnung (EG)

II.1 BGB: Bürgerliches Gesetzbuch §§ 200–204

II

76 www.WALHALLA.de

www.WALHALLA.de


Nr. 1896/2006 des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 12. Dezember
2006 zur Einführung eines Europäischen
Mahnverfahrens (ABl. EU Nr. L 399 S. 1),

4. die Veranlassung der Bekanntgabe ei-
nes Antrags, mit dem der Anspruch
geltend gemacht wird, bei einer
a) staatlichen oder staatlich anerkann-

ten Streitbeilegungsstelle oder
b) anderen Streitbeilegungsstelle, wenn

das Verfahren im Einvernehmen mit
dem Antragsgegner betrieben wird;

die Verjährung wird schon durch den
Eingang des Antrags bei der Streitbeile-
gungsstelle gehemmt, wenn der Antrag
demnächst bekannt gegeben wird,

5. die Geltendmachung der Aufrechnung
des Anspruchs im Prozess,

6. die Zustellung der Streitverkündung,

6a. die Zustellung der Anmeldung zu einem
Musterverfahren für darin bezeichnete
Ansprüche, soweit diesen der gleiche Le-
benssachverhalt zugrunde liegt wie den
Feststellungszielen desMusterverfahrens
und wenn innerhalb von drei Monaten
nach dem rechtskräftigen Ende des Mus-
terverfahrens die Klage auf Leistungen
oder Feststellung der in der Anmeldung
bezeichneten Ansprüche erhoben wird,

7. die Zustellung des Antrags auf Durch-
führung eines selbständigen Beweisver-
fahrens,

8. den Beginn eines vereinbarten Begut-
achtungsverfahrens,

9. die Zustellung des Antrags auf Erlass
eines Arrests, einer einstweiligen Verfü-
gung oder einer einstweiligen Anord-
nung, oder, wenn der Antrag nicht zu-
gestellt wird, dessen Einreichung, wenn
der Arrestbefehl, die einstweilige Verfü-
gung oder die einstweilige Anordnung
innerhalb eines Monats seit Verkün-
dung oder Zustellung an den Gläubiger
dem Schuldner zugestellt wird,

10. die Anmeldung des Anspruchs im Insol-
venzverfahren oder im Schifffahrts-
rechtlichen Verteilungsverfahren,

10a. die Anordnung einer Vollstreckungs-
sperre nach dem Unternehmensstabili-
sierungs- und -restrukturierungsgesetz,
durch die der Gläubiger an der Einlei-
tung der Zwangsvollstreckung wegen
des Anspruchs gehindert ist,

11. den Beginn des schiedsrichterlichen
Verfahrens,

12. die Einreichung des Antrags bei einer
Behörde, wenn die Zulässigkeit der Kla-
ge von der Vorentscheidung dieser Be-
hörde abhängt und innerhalb von drei
Monaten nach Erledigung des Gesuchs
die Klage erhoben wird; dies gilt ent-
sprechend für bei einem Gericht oder
bei einer in Nummer 4 bezeichneten
Streitbeilegungsstelle zu stellende An-
träge, deren Zulässigkeit von der Vor-
entscheidung einer Behörde abhängt,

13. die Einreichung des Antrags bei dem
höheren Gericht, wenn dieses das zu-
ständige Gericht zu bestimmen hat und
innerhalb von drei Monaten nach Erle-
digung des Gesuchs die Klage erhoben
oder der Antrag, für den die Gerichts-
standsbestimmung zu erfolgen hat, ge-
stellt wird, und

14. die Veranlassung der Bekanntgabe des
erstmaligen Antrags auf Gewährung
von Prozesskostenhilfe oder Verfah-
renskostenhilfe; wird die Bekanntgabe
demnächst nach der Einreichung des
Antrags veranlasst, so tritt die Hem-
mung der Verjährung bereits mit der
Einreichung ein.

(2) Die Hemmung nach Absatz 1 endet sechs
Monate nach der rechtskräftigen Entschei-
dung oder anderweitigen Beendigung des
eingeleiteten Verfahrens. Die Hemmung nach
Absatz 1 Nummer 1a endet auch sechs Mo-
nate nach der Rücknahme der Anmeldung
zum Klageregister. Gerät das Verfahren da-
durch in Stillstand, dass die Parteien es nicht
betreiben, so tritt an die Stelle der Beendi-
gung des Verfahrens die letzte Verfahrens-
handlung der Parteien, des Gerichts oder der
sonst mit dem Verfahren befassten Stelle. Die
Hemmung beginnt erneut, wenn eine der
Parteien das Verfahren weiter betreibt.
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(3) Auf die Frist nach Absatz 1 Nr. 6a, 9, 12
und 13 finden die §§ 206, 210 und 211 ent-
sprechende Anwendung.

§205 Hemmung der Verjährung bei
Leistungsverweigerungsrecht

Die Verjährung ist gehemmt, solange der
Schuldner auf Grund einer Vereinbarung mit
dem Gläubiger vorübergehend zur Verweige-
rung der Leistung berechtigt ist.

§206 Hemmung der Verjährung bei
höherer Gewalt

Die Verjährung ist gehemmt, solange der
Gläubiger innerhalb der letzten sechsMonate
der Verjährungsfrist durch höhere Gewalt an
der Rechtsverfolgung gehindert ist.

§207 Hemmung der Verjährung aus
familiären und ähnlichen Gründen

(1) Die Verjährung von Ansprüchen zwischen
Ehegatten ist gehemmt, solange die Ehe be-
steht. DasGleiche gilt für Ansprüche zwischen
1. Lebenspartnern, solange die Lebenspart-

nerschaft besteht,
2. dem Kind und

a) seinen Eltern oder
b) dem Ehegatten oder Lebenspartner ei-

nes Elternteils

bis zur Vollendung des 21. Lebensjahres
des Kindes,

3. dem Vormund und dem Mündel während
der Dauer des Vormundschaftsverhältnisses,

4. dem Betreuten und dem Betreuer wäh-
rend der Dauer des Betreuungsverhältnis-
ses und

5. dem Pflegling und dem Pfleger während
der Dauer der Pflegschaft.

Die Verjährung von Ansprüchen des Kindes
gegen den Beistand ist während der Dauer
der Beistandschaft gehemmt.
(2) § 208 bleibt unberührt.

§208 Hemmung der Verjährung bei
Ansprüchenwegen Verletzung der
sexuellen Selbstbestimmung

Die Verjährung von Ansprüchen wegen Ver-
letzung der sexuellen Selbstbestimmung ist

bis zur Vollendung des 21. Lebensjahrs des
Gläubigers gehemmt. Lebt der Gläubiger von
Ansprüchen wegen Verletzung der sexuellen
Selbstbestimmung bei Beginn der Verjährung
mit dem Schuldner in häuslicher Gemein-
schaft, so ist die Verjährung auch bis zur Be-
endigung der häuslichen Gemeinschaft ge-
hemmt.

§209 Wirkung der Hemmung
Der Zeitraum, während dessen die Verjäh-
rung gehemmt ist, wird in die Verjährungs-
frist nicht eingerechnet.

§210 Ablaufhemmung bei nicht voll
Geschäftsfähigen

(1) Ist eine geschäftsunfähige oder in der
Geschäftsfähigkeit beschränkte Person ohne
gesetzlichen Vertreter, so tritt eine für oder
gegen sie laufende Verjährung nicht vor dem
Ablauf von sechs Monaten nach dem Zeit-
punkt ein, in dem die Person unbeschränkt
geschäftsfähig oder der Mangel der Vertre-
tung behoben wird. Ist die Verjährungsfrist
kürzer als sechs Monate, so tritt der für die
Verjährung bestimmte Zeitraum an die Stelle
der sechs Monate.

(2) Absatz 1 findet keine Anwendung, soweit
eine in der Geschäftsfähigkeit beschränkte
Person prozessfähig ist.

§211 Ablaufhemmung in Nachlassfällen
Die Verjährung eines Anspruchs, der zu einem
Nachlass gehört oder sich gegen einen
Nachlass richtet, tritt nicht vor dem Ablauf
von sechs Monaten nach dem Zeitpunkt ein,
in dem die Erbschaft von dem Erben ange-
nommen oder das Insolvenzverfahren über
den Nachlass eröffnet wird oder von dem an
der Anspruch von einem oder gegen einen
Vertreter geltend gemacht werden kann. Ist
die Verjährungsfrist kürzer als sechs Monate,
so tritt der für die Verjährung bestimmte
Zeitraum an die Stelle der sechs Monate.

§212 Neubeginn der Verjährung
(1) Die Verjährung beginnt erneut, wenn

1. der Schuldner dem Gläubiger gegenüber
den Anspruch durch Abschlagszahlung,
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Zinszahlung, Sicherheitsleistung oder in
anderer Weise anerkennt oder

2. eine gerichtliche oder behördliche Voll-
streckungshandlung vorgenommen oder
beantragt wird.

(2) Der erneute Beginn der Verjährung infolge
einer Vollstreckungshandlung gilt als nicht
eingetreten, wenn die Vollstreckungshand-
lung auf Antrag des Gläubigers oder wegen
Mangels der gesetzlichen Voraussetzungen
aufgehoben wird.
(3) Der erneute Beginn der Verjährung durch
den Antrag auf Vornahme einer Vollstre-
ckungshandlung gilt als nicht eingetreten,
wenn dem Antrag nicht stattgegeben oder
der Antrag vor der Vollstreckungshandlung
zurückgenommen oder die erwirkte Vollstre-
ckungshandlung nach Absatz 2 aufgehoben
wird.

§213 Hemmung, Ablaufhemmung und
erneuter Beginn der Verjährung
bei anderen Ansprüchen

Die Hemmung, die Ablaufhemmung und der
erneute Beginn der Verjährung gelten auch
für Ansprüche, die aus demselben Grunde
wahlweise neben dem Anspruch oder an
seiner Stelle gegeben sind.

Titel 3
Rechtsfolgen der Verjährung

§214 Wirkung der Verjährung
(1) Nach Eintritt der Verjährung ist der
Schuldner berechtigt, die Leistung zu ver-
weigern.
(2) Das zur Befriedigung eines verjährten
Anspruchs Geleistete kann nicht zurückge-
fordert werden, auch wenn in Unkenntnis der
Verjährung geleistet worden ist. Das Gleiche
gilt von einem vertragsmäßigen Anerkennt-
nis sowie einer Sicherheitsleistung des
Schuldners.

§215 Aufrechnung und Zurück-
behaltungsrecht nach Eintritt der
Verjährung

Die Verjährung schließt die Aufrechnung und
die Geltendmachung eines Zurückbehal-

tungsrechts nicht aus, wenn der Anspruch in
dem Zeitpunkt noch nicht verjährt war, in
dem erstmals aufgerechnet oder die Leistung
verweigert werden konnte.

§216 Wirkung der Verjährung bei
gesicherten Ansprüchen

(1) Die Verjährung eines Anspruchs, für den
eine Hypothek, eine Schiffshypothek oder ein
Pfandrecht besteht, hindert den Gläubiger
nicht, seine Befriedigung aus dem belasteten
Gegenstand zu suchen.
(2) Ist zur Sicherung eines Anspruchs ein
Recht verschafft worden, so kann die Rück-
übertragung nicht auf Grund der Verjährung
des Anspruchs gefordert werden. Ist das Ei-
gentum vorbehalten, so kann der Rücktritt
vom Vertrag auch erfolgen, wenn der gesi-
cherte Anspruch verjährt ist.
(3) Die Absätze 1 und 2 finden keine An-
wendung auf die Verjährung von Ansprüchen
auf Zinsen und andere wiederkehrende Leis-
tungen.

§217 Verjährung von Nebenleistungen
Mit dem Hauptanspruch verjährt der An-
spruch auf die von ihm abhängenden Neben-
leistungen, auch wenn die für diesen An-
spruch geltende besondere Verjährung noch
nicht eingetreten ist.

§218 Unwirksamkeit des Rücktritts
(1) Der Rücktritt wegen nicht oder nicht ver-
tragsgemäß erbrachter Leistung ist unwirk-
sam, wenn der Anspruch auf die Leistung
oder der Nacherfüllungsanspruch verjährt ist
und der Schuldner sich hierauf beruft. Dies
gilt auch, wenn der Schuldner nach § 275
Absatz 1 bis 3, § 439 Absatz 4 oder § 635
Absatz 3 nicht zu leisten braucht und der
Anspruch auf die Leistung oder der Nacher-
füllungsanspruch verjährt wäre. § 216 Abs. 2
Satz 2 bleibt unberührt.
(2) § 214 Abs. 2 findet entsprechende An-
wendung.
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Buch 2
Recht der Schuldverhältnisse

Abschnitt 3
Schuldverhältnisse aus Verträgen

Titel 1
Begründung, Inhalt und Beendigung

Untertitel 1
Begründung

§311 Rechtsgeschäftliche und rechts-
geschäftsähnliche Schuld-
verhältnisse

(1) Zur Begründung eines Schuldverhältnis-
ses durch Rechtsgeschäft sowie zur Ände-
rung des Inhalts eines Schuldverhältnisses ist
ein Vertrag zwischen den Beteiligten erfor-
derlich, soweit nicht das Gesetz ein anderes
vorschreibt.
(2) Ein Schuldverhältnis mit Pflichten nach
§ 241 Abs. 2 entsteht auch durch
1. die Aufnahme von Vertragsverhandlun-

gen,
2. die Anbahnung eines Vertrags, bei wel-

cher der eine Teil im Hinblick auf eine et-
waige rechtsgeschäftliche Beziehung dem
anderen Teil die Möglichkeit zur Einwir-
kung auf seine Rechte, Rechtsgüter und
Interessen gewährt oder ihm diese anver-
traut, oder

3. ähnliche geschäftliche Kontakte.
(3) Ein Schuldverhältnis mit Pflichten nach
§ 241 Abs. 2 kann auch zu Personen entste-
hen, die nicht selbst Vertragspartei werden
sollen. Ein solches Schuldverhältnis entsteht
insbesondere, wenn der Dritte in besonderem
Maße Vertrauen für sich in Anspruch nimmt
und dadurch die Vertragsverhandlungen oder
den Vertragsschluss erheblich beeinflusst.

§311a Leistungshindernis bei Vertrags-
schluss

(1) Der Wirksamkeit eines Vertrags steht es
nicht entgegen, dass der Schuldner nach
§ 275 Abs. 1 bis 3 nicht zu leisten braucht und
das Leistungshindernis schon bei Vertrags-
schluss vorliegt.

(2) Der Gläubiger kann nach seiner Wahl
Schadensersatz statt der Leistung oder Ersatz
seiner Aufwendungen in dem in § 284 be-
stimmten Umfang verlangen. Dies gilt nicht,
wenn der Schuldner das Leistungshindernis
bei Vertragsschluss nicht kannte und seine
Unkenntnis auch nicht zu vertreten hat. § 281
Abs. 1 Satz 2 und 3 und Abs. 5 findet ent-
sprechende Anwendung.

§311b Verträge über Grundstücke, das
Vermögen und den Nachlass

(1) Ein Vertrag, durch den sich der eine Teil
verpflichtet, das Eigentum an einem Grund-
stück zu übertragen oder zu erwerben, bedarf
der notariellen Beurkundung. Ein ohne Be-
achtung dieser Form geschlossener Vertrag
wird seinem ganzen Inhalt nach gültig, wenn
die Auflassung und die Eintragung in das
Grundbuch erfolgen.
(2) Ein Vertrag, durch den sich der eine Teil
verpflichtet, sein künftiges Vermögen oder
einen Bruchteil seines künftigen Vermögens
zu übertragen oder mit einem Nießbrauch zu
belasten, ist nichtig.
(3) Ein Vertrag, durch den sich der eine Teil
verpflichtet, sein gegenwärtiges Vermögen
oder einen Bruchteil seines gegenwärtigen
Vermögens zu übertragen oder mit einem
Nießbrauch zu belasten, bedarf der notariel-
len Beurkundung.
(4) Ein Vertrag über den Nachlass eines noch
lebenden Dritten ist nichtig. Das Gleiche gilt
von einem Vertrag über den Pflichtteil oder
ein Vermächtnis aus dem Nachlass eines
noch lebenden Dritten.
(5) Absatz 4 gilt nicht für einen Vertrag, der
unter künftigen gesetzlichen Erben über den
gesetzlichen Erbteil oder den Pflichtteil eines
von ihnen geschlossen wird. Ein solcher Ver-
trag bedarf der notariellen Beurkundung.

§311c Erstreckung auf Zubehör
Verpflichtet sich jemand zur Veräußerung
oder Belastung einer Sache, so erstreckt sich
diese Verpflichtung im Zweifel auch auf das
Zubehör der Sache.
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Untertitel 2
Grundsätze bei Verbraucherverträgen

und besondere Vertriebsformen

Kapitel 1
Anwendungsbereich und Grundsätze bei

Verbraucherverträgen

§312 Anwendungsbereich
(1) Die Vorschriften der Kapitel 1 und 2 dieses
Untertitels sind auf Verbraucherverträge an-
zuwenden, bei denen sich der Verbraucher zu
der Zahlung eines Preises verpflichtet.

(1a) Die Vorschriften der Kapitel 1 und 2 die-
ses Untertitels sind auch auf Verbraucherver-
träge anzuwenden, bei denen der Verbrau-
cher dem Unternehmer personenbezogene
Daten bereitstellt oder sich hierzu verpflich-
tet. Dies gilt nicht, wenn der Unternehmer die
vom Verbraucher bereitgestellten personen-
bezogenen Daten ausschließlich verarbeitet,
um seine Leistungspflicht oder an ihn ge-
stellte rechtliche Anforderungen zu erfüllen,
und sie zu keinem anderen Zweck verarbei-
tet.

(2) Von den Vorschriften der Kapitel 1 und 2
dieses Untertitels ist nur § 312a Absatz 1, 3, 4
und 6 auf folgende Verträge anzuwenden:

1. notariell beurkundete Verträge
a) über Finanzdienstleistungen, die au-

ßerhalb von Geschäftsräumen ge-
schlossen werden,

b) die keine Verträge über Finanzdienst-
leistungen sind; für Verträge, für die
das Gesetz die notarielle Beurkun-
dung des Vertrags oder einer Ver-
tragserklärung nicht vorschreibt, gilt
dies nur, wenn der Notar darüber be-
lehrt, dass die Informationspflichten
nach § 312d Absatz 1 und das Wider-
rufsrecht nach § 312g Absatz 1 ent-
fallen,

2. Verträge über die Begründung, den Er-
werb oder die Übertragung von Eigen-
tum oder anderen Rechten an Grundstü-
cken,

3. Verbraucherbauverträge nach § 650i Ab-
satz 1,

4. (weggefallen),

5. (weggefallen),

6. Verträge über Teilzeit-Wohnrechte, lang-
fristige Urlaubsprodukte, Vermittlungen
und Tauschsysteme nach den §§ 481
bis 481b,

7. Behandlungsverträge nach § 630a,

8. Verträge über die Lieferung von Lebens-
mitteln, Getränken oder sonstigen Haus-
haltsgegenständen des täglichen Be-
darfs, die am Wohnsitz, am Aufenthalts-
ort oder am Arbeitsplatz eines Verbrau-
chers von einem Unternehmer im Rah-
men häufiger und regelmäßiger Fahrten
geliefert werden,

9. Verträge, die unter Verwendung von Wa-
renautomaten und automatisierten Ge-
schäftsräumen geschlossen werden,

10. Verträge, die mit Betreibern von Tele-
kommunikationsmitteln mit Hilfe öffent-
licher Münz- und Kartentelefone zu de-
ren Nutzung geschlossen werden,

11. Verträge zur Nutzung einer einzelnen
von einem Verbraucher hergestellten Te-
lefon-, Internet- oder Telefaxverbindung,

12. außerhalb von Geschäftsräumen ge-
schlossene Verträge, bei denen die Leis-
tung bei Abschluss der Verhandlungen
sofort erbracht und bezahlt wird und das
vom Verbraucher zu zahlende Entgelt
40 Euro nicht überschreitet, und

13. Verträge über den Verkauf beweglicher
Sachen auf Grund von Zwangsvollstre-
ckungsmaßnahmen oder anderen ge-
richtlichen Maßnahmen.

(3) Auf Verträge über soziale Dienstleistun-
gen, wie Kinderbetreuung oder Unterstüt-
zung von dauerhaft oder vorübergehend
hilfsbedürftigen Familien oder Personen, ein-
schließlich Langzeitpflege, sind von den Vor-
schriften der Kapitel 1 und 2 dieses Unterti-
tels nur folgende anzuwenden:

1. die Definitionen der außerhalb von Ge-
schäftsräumen geschlossenen Verträge
und der Fernabsatzverträge nach den
§§ 312b und 312c,
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2. § 312a Absatz 1 über die Pflicht zur Of-
fenlegung bei Telefonanrufen,

3. § 312a Absatz 3 über die Wirksamkeit der
Vereinbarung, die auf eine über das ver-
einbarte Entgelt für die Hauptleistung hi-
nausgehende Zahlung gerichtet ist,

4. §312a Absatz 4 über die Wirksamkeit der
Vereinbarung eines Entgelts für die Nut-
zung von Zahlungsmitteln,

5. § 312a Absatz 6,

6. § 312d Absatz 1 in Verbindung mit Arti-
kel 246a § 1 Absatz 2 und 3 des Einfüh-
rungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetz-
buche über die Pflicht zur Information über
das Widerrufsrecht und

7. § 312g über das Widerrufsrecht.

(4) Auf Verträge über die Vermietung von
Wohnraum sind von den Vorschriften der Ka-
pitel 1 und 2 dieses Untertitels nur die in
Absatz 3 Nummer 1 bis 7 genannten Bestim-
mungen anzuwenden. Die in Absatz 3 Num-
mer 1, 6 und 7 genannten Bestimmungen
sind jedoch nicht auf die Begründung eines
Mietverhältnisses über Wohnraum anzuwen-
den, wenn der Mieter die Wohnung zuvor
besichtigt hat.

(5) Bei Vertragsverhältnissen über Bank-
dienstleistungen sowie Dienstleistungen im
Zusammenhang mit einer Kreditgewährung,
Versicherung, Altersversorgung von Einzel-
personen, Geldanlage oder Zahlung (Finanz-
dienstleistungen), die eine erstmalige Ver-
einbarung mit daran anschließenden auf-
einanderfolgenden Vorgängen oder eine da-
ran anschließende Reihe getrennter, in einem
zeitlichen Zusammenhang stehender Vorgän-
ge gleicher Art umfassen, sind die Vorschrif-
ten der Kapitel 1 und 2 dieses Untertitels nur
auf die erste Vereinbarung anzuwenden.
§ 312a Absatz 1, 3, 4 und 6 ist daneben auf
jeden Vorgang anzuwenden. Wenn die in
Satz 1 genannten Vorgänge ohne eine solche
Vereinbarung aufeinanderfolgen, gelten die
Vorschriften über Informationspflichten des
Unternehmers nur für den ersten Vorgang.
Findet jedoch länger als ein Jahr kein Vorgang
der gleichen Art mehr statt, so gilt der

nächste Vorgang als der erste Vorgang einer
neuen Reihe im Sinne von Satz 3.

(6) Von den Vorschriften der Kapitel 1 und 2
dieses Untertitels ist auf Verträge über Versi-
cherungen sowie auf Verträge über deren
Vermittlung nur § 312a Absatz 3, 4 und 6
anzuwenden.

(7) Auf Pauschalreiseverträge nach den
§§ 651a und 651c sind von den Vorschriften
dieses Untertitels nur § 312a Absatz 3 bis 6,
die §§ 312i, 312j Absatz 2 bis 5 und § 312m
anzuwenden; diese Vorschriften finden auch
Anwendung, wenn der Reisende kein Ver-
braucher ist. Ist der Reisende ein Verbraucher,
ist auf Pauschalreiseverträge nach § 651a, die
außerhalb von Geschäftsräumen geschlossen
worden sind, auch § 312g Absatz 1 anzu-
wenden, es sei denn, die mündlichen Ver-
handlungen, auf denen der Vertragsschluss
beruht, sind auf vorhergehende Bestellung
des Verbrauchers geführt worden.

(8) Auf Verträge über die Beförderung von
Personen ist von den Vorschriften der Kapi-
tel 1 und 2 dieses Untertitels nur § 312a Ab-
satz 1 und 3 bis 6 anzuwenden.

§312a Allgemeine Pflichten und
Grundsätze bei Verbraucher-
verträgen; Grenzen der
Vereinbarung von Entgelten

(1) Ruft der Unternehmer oder eine Person,
die in seinem Namen oder Auftrag handelt,
den Verbraucher an, um mit diesem einen
Vertrag zu schließen, hat der Anrufer zu Be-
ginn des Gesprächs seine Identität und ge-
gebenenfalls die Identität der Person, für die
er anruft, sowie den geschäftlichen Zweck
des Anrufs offenzulegen.

(2) Der Unternehmer ist verpflichtet, den
Verbraucher nach Maßgabe des Artikels 246
des Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen
Gesetzbuche zu informieren. Der Unterneh-
mer kann von dem Verbraucher Fracht-, Lie-
fer- oder Versandkosten und sonstige Kosten
nur verlangen, soweit er den Verbraucher
über diese Kosten entsprechend den Anfor-
derungen aus Artikel 246 Absatz 1 Nummer 3
des Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen
Gesetzbuche informiert hat. Die Sätze 1 und 2
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